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Häufig werden in Staat und Kommune Privatisierungsentscheidungen vor-
schnell getroffen, ohne den öffentlichen Einrichtungen die Gelegenheit zu
geben, die eigene Leistungsfähigkeit zu verbessern. Privatisierungen führen
zudem keineswegs automatisch zu mehr Leistung und höherer Wirtschaftlich-
keit. Im vorliegenden Buch wird daher genauer untersucht, was geschehen
muss, um öffentliche Einrichtungen leistungsfähig zu machen und um ihnen
dadurch die Chance zu geben, sich in Markt und Wettbewerb zu behaupten.
Das Buch beschäftigt sich vor allem mit Dienstleistungseinrichtungen der deut-
schen Kommunen, schwerpunktmäßig in den Bereichen IT-Dienste, städtisches
Grün, Druckereiwesen und Gebäudereinigung.

Folgende Ergebnisse der Studie werden im Buch ausführlich erörtert:

y Der deutsche Rechtsrahmen und einige EU-Vorgaben behindern Wettbe-
werbsaktivitäten der Kommunen. Dies gilt insbesondere für das Vergabe-
recht sowie für einige Regelungen der Kommunalverfassungen. Häufig
bleibt den Kommunen als unbefriedigende Lösung lediglich die rechtliche
Verselbständigung derjenigen Dienstleistungsbetriebe, die in den Wettbe-
werb gestellt werden sollen.

y Die deutschen Kommunen haben bisher nur selten und zögerlich umfassen-
de Strategien zur Wettbewerbsstärkung ihrer eigenen Dienstleister unter-
nommen. Es gibt meist keine klare Zielvorstellung beim Träger, es fehlt eine
wirksame politische Steuerung der Dienstleister und man hat denselben nur
selten die nötigen managerialen Freiheiten eingeräumt.

y Aber auch die Dienstleister selber haben bisher meist nur zögerlich auf das
neue Umfeld reagiert. Was sind die strategischen Optionen kommunaler
Dienstleister? Insbesondere sind das die Verbesserung von Produkten und 
Leistungen, wirksame betriebliche Steuerung der Prozesse, die Optimierung
von Kostenstrukturen sowie Strategien der Geschäftsfelderweiterung.

y Wirkungen der ersten positiven Schritte in den Wettbewerb: Die Fallbeispiele
zeigen, dass es beachtliche Produktivitätsgewinne und gewisse Kostenein-
sparungen gibt, dass das Qualitätsbewußtsein der Dienstleister steigt und
dass die Beschäftigungseffekte »durchwachsen« sind (einerseits Arbeitsver-
dichtung und Arbeitsplatzabbau, andererseits Sicherung vorhandener
Arbeitsplätze sowie höhere Arbeitszufriedenheit).

Insgesamt zeigt sich, dass sich Kommunen trotz rechtlicher Restriktionen auch
heute bereits dem Wettbewerb stellen und sich für ihn fit machen können.
Entscheidend dabei ist das Design der Strategien und der Strukturen sowie ein
klarer politischer Wille des kommunalen Trägers. Ausländische Erfahrungen
belegen zudem, dass sich kommunale Dienstleister im Wettbewerb mit Priva-
ten durchaus erfolgreich behaupten können.
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V O R W O R T

»Konkurrieren statt Privatisieren« ist ein etwas normativ aufgeladener Slogan, aber

er trifft unser Anliegen recht gut. Häufig werden in Staat und Kommune Privatisie-

rungsentscheidungen vorschnell getroffen, ohne dass den öffentlichen Einrichtun-

gen, die ins Privateigentum überführt werden, die Gelegenheit gegeben wird, die

eigene Leistungsfähigkeit zu verbessern. Und Privatisierungen führen, wie man

immer wieder erneut feststellen kann, keineswegs automatisch zu mehr Leistung

und höherer Wirtschaftlichkeit. Wir haben also an der Universität Potsdam begon-

nen, genauer zu untersuchen, was geschehen muss, um öffentliche Einrichtungen

leistungsfähig zu machen und um ihnen dadurch die Chance zu geben, sich in Markt

und Wettbewerb zu behaupten. Dies geschah mit besonderem Blick auf Dienstleis-

tungseinrichtungen der deutschen Kommunen, und zwar schwerpunktmäßig in

den Bereichen IT-Dienste, städtisches Grün, Druckereiwesen und Gebäudereinigung.

Das Projekt »Konkurrieren statt Privatisieren« lief über zwei Jahre, es fand am

Kommunalwissenschaftlichen Institut (KWI) der Universität Potsdam statt und es

wurde großzügigerweise von der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) gefördert. Es baute

auf einer – ebenfalls von der HBS geförderten – Vorstudie gleichen Titels auf, die

von Dietmar Hille mit Unterstützung von Oliver Klein und Stefan Rösler erstellt wurde

und sich vor allem mit den rechtlichen Fragen der Wettbewerbsteilnahme kom-

munaler Einrichtungen beschäftigte (Download dieses Berichts von der Webseite

des KWI: www.uni-potsdam.de/u/kwi). Am Projekt arbeiteten vier wissenschaftliche

Mitarbeiter und Hilfskräfte: Christoph Andersen, Marcus Beck, Robert Kösling und

Stephan Selle. Im Rahmen der Projektarbeit sind umfassende theoretische Analy-

sen sowie ausgiebige Praxisrecherchen durchgeführt worden. Erwähnenswert sind

detaillierte Marktstudien zu den oben erwähnten Untersuchungsbereichen, die in

einem KWI-Projektbericht publiziert worden sind: (C. Andersen et al: Marktsituation

ausgewählter kommunaler Dienstleistungen. KWI-Projektbericht Nr. 4. Potsdam De-

zember 2003 – der Bericht kann ebenfalls von der erwähnten Webseite des KWI her-

untergeladen werden). Ferner sind im Projekt zahlreiche Fallstudien zu »good prac-

tice« einzelner kommunaler Dienstleister ausgearbeitet worden, die sich teilweise

und sehr kurzgefasst zur Illustration auch in diesem Buch wiederfinden.

Das Forschungsprojekt »Konkurrieren statt Privatisieren« ist betont praxisori-

entiert durchgeführt worden. Es ging uns vor allem darum, herauszufinden und auf-

zuzeigen, welche Strategien kommunale Dienstleister entwickeln müssen, um wett-
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bewerbsfähig zu werden. Diese Strategien und deren Voraussetzungen wurden in

mehreren Workshops mit Praxisvertretern und weiteren Wissenschaftlern erörtert.

Außerdem gab es aus dem Projekt heraus eine Reihe von Fachaufsätzen in Büchern

und Zeitschriften. Aus dem Forschungsprojekt ist ferner eine Dissertation entstan-

den, die abgeschlossen ist und in Kürze an der Universität Potsdam verteidigt wer-

den wird (C. Andersen: Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Dienst-

leistungen: Lokale Gestaltungsstrategien und Effekte am Beispiel der IT-Dienst-

leistungsproduktion. Potsdam 2004).

Wir legen mit diesem Buch die Ergebnisse unserer Forschungsarbeit vor. Dieses

Buch ist ganz eindeutig für den kommunalen Politiker und Praktiker geschrieben,

dem es Handlungsempfehlungen an die Hand geben möchte, wie kommunale

Dienstleistungsbetriebe leistungs- und wettbewerbsfähig gemacht werden kön-

nen. Unsere Praxisbeispiele zeigen, dass es zwar bereits einige gute Ansätze dazu

in manchen Kommunen gibt, aber dass noch viel zu tun ist – und zwar sowohl für

die Kommune als Träger solcher Betriebe wie auch für die Betriebe selber. Und wir

machen auch deutlich, dass die Wettbewerbsteilnahme kommunaler Einrichtungen

verschiedene Wirkungen auf Kosten, Qualität und Beschäftigung hat. Wir hoffen,

dass einige unserer strategischen Empfehlungen für Kommunen in Deutschland

von Nutzen sein können und dass sie dadurch ihre Wettbewerbsfähigkeit im zu-

nehmenden Marktwettbewerb für öffentliche Dienstleistungen unter Beweis stel-

len können.

Dieses Buch wäre nicht entstanden, wenn nicht eine Vielzahl positiver Faktoren

zusammengewirkt hätten und wenn es nicht zahlreiche Institutionen und Perso-

nen gegeben hätte, die das Projekt großzügig unterstützt hätten. Daher sei an die-

ser Stelle allen Beteiligten und Kooperationspartnern sehr herzlich für die Mitarbeit

und Unterstützung gedankt:

Allen voran ist die Hans-Böckler-Stiftung – und hier vor allem Dr. Erika Mezger

und Volker Grünewald – zu nennen. Die Hans-Böckler-Stiftung hatte sich nicht

nur bereit erklärt, das Forschungsprojekt finanziell zu unterstützen, sondern hat

durch die Organisation von Tagungen, Workshops und Publikationen auch die

Aufmerksamkeit für dieses Thema im kommunalen Diskussionsprozess

unterstützt.

Die wissenschaftlichen Bearbeiter des Forschungsprojekts – Christoph Andersen,

Marcus Beck, Robert Kösling und Stephan Selle – haben mit ihren theoretischen

Analysen, empirischen Recherchen und mit den im vorliegenden Buch

zusammengestellten Strategieempfehlungen ein exzellentes Stück wissenschaft-

licher Arbeit vorgelegt
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Alexander Wegener – Research Fellow am KWI – hat mit seiner langjährigen

Erfahrung in Projektarbeit sowie durch die inhaltliche Kompetenz auf dem Gebiet

des »Wettbewerbs im öffentlichen Sektor« dem Projektteam oft mit Kritik und

inhaltlichem Diskurs die Prioritäten und inhaltlichen »Knackpunkte« aufgezeigt;

mit dem Kap. 2 dieses Buches hat er auch einen wichtigen inhaltlichen Input

zum Projektergebnis geleistet.

Nils-Peter Schmidt hat die verantwortungsvolle Aufgabe übernommen, das Werk

zu konsolidieren und sprachlich zu vereinheitlichen – ein zeitlich sehr

aufwändiges und nicht einfaches Unterfangen bei der Vielzahl der Autoren.

Sandra Rechlin unterstützte zu Beginn des Projektes die wissenschaftliche Arbeit

durch Marktanalysen und Interviews für den Forschungsbereich »Gebäude-

reinigung«.Die Ergebnisse unterstützten die Projektarbeit inhaltlich und lieferten

die Grundlage für einige Fallbeispiele im vorliegenden Werk.

Tina Hoffmann und Catharina Kranich haben als studentische Hilfskräfte dem

Projekt eine Vielzahl von Tätigkeiten abgenommen, insbesondere haben sie uns

im Rahmen der Durchführung der empirischen Erhebungen und Erstellung von

Publikationen tatkräftig unterstützt.

Die Universität Potsdam und das Kommunalwissenschaftliche Institut haben

insbesondere eine reibungslose organisatorische Durchführung sichergestellt.

Ein Projekt,das im Wesentlichen versucht hat,die kommunale Praxis einzufangen,

wäre ohne die Vielzahl an kommunalen Praktikern und wissenschaftlichen

Beobachtern, die ihre knappe Zeit für unsere neugierigen Fragen zur Verfügung

gestellt haben, nicht realisierbar gewesen.

Berlin und Potsdam im Frühsommer 2004

Prof. Dr. Christoph Reichard

(Projektleitung, Lehrstuhl für Public Management an der Universität Potsdam)
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1 . D I E  W E T T B E W E R B S -
F Ä H I G K E I T  D E R
KO M M U N E N  S T Ä R K E N

Christoph Andersen, Marcus Beck,

Stephan Selle

1 . 1 . WA R U M  W E T T B E W E R B S M E C H A N I S M E N  

I N  KO M M U N E N  N U T Z E N ?

Warum Wettbewerb in Kommunen nutzen? Diese Frage ist nicht unberechtigt: Dien-

te die Kommune und seine Verwaltung in den vergangenen Jahrzehnten doch als

Träger des örtlichen Gemeinwesen.Warum, so fragen viele, soll die Kommune heute

sich nach marktlichen Prinzipien ausrichten? Verliert die Kommune dabei nicht an

Demokratie und Partizipationsrechten? Kommerzialisieren wir die Demokratie?

Die Autoren des Buches gehen in ihrer Grundüberlegung davon aus, dass kom-

munale Dienstleistungen in Zukunft nur dann dauerhaft in ihrer Existenz gesichert

werden können, wenn diese kommunalen Dienstleistungen wettbewerbsfähig sind.

Das Buch folgt den Überlegungen, die in Deutschland vor allem die Kommu-

nale Gemeinschaftstelle (KGSt) anstellte, um die Kommune – besser und genauer

formuliert: ihre Verwaltungen – in das 21. Jahrhundert zu führen. Die KGSt geht

davon aus, dass mit dem Umbau der bürokratischen Organisation in eine stärker

dienstleistende Organisation – ohne dabei die Grundprinzipien der demokratischen

Steuerung durch den Gemeinde- oder Stadtrat in Frage zu stellen – die Effizienz und

Effektivität der kommunalen Dienstleistungen an der gleichen Meßlatte werden be-

weisen müssen als private oder freigemeinnützige Anbieter.

Ein »echter« Wettbewerb zwischen öffentlichen und privaten Dienstleistungs-

anbietern ist in Deutschland gesetzlich verboten – die Europäische Union lässt deut-

lich mehr zu als die deutsche Gesetzgebung und Regulierung. Internationale Pra-

xiserfahrungen über den strategischen Einsatz von Wettbewerb seitens der

politischen Führung – also des Gemeinde- oder Stadtrates – zeigen offenkundig,

dass kommunale Leistungen keineswegs schon allein deswegen unterlegen sind,

weil sie öffentlich sind. In Deutschland ist die Debatte jedoch hochgradig ideologi-

siert und bewegt sich auf einem Niveau, welches andere europäische Staaten be-

reits überwunden haben.
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1 Dabei ist es unerheblich, ob tatsächlich Spielregeln für alle denkbaren Bedingungen geschaffen wer-
den. Wesentlich ist, dass eine Annäherung der Bedingungen, die für ein effizientes und effektives Er-
gebnis von entscheidender Bedeutung sind, erreicht werden. Vgl. hierzu insbesondere Martin, L. L.
(1999): Determining a Level Playing Field for Public-Private Competition; Arlington;Wegener, A. (2000):
Mehr Wettbewerb für die Gemeinden, aber auch durch die Gemeinden; Die Mitbestimmung 46(2000)10,
17-18; Wegener, A. (2002a): Die Gestaltung kommunalen Wettbewerbs. Strategien in den USA, Groß-
britannien und Neuseeland; Berlin.

Ziel ist, durch den Vergleich mit konkurrierenden Anbietern die eigene Leis-

tungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit zu dokumentieren. Damit ist auch die

Hoffnung verbunden, dass der Rat von Privatisierungen absieht, wenn er erkennt,

dass die eigenen Anbieter besser und kostengünstiger arbeiten als die Konkurrenz.

1 . 2 . W E T T B E W E R B S F Ä H I G K E I T  E R R E I C H E N  –  A B E R  W I E ?

Die Frage ist aber, wie denn interne Dienstleister wettbewerbsfähig werden können

und welche Kriterien zur Wettbewerbsfähigkeit gehören. Es gibt kaum rechtliche

Restriktionen bei der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit von kommunalen Dienst-

leistungen. Hier ist die politische wie auch die betriebliche Führung gefragt, die

Dienstleistungen so wirtschaftlich und wettbewerbsnah wie möglich zu produzie-

ren.

Die Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit wurde in dem Forschungsprojekt

»Konkurrieren statt Privatisieren« definiert als Summe der verschiedenen Maßnah-

men in einer Kommune, die darauf abzielen, gleiche Spielregeln für interne kom-

munale Dienstleister zu entwickeln (vgl. hierzu insbesondere Martin 1999;Wegener

2002a), wie sie auch für andere Dienstleistungsanbieter gelten1.

Auf der Basis früherer Arbeiten – wissenschaftlich wie praxeologisch – lassen

sich verschiedene Kriterien ableiten, wie »Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleis-

ter« definiert wird (vgl. u.a.Wegener 1997; Heinz 2000; Wegener 2002a; KGSt 2000):

Die Wettbewerbsfähigkeit eines internen kommunalen Dienstleisters ist dann

gegeben, wenn das Produkt mindestens qualitativ und preislich gleichwertig ge-

genüber einem privaten Angebot ist. Die Wettbewerbsfähigkeit findet seine Mög-

lichkeiten und Begrenzungen innerhalb der kommunalen Politik-, Organisations-

und Prozessgestaltung.

Was heißt das? Die Möglichkeiten der Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit in-

terner Dienstleister sind größer als weithin angenommen – sie werden jedoch nur

in wenigen Fällen tatsächlich ausgeschöpft. Die Möglichkeiten sind dann um so

größer, wenn erstens vom Stadt- oder Gemeinderat eine dezidierte politische Stra-
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tegie gegenüber dem Instrument des Wettbewerbs im öffentlichen Sektor formu-

liert worden ist, zum Zweiten die Dezentralisierung und Verselbstständigung inter-

ner Dienstleister vollständig umgesetzt wird und zum Dritten, wenn die zentrale

Perspektive in der Organisation auf Prozesse ausgerichtet ist.

Begrenzt wird die Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Dienstleister nicht primär

durch die rechtlichen Restriktionen, sondern vor allem durch eine mangelhafte Um-

setzung der dezentralen Fach- und Ressourcenverantwortung mit den damit ver-

bundenen Anreiz- und Sanktionsmechanismen – obgleich diese das zentrale Ele-

ment im Neuen Steuerungsmodell überhaupt darstellen. Ein umfassender

Kulturwandel in der Organisation kann so nicht beginnen.

Eine politische Verantwortung oder Gestaltung des Wettbewerbs ist derzeit in

Deutschland nicht zu beobachten, abgesehen von wenigen Ansätzen in einzelnen

Kommunen, die von allen Seiten – Land, Industrieverbänden und Gewerkschaften

– recht kritisch beurteilt werden.

1 . 3 . W E L C H E  H A N D L U N G S M Ö G L I C H K E I T E N  

N U T Z E N  KO M M U N E N ?

Kommunen haben weitaus mehr Handlungsmöglichkeiten, als dies das Kommu-

nalrecht suggeriert. Niemand in Deutschland verbietet es dem Rat, seine Dienstlei-

ster zu motivieren, wettbewerbsfähig zu sein.

Das von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Forschungsprojekt »Konkurrie-

ren statt Privatisieren«, das von 2002 bis 2004 am Kommunalwissenschaftlichen In-

stitut der Universität Potsdam durchgeführt wurde, untersuchte, welche Lösungs-

strategien Kommunen entwickeln, um sich den Anforderungen des Wettbewerbes

zu stellen und welche Effekte sich für die Kommune und den kommunalen Dienst-

leistungsproduzenten ergeben.

1 . 3 . 1 . U n t e r s u c h u n g s g e g e n s t a n d  u n d  M e t h o d i k

Das Projekt untersuchte verschiedene Dienstleistungen:

Druckerei und Vervielfältigung,

Informationstechnologie,

Gebäudereinigung und 

Grünflächen.
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Diese Dienstleistungen werden oft als nicht wettbewerbsfähig und von daher

als Kandidaten für die Privatisierung angesehen. Diese normative Einstufung greift

sowohl konzeptionell als auch politisch zu kurz. Bei der Bewertung geht es nicht

nur um ein ökonomisch-rationales Vorgehen, sondern um eine kriteriengestützte

Entscheidung innerhalb des lokalen Politikprozesses.

Die Untersuchung ist stark empirisch angelegt. Es werden anhand von Fallbei-

spielen die notwendigen Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit sowie kom-

munale Erfahrungen über die in wettbewerbsähnlichen Situationen befindlichen

Dienstleister analysiert. Dabei untersucht die vorliegende Arbeit jeweils Dienstleis-

ter, die sowohl von Experten als auch in der Literatur als interessante Beispiele für

die Analyse der Wettbewerbsfähigkeit angesehen werden. Mit ihnen sollen Gestal-

tungsstrategien analysiert und plakativ dargestellt werden. Die Auswahl der Dienst-

leister ist das Ergebnis von Befragungen sowie Literatur- und Internetanalysen. Im

ersten Schritt wurden einige Experten (z.B.Wissenschaftler, Referenten der KGSt, Ge-

werkschaftler von ver.di, Unternehmensberater) telefonisch resp. im persönlichen

Gespräch befragt, die jeweils (kommunale) Dienstleister mit innovativen Wettbe-

werbsansätzen benennen sollten. Im nächsten Schritt wurde eine kriteriengestütz-

te Literatur- und Internetanalyse vorgenommen, um weitere Städte und Dienstlei-

ster zusammenzutragen. Die Liste der von den Experten genannten Dienstleister

wurde mit dem Ergebnis der Literatur- und Internetanalysen verglichen, um schließ-

lich die Dienstleister herauszufiltern, die eine von Experten anerkannte Wettbe-

werbspolitik verfolgen.
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2 Aus dem Bereich »Gebäudereinigung« konnte aus verschiedenen Gründen nur eine Fallstudie in Bie-
lefeld durchgeführt werden.Weitere Informationen zu dem Dienstleistungsbereich sind auf der Inter-
netseite von www.kommunaler-wettbewerb.de zu finden.

In dem Forschungsprojekt wurden eigene empirische Untersuchungen in fol-

genden Städten und Dienstleistungsbereichen durchgeführt:

Abbildung 1: Fallbeispiele des Projektes

In Ergänzung zu diesen Fallstudien haben auch Praktiker Fallbeispiele aus ver-

schiedenen Städten und Kreisen geschrieben, so aus Celle, Gütersloh, Ludwigsburg,

Köln und dem Kreis Pinneberg.

1 . 3 . 2 . Z e n t r a l e  F r a g e s t e l l u n g e n

Das Forschungsprojekt hat sich auf die Verbesserung der kommunalen Dienstleis-

tungsproduktion konzentriert. Die Entscheidung zwischen »make-or-buy« sollte in

den untersuchten Kommunen zugunsten kommunaler Eigenproduktion entschie-

den worden sein. Die nachfolgende Abbildung soll den Gegenstand der Untersu-

chungen im politisch-administrativen Prozess verdeutlichen.
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Abbildung 2: Gegenstand der Untersuchung

Für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Leistungen werden in

der Literatur verschiedene Bausteine genannt. Diese werfen zugleich die erkennt-

nisleitenden Fragestellungen der Arbeit auf.Die Kernfragen der Gestaltung der Wett-

bewerbsfähigkeit sind aus Sicht der Kommune:

Welche Art der kommunalen (politischen) Steuerung fördert die Wettbe-

werbsfähigkeit der Dienstleister? (Kap. 2.1)

Wie sind die Finanzbeziehungen zu gestalten? (Kap. 2.2)

Wie können Wettbewerbsstrategien evaluiert werden? (Kap. 2.3).

Aus der Perspektive des Dienstleisters ergeben sich die folgenden Fragestellungen:

Wie können Produkte und Leistungen wettbewerbsfähig gestaltet werden? (Kap.

3.1) 

Was ist/wie gestaltet sich wettbewerbsfähige Steuerung der betrieblichen

Prozesse? (Kap. 3.2) 

Wie sind die Kostenstrukturen zu optimieren? (Kap. 3.3)

Welche Strategien der Geschäftsfelderweiterung und Expansion gibt es und wie

steigern diese die Wettbewerbsfähigkeit? (Kap. 3.4)

Darüber hinaus ist nach der Evaluation der Effekte von Wettbewerbsstrategien be-

zogen auf Kosten, Qualität und Beschäftigung zu fragen (Kap. 4).
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3 Eine umfassende Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen war Inhalt der von der Hans-Böck-
ler-Stiftung finanzierten Studie »Konkurrieren statt Privatisieren« (Hille, D., O. Klein und S. Rösler (2001):
Konkurrieren statt Privatisieren. Kommunale Einrichtungen im Wettbewerb; Potsdam), die im Internet
unter www.kommunaler-wettbewerb.de und unter der Adresse des Kommunalwissenschaftlichen In-
stituts der Universität Potsdam kostenlos zum Download bereitsteht.

2 . R E C H T S F R A G E N  D E S  
W E T T B E W E R B S  I M  
Ö F F E N T L I C H E N  S E K T O R

Alexander Wegener

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Einführung von Wettbewerb im öf-

fentlichen Sektor sind in Deutschland einerseits sehr begrenzt (vgl. u.a. Hill 1997;

Strittmatter 1997), andererseits zwingt die Finanzsituation der deutschen Städte

und Gemeinden die Verwaltungen zu dramatischen Einsparungen.

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den rechtlichen Bedingungen des kommu-

nalen Wettbewerbs. Im Ergebnis wird deutlich, dass unter den gegebenen bundes-

und landesgesetzlichen Regelungen öffentliche Dienstleistungsanbieter nur sehr

begrenzt in Wettbewerb treten können. Die Begrenzung erfolgt dabei nicht durch

die Europäische Union, sondern vor allem auf Grund der landesgesetzlichen Regu-

lierung des Gemeindewirtschaftsrechts durch die Länder, aber auch durch das bun-

desgesetzliche Vergaberecht, das generell nicht geeignet erscheint, die Wettbe-

werbsfähigkeit öffentlicher Dienstleistungsproduzenten zu unterstützen.

Im Folgenden wird zunächst auf die Regulierung – besser: Deregulierung – der

öffentlichen Daseinsvorsorge eingegangen, da diese Deregulierung insbesondere

die deutschen Städte und Gemeinden und ihre Unternehmen betroffen hat. An-

schließend werden der Stand der Debatte und die derzeit geltende Regulierung in

Deutschland vorgestellt, auch wenn im Rahmen dieses Kapitels nicht auf alle De-

tails der durchaus unterschiedlichen landesgesetzlichen Bestimmungen einge-

gangen werden kann3.

Abschließend werden unterschiedliche organisatorische Lösungen vorgestellt,

die die Wettbewerbsfähigkeit öffentlicher Dienstleistungsproduzenten unterstüt-

zen und ihnen auch – im Rahmen der geltenden Gesetze – die Teilnahme am Wett-

bewerb ermöglichen können.
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2 . 1 . D e r  E i n f l u s s  E u r o p a s  a u f  k o m m u n a l e  D i e n s t l e i s t u n g e n

i n  D e u t s c h l a n d

Im Zuge der Vollendung des Binnenmarktes in Europa hat die Europäische Kom-

mission frühzeitig und kontinuierlich Veränderungen in den traditionell staatlich re-

gulierten Industriestrukturen vorgenommen. Die Liberalisierung regulierter Mono-

pole betraf deutsche Kommunen bislang vor allem wegen ihrer Tätigkeiten im

Bereich Energie (Stadtwerke) und wird sich erweitern auf andere Bereiche wie Was-

ser, öffentlicher Personennahverkehr und andere traditionell kommunale Aufgaben.

Gleichzeitig hat die Europäische Kommission jedoch einen Bestand an so genann-

ten »Dienstleistungen im allgemeinen Interesse« definiert, deren Zugänglichkeit

räumlich und preislich für alle Bürger der Europäischen Union gesichert sein sollte.

Die Europäische Kommission versteht unter »Dienstleistungen im allgemeinen In-

teresse«

Versorgungsnetze (Energie, Verkehr, Telekommunikation);

Wasser, Abwasser, Abfallbeseitigung und –behandlung;

Soziale Dienstleistungen (Seniorenheime, Pflegeheime, Einrichtungen für Kinder,

Einrichtungen für Kranke);

Gesundheitsdienstleistungen;

kulturelle Dienstleistungen;

bestimmte Bankdienstleistungen;

Radio und Fernsehen

und andere, lokal erbrachte Dienstleistungen.

Das von der Kommission vorgelegte Grünbuch zu Dienstleistungen im allgemei-

nen Interesse berührt also nicht nur »öffentliche Dienstleistungen« oder Leistun-

gen der »Daseinsvorsorge« – zwei nur im deutschsprachigem Raum verwendete

Begriffe – sondern bezieht lokale Leistungen anderer Produzenten, seien sie privat

oder freigemeinnützig, mit ein.

Das Grünbuch der Kommission konkretisiert die im Amsterdamer Vertrag kodi-

fizierten Artikel 16 und 86. Der Begriff »Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaftlichen Interesse« bzw. »Dienste von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse«

wird in Artikel 16 und Artikel 86 Absatz 2 des Vertrags verwendet. Er ist weder im

Vertrag noch im abgeleiteten Recht näher bestimmt. In der Gemeinschaftspraxis

herrscht jedoch weit gehende Übereinstimmung, dass er sich auf wirtschaftliche

Tätigkeiten bezieht, die von den Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft mit be-

sonderen Gemeinwohlverpflichtungen verbunden werden und für die das Kriteri-

um gilt, dass sie im Interesse der Allgemeinheit erbracht werden. Das Konzept der
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Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse umfasst daher ins-

besondere bestimmte Leistungen der großen netzgebundenen Wirtschaftszweige

wie des Verkehrswesens, der Postdienste, des Energiesektors und der Telekommu-

nikation. Der Begriff gilt jedoch auch für jede sonstige wirtschaftliche Tätigkeit, die

mit Gemeinwohlverpflichtungen verknüpft ist.

Die Etablierung des Binnenmarktes führte nicht nur in Deutschland zu einer An-

passung der Strukturen und zu einem Aufbrechen der großen Staatsmonopole –

hier sei nur am Rande auf die Liberalisierung der Telekommunikation verwiesen.

Was haben die Bemühungen der Europäischen Union aber mit kommunalen

Dienstleistungen zu tun?

Auf den ersten Blick konzentrierte sich die Liberalisierung und Deregulierung

auf marktliche Leistungen, so dass angenommen werden könnte, dass interne Leis-

tungen der Kommunen und/oder nicht-marktliche Leistungen ausgenommen sind.

Bei genauerer Betrachtung lässt sich aber vermuten, dass der Wettbewerb vor den

Türen der Rathäuser nicht Halt macht (Elverfeld 1992). Gerade durch die Fortent-

wicklung der Vorschriften zur öffentlichen Auftragsvergabe und die rechtliche Ver-

selbstständigung von Verwaltungseinheiten unterliegen immer mehr Einrichtun-

gen den Vergabevorschriften. Die Europäische Kommission hatte bereits 1996 im

Grünbuch »Das öffentliche Auftragswesen in der Europäischen Kommission« die

Novellierung des Vergaberechts in den Mitgliedsstaaten vorbereitet. In-House-Ge-

schäfte, also die Beauftragung an eigene Einheiten oder Töchter, sind nach wie vor

möglich, wenn der öffentliche Auftraggeber über die beauftragte Einrichtung eine

Kontrolle ausübt wie über seine eigenen Dienststellen und die entsprechende Ein-

richtung im Wesentlichen nur für den Auftraggeber tätig ist.

Solange Leistungen intern erbracht werden, ist keine öffentliche Ausschreibung

notwendig.Werden sie in der »kommunalen Familie« erbracht, ist mittelfristig damit

zu rechnen, dass auch hier Vergabevorschriften gelten.

Gegenwärtig bleibt festzustellen, dass der Einfluss der Wettbewerbspolitik der

Europäischen Kommission auf interne Dienstleistungen der öffentlichen Verwal-

tung nicht gegeben ist, andererseits die öffentlichen Dienstleistungsproduzenten

ihre Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit auch nicht dokumentieren können. Die

Dokumentation kann ausschließlich über eine materielle Verselbstständigung und

die damit verbundene Berechtigung zur Teilnahme an öffentlichen Ausschreibun-

gen erbracht werden.
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2 . 2 . D i e  R e g u l i e r u n g  d e s  We t t b e w e r b s  

i m  ö f f e n t l i c h e n  S e k t o r  i n  D e u t s c h l a n d

Die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen in Deutschland ist durch verschie-

dene Gesetze reguliert. Die Regulierung gründet auf unterschiedliche Rechtsberei-

che. Zum einen handelt es sich um das Wettbewerbsrecht und das Gemeindewirt-

schaftsrecht, zum anderen um das nationale und europäische Vergaberecht.

Typisch in der deutschen Rechtsdiskussion ist, dass vorrangig die Grenzen der

wirtschaftlichen Betätigung thematisiert werden, aber weniger die Möglichkeiten,

die Kommunen nutzen können, um öffentliche Dienstleistungen wettbewerbsfähig

am lokalen Markt anzubieten. Nur wenige Autoren der Rechtswissenschaft be-

schäftigen sich mit Fragen, die neue Möglichkeiten eröffnen, wie etwa Hans Jarass

oder Ulrich Cronauge (Jarass 2002; Cronauge 1998, 1999).

Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen ist aber nicht so begrenzt, wie

dies von den Kommunen selbst wahrgenommen wird. Die traditionell ausgepräg-

te Rechtsorientierung des Verwaltungshandelns führt auch dazu, dass rechtliche

Normierung als Begrenzung aufgefasst wird und nicht als Möglichkeit. Das Gleiche

gilt für das nationale und europäische Vergaberecht, da insbesondere auch im eu-

ropäischen Vergaberecht auf weitaus mehr Kriterien der Vergabe von Kommunen

zugegriffen werden kann als ausschließlich auf den Parameter Preis.

In der deutschen Debatte werden vor allem zwei Themenfelder kritisch disku-

tiert.Viele Juristen beklagen Auswüchse einer »grenzenlosen Kommunalwirtschaft«

(Becker 2000, 1032). Der Markteintritt der Kommunen und die räumliche Erweite-

rung der Geschäftsfelder werden dabei ausschließlich dem Gewinninteresse der

Kommune zugeschrieben.

Die Kritik der Juristen richtet sich vor allem gegen

die sachliche Ausweitung der Gemeindewirtschaft und 

die räumliche Ausweitung der Gemeindewirtschaft.

2 . 2 . 1 . D i e  K r i t i k  a n  d e r  s a c h l i c h e n  A u s w e i t u n g

Die Kritik an der sachlichen Ausweitung der Kommunalwirtschaft bezieht sich auf

die Erweiterung der Geschäftstätigkeit der Kommunen insgesamt, und insbeson-

dere auf den Markteintritt in bereits bestehende Marktsegmente privatrechtlicher

Organisationen oder natürlicher Personen. Der Markteintritt wird durch das Verfas-

sungsrecht und durch die landesgesetzlichen Bestimmungen der Gemeindeord-

nungen bestimmt.
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4 Nach §13 Abs. 2 Nr. 1 UWG ist jeder Gewerbebetreibende anspruchsberechtigt, der Waren oder Lei-
stungen gleicher oder verwandter Art auf dem gleichen Markt vertreibt wie der vermeintliche Verlet-
zer. Diese Aktivlegitimation ist zwingend für die Anspruchsberechtigung. Ein Unterlassungsanspruch
gemäß §1 UWG kann nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Beklagte im geschäftlichen
Verkehr Handlungen vornimmt, die gegen die guten Sitten verstoßen. Rechtswidrig im Sinne des §1
UWG ist demnach nur ein Handeln, das zugleich sittenwidrig ist. Die Sittenwidrigkeit ist eine qualifi-
zierte Form der Rechtswidrigkeit. Die Rechtssprechung hat zu §1 UWG die Formel entwickelt, dass Sit-
tenwidrigkeit dann gegeben ist, wenn das Anstandsgefühl eines verständigen Durchschnittsgewer-
bebetreibenden verletzt wird. Der Bundesgerichtshof verwendet zum Teil auch die Formel, dass jeweils
das Anstandsgefühl der beteiligten Verkehrskreise entscheidend für die Frage der Sittenwidrigkeit sei.
Es ist nicht im Sinn des §1 UWG, den Anspruchsberechtigten zu ermöglichen,Wettbewerber vom Markt
mit der Begründung fernzuhalten, dass ein Gesetz ihren Marktzutritt verbiete. Ein Verstoß gegen kom-
munalrechtliche Vorschriften zur wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen ist nicht zugleich sit-
tenwidrig im Sinne des §1 UWG BGH, Urteil vom 25.04.02, I ZR 250/00.

Zu den verfassungsrechtlichen Bestimmungen zählt insbesondere Art. 12 Abs.

1 GG (vgl.hierzu insb.Jarass 2002; Hösch 2000): Die Berufswahl und -ausübung natür-

licher Personen darf nur durch ein Gesetz beschränkt werden. Die Teilnahme am

Wettbewerb – »am Wirtschaften« – ist für den Einzelnen unbegrenzt, für den Staat

ist eine Ermächtigung notwendig. Die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde ist

allerdings kein klassischer Eingriff in die Berufsfreiheit, denn sie hat keine Befehls-

wirkung. »Gemeinden werden nicht mit der Zielsetzung tätig, private Berufsaus-

übung zu regeln oder zu beschränken. Die tatsächlichen Folgen ihrer Wirt-

schaftstätigkeit auf die private Berufsausübung sind darauf zu untersuchen, ob der

betroffene Grundrechtsträger sie dulden muss« (Hösch 2000, 398). Die Marktteil-

nahme der Gemeinde ist rechtfertigungsbedürftig. Der Grundgesetzartikel schützt

private Tätigkeiten vor hoheitlichen Eingriffen; ein derartiger Eingriff ist die Kon-

kurrenz durch den Staat.

Kommunale Verwaltung in Form von Wirtschaftstätigkeit ist nur insoweit zuläs-

sig, als sie das Grundrecht der Berufsfreiheit nach Art 12. Abs. 1 GG nicht unverhält-

nismäßig einschränkt.

Klagen, die sich auf das Verfassungsrecht beriefen4, um den Markteintritt öf-

fentlicher Anbieter zu verhindern, waren aussichtslos, da in aller Regel kein Eingriff

in die Berufsfreiheit vorliegt.

Neben Art. 12 GG wird auch auf der Basis des Art. 28 GG versucht, den Marktein-

tritt von Kommunen zu verhindern; insbesondere, wenn dieser eine Konkurrenz für

private Anbieter darstellen könnte. Das Recht auf Selbstverwaltung der Gemeinden

nach Art. 28 Abs. 2 S.1 GG ist nicht auf bestimmte Modalitäten der Erledigung der

örtlichen Angelegenheiten beschränkt. »Die Wahl zwischen den Modalitäten ist ein

Teil der Rechtsgewährung« (Jarass 2002, 497). Das Betreiben wirtschaftlicher Un-

ternehmen ist Teil der historischen Erscheinungsformen der kommunalen Selbst-
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verwaltung in Deutschland. Kommunen können mit Art. 28 Abs. 2 GG auch be-

gründen, privatrechtliche Organisationsformen für die Erledigung der örtlichen An-

gelegenheiten zu wählen.

Klagen, die sich auf das UWG berufen, sind ebenfalls aussichtslos, da das Auf-

treten der öffentlichen Hand als Wirtschaftsakteur nicht an sich sittenwidrig ist, son-

dern ein konkretes Verhalten vorliegen muss, welches als sittenwidrig einzuordnen

ist. Die Vorschrift des §1 UWG bezweckt nicht den Erhalt bestimmter Marktstruktu-

ren. Es geht darum, Verhaltensweisen zu unterbinden, die als unlauterer Wettbe-

werb verstanden werden.

2 . 2 . 2 . D i e  K r i t i k  a n  d e r  r ä u m l i c h e n  A u s w e i t u n g

Verfassungsrechtlich erfasst der Art. 28 Abs. 2 GG alle Angelegenheiten der örtli-

chen Gemeinschaft, aber eben auch nur diese. Daraus wird eine räumliche Kompo-

nente abgeleitet, woraus folgt, dass die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen

auf das jeweilige Gemeindegebiet begrenzt ist. Das Territorialprinzip wird in jüng-

ster Zeit aufgeweicht. »Überörtliches Wirtschaftsengagement der Kommunen ist

unter bestimmten Voraussetzungen und bei gebotener dynamischer, an den tatsäch-

lichen rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen ausgerichteter Auslegung

unter Berücksichtigung der historischen Ausgangslage von Art. 28 Abs. 2 GG ge-

deckt« (Karst 2002, 815).

Die räumliche Ausweitung, also die Erlaubnis für Gemeinden und ihre Betriebe,

auch auf dem Gebiet anderer Gemeinden tätig zu werden, wird gleichsam als Ein-

griff in die kommunale Selbstverwaltung der von der Expansion betroffenen Ge-

meinde angesehen. Damit kommt zum Ausdruck, dass die rechtliche Normierung

des Bestehenden vor der Zweckmäßigkeit steht.

Was spricht gegen die räumliche Ausweitung gemeindewirtschaftlicher Tätig-

keit? Die örtliche Radizierung – um wirtschaftliche Betätigung zu legitimieren, muss

ein »örtlicher Bezug« wirtschaftlicher Betätigung vorliegen – wird derzeit aus-

schließlich durch Gesetz bestimmt. Warum werden hier die Nutzer, Gebührenzah-

ler und Wähler entmündigt? Warum entscheiden sie nicht, ob und in welcher Form

gemeindliche oder städtische Unternehmen auch Aufgaben in anderen Kommu-

nen übernehmen sollen, um damit beispielsweise eine bessere Auslastung und

damit geringere Gebühren oder Kosten zu ermöglichen?

Die kommunale Selbstverwaltung beschränkt sich auf die eigenen Aufgaben,

also auf Aufgaben der örtlichen Angelegenheit. Die Politikverflechtung im Fö-

deralstaat und die Tendenz zur Rechtsnormierung haben diese Aufgaben de facto
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auf eine kleine Menge schrumpfen lassen, die zudem durch die strukturellen Pro-

bleme der Gemeindefinanzierung weiter gefährdet sind. Provokativ kann gefragt

werden, worin de facto – nicht de jure – der Unterschied zwischen der kommuna-

len Selbstverwaltung in Deutschland und in unitaristischen Staaten besteht, die

ihren lokalen Verwaltungen keinerlei rechtliche kommunale Selbstverwaltung zu-

gestehen, aber durch die Form der Finanzierung, der Gesetzgebung und der Ko-

operation zwischen Staat und Kommune letztlich ein höheres Maß an Selbstver-

waltung geschaffen haben.

In anderen europäischen Staaten ist ein überörtliches Wirtschaften von Unter-

nehmen der Gemeinden nicht unüblich, insbesondere in den Ländern, die stark auf

Public-Private Partnerships setzen. Sie unterliegen dann aber nicht dem Kommu-

nalrecht, sondern dem jeweiligen nationalen Handelsrecht (vgl. z.B. für Großbritan-

nien: Wegener 2003c).

2 . 2 . 3 . D i e  B e d i n g u n g  d e s  » Ö f f e n t l i c h e n  Z w e c k s «

Zu den Grundbedingungen landesstaatlicher Landkreis- und Gemeindeordnungen

(Kommunalverfassungen) gehört, dass öffentliche Unternehmen sowohl gewerbli-

cher als auch nicht-wirtschaftlicher Natur einen »öffentlichen Zweck« verfolgen müs-

sen. Der Begriff des »öffentlichen Zwecks« ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Es

gibt verschiedene Interpretationen.Einige sehen als Inhalt des Rechtsbegriffes neben

der

Daseinsvorsorge auch 

die Konsolidierung des Haushaltsplanes durch erzielte Gewinne,

die Schaffung von lokalen Arbeitsplätzen und 

die Verhinderung von Marktmacht großer überregionaler Anbieter.

Die inhaltliche Bestimmung eines »öffentlichen Zwecks« erfolgt dabei im Wesent-

lichen negativ: Mit dem öffentlichen Zweck nicht vereinbar ist ein Unternehmen,

dessen ausschließlicher oder vorrangiger Zweck Gewinne sind (vgl. zu Ausle-

gungsfragen BVerfGE 61, 82/107f.). Darüber hinaus finden sich in den landesstaat-

lichen LKO/GO unterschiedliche Restriktionen, überhaupt kommunale Unterneh-

men zu etablieren. In vielen Bundesländern bildet der Eigenbetrieb die regelmäßige

Rechtsform wirtschaftlicher Unternehmen der Kommunen, der Regiebetrieb für

nicht-wirtschaftliche Unternehmen wird hingegen innerhalb der Gemeindehaus-

halte wie alle anderen Verwaltungseinheiten auch geführt. Es galt bzw. gilt in den

meisten Bundesländern der Vorrang der öffentlichen Rechtsform vor anderen Rechts-
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formen. Die Regulierung der wirtschaftlichen bzw. nicht-wirtschaftlichen Betätigung

von Kommunen bezieht sich also auf

die Notwendigkeit eines öffentlichen Zwecks (Legitimationszwang); und damit 

das Verbot rein gewerblicher Betätigung.

Die Vorschriften der Gemeindeordnungen der Länder über die Zulässigkeit der wirt-

schaftlichen Betätigung der Gemeinden verlangen – tendenziell übereinstimmend

– dass folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

Der öffentliche Zweck rechtfertigt das Unternehmen;

Die Betätigung steht nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis

zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde;

Beim Tätigwerden kann der öffentliche Zweck durch andere Unternehmen nicht

besser oder wirtschaftlicher erfüllt werden.

In einer Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der Gesellschaft für öffent-

liche Wirtschaft e.V. heißt es zum öffentlichen Zweck: »Bei der Bindung der ge-

meindlichen Wirtschaftsbetätigung an den öffentlichen Zweck sollte es bleiben.

Betätigungen im Kernbereich der gemeindlichen Tätigkeit, insbesondere bei Ener-

gie- und Wasserversorgung, Abfall- und Abwasserentsorgung,Wohnungswirtschaft,

öffentlichem Verkehr und Telekommunikation dienen anerkanntermaßen einem öf-

fentlichen Zweck; gemeinderechtlich sollte dieser deshalb als gegeben angesehen

werden. In anderen Tätigkeitsbereichen sollte die Gemeinde begründen müssen,

worin sie den öffentlichen Zweck sieht. Es muss den kommunalen Unternehmen er-

laubt sein, die Palette ihrer Produkte beziehungsweise Dienstleistungen zu erwei-

tern sowie zur Stützung des Kerngeschäfts in neue Tätigkeitsfelder zu diversifizie-

ren. Insbesondere müssen solche Leistungen zugelassen sein, die üblicherweise im

Zusammenhang mit der Hauptleistung erbracht werden und die für die Bezugs-

entscheidung der Kunden von Bedeutung sind. Unter Wettbewerbsbedingungen

müssen die kommunalen Unternehmen sich Wachstumsmöglichkeiten erschließen

können, zumal wenn sie in stagnierenden oder gar schrumpfenden Märkten – etwa

in der Energieversorgung – tätig sind.Ohne Wachstumsmöglichkeit ist ein dem Wett-

bewerb ausgesetztes Unternehmen langfristig nicht überlebensfähig.«

Im Unterschied zur Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der Gesell-

schaft für öffentliche Wirtschaft e.V. zur Weiterentwicklung des Gemeindewirt-

schaftsrechts könnte aber auch argumentiert werden, dass der öffentliche Zweck

generell abgeschafft werden sollte, wenn die Bevölkerung der entsprechenden Ge-

bietskörperschaft der Gründung einer Gesellschaft oder der Erweiterung des kom-

munalen Aufgabengebietes in kommerzielle Tätigkeiten hinein zustimmt.
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Hinzu kommt das Örtlichkeitsprinzip (Beschränkung auf das Gemeindegebiet), das

in der Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der Gesellschaft für öffentli-

che Wirtschaft e.V. zur Weiterentwicklung des Gemeindewirtschaftsrechts kritisiert

wird: Es sei mit den Regeln des freien Marktes nicht vereinbar, wenn die unterneh-

merische Tätigkeit kommunaler Unternehmen auf die Grenzen der jeweiligen Ge-

meinde beschränkt bliebe. In liberalisierten Märkten ist auf größtmögliche Chan-

cengleichheit der Marktteilnehmer zu achten, und zwar sowohl auf der Angebots-

als auch auf der Nachfrageseite. Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wenn die Anbie-

terunternehmen ihre Leistungen grundsätzlich allen Nachfragern anbieten können.

Die Vorschriften der Gemeindeordnungen sollten daher – dem Beispiel von Bayern,

Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thüringen folgend – um eine Regelung

ergänzt werden, die eine kommunalwirtschaftliche Betätigung jenseits der Ge-

meindegrenzen ausdrücklich zulässt.

2 . 2 . 4 . D i e  A b s c h a f f u n g  d e s  Vo r r a n g s  

d e r  ö f f e n t l i c h e n  R e c h t s f o r m

Der Vorrang der öffentlichen Rechtsform ist in den vergangenen Jahren durch ver-

schiedene sektorale Gesetzesänderungen auf der Bundes- und Länderebene suk-

zessive aufgelockert worden, so beispielsweise in den Bereichen Krankenhäuser, öf-

fentlicher Personennahverkehr und der Abfallwirtschaft. Der Freistaat Bayern hat

beispielsweise durch das Gesetz zur Änderung des kommunalen Wirtschaftsrechts

vom 26.07.1995 (BayGVBl. S. 376) den Vorrang der öffentlichen Rechtsform abge-

schafft und räumt den Kommunen die freie Wahl der Rechtsform ein. Als besonde-

re Zulässigkeit der Privatrechtsform ist nur sicherzustellen, dass

im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung sichergestellt ist, dass das

Unternehmen den öffentlichen Zweck erfüllt,

die Gemeinde angemessenen Einfluss im Aufsichtsrat oder in einem

entsprechenden Überwachungsgremium erhält und 

die Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist

(Ausnahmegenehmigungen möglich).

Bei dieser kommunalwirtschaftsrechtlichen Deregulierung in Bayern ist – wie auch

schon bei anderen sektoralen Liberalisierungen – zu erwarten, dass die Anzahl der

Organisationsprivatisierungen weiter ansteigen wird. Diese Deregulierungsent-

wicklung fördert jedoch keine wettbewerbliche Orientierung – weder an Preisen

bzw. Gebühren, noch am Kunden bzw. Nutzer. Dies gilt auch dann, wenn eine Or-

ganisationsprivatisierung von einer öffentlichen Rechtsform zu einer privaten Rechts-
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form realisiert wird. Die internationalen Erfahrungen mit formalen Organisations-

privatisierungen deuten auf relativ geringe Produktivitätsgewinne hin (Fölster 1997).

Die intendierten Flexibilitätsvorteile gehen mit der Verselbstständigung der Kom-

munalunternehmen einher, eine simultane Beibehaltung der tradierten Aufsicht

und eine effizienzorientiertere Leitung der Unternehmen erscheinen nicht möglich.

Die oftmals fehlende Reintegration hoch arbeitsteiliger Verwaltungseinheiten ver-

wandelt sich in ein fehlendes Beteiligungs- bzw. Vermögensmanagement.

Die immer wieder zu beobachtenden Bemühungen zur Privatisierung (materi-

elle Privatisierung) missachten (wohlweislich) die internationalen Erfahrungen beim

Divestment. Exemplarisch sei hier auf einen Bericht der Bundesregierung zur Zu-

kunftssicherung des Standortes Deutschland verwiesen:

Unternehmen in öffentlicher Hand wirtschaften in aller Regel weniger effizient

als private Unternehmen. Verschiedene Aufgaben, die die öffentliche Hand wahr-

nimmt, können auch von Privaten rascher und wirtschaftlicher erfüllt werden. Pri-

vatisierung bietet nicht nur die Chance, den Wettbewerb zu beleben, sondern auch,

den Finanzbedarf des Staates zu mindern. Das weitaus größte Potenzial für Privati-

sierung und Effizienzsteigerung liegt bei Ländern und Gemeinden. Sie sind aufge-

fordert, ihren Beteiligungsbesitz (Industrie, Stromversorgung, Banken und Versi-

cherungen) und kommunale Aufgaben (ÖPNV, Wasser, Abwasser, Energie,

Abfallwirtschaft) stärker zu privatisieren.

Diese Empfehlungen finden sich alljährlich in entsprechenden Berichten wie-

der. Gemein ist ihnen die an verschiedener Stelle bereits genannte Annahme einer

»natürlichen« Unterlegenheit des Öffentlichen gegenüber dem Privaten. Wettbe-

werb bildet in der Diskussion ein Fremdwort. Erfahrungen aus Schweden doku-

mentieren die enttäuschenden langfristigen Effekte materiell privatisierter Berei-

che im Vergleich zu anderen institutionellen Lösungen – eine Beobachtung, die auch

in Australien gemacht wurde.

Die Regulierung der Rechtsform stellt somit eine wesentliche Marktzugangs-

barriere sowohl für öffentliche als auch (weiterhin) für private Anbieter dar, da kein

Wettbewerb konkurrierender Dienstleistungsanbieter besteht. Denkbar wäre je-

doch die Trennung zwischen Auftraggeber (der die Gewährleistungspflicht besitzt

oder wahrnimmt) und Auftragnehmern (operative Bereiche des kommunalen Un-

ternehmens bzw. Betriebes und private Anbieter). Erst damit bestünden die struk-

turellen Voraussetzungen dafür, sich Wettbewerbssituationen zu stellen. Zwingend

notwendig sind dann aber Bestimmungen zu einer formalen Gleichberechtigung

öffentlicher und privater Anbieter, für die verschiedene Gestaltungsoptionen be-

stehen.
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Das Territorialprinzip ist demnach nicht so absolut, wie dies von vielen Kommunen

wahrgenommen wird. Gerade die Neuverteilung von Aufgaben zwischen Kommu-

nen, öffentlichen Einrichtungen und Kreisen in einer Region kann die Kosten sen-

ken und die Bildung leistungs- und wettbewerbsfähiger öffentlicher Dienstleister

entscheidend fördern.

2 . 2 . 5 . R e g u l i e r u n g  d u r c h  d a s  Ve r g a b e w e s e n

Das Vergaberecht arbeitet mit verschiedenen Rechtsbegriffen, die durch zahlreiche

Gerichtsentscheidungen präzisiert worden sind. Öffentliche Auftraggeber sind nach

§98 Nr. 2 GWB Auftraggeber,

die nicht nur nach Rentabilitätsgesichtspunkten geführt werden,

deren Funktionsfähigkeit durch die Gewährträgerhaftung sichergestellt ist,

die in GmbH-Form geführt werden, deren Stammkapital aber zu 100% von einer

Gemeinde gehalten wird, welche zwei Drittel der Aufsichtsratsmitglieder stellt

und über diese die Gesellschaft beherrscht.

Grundsätze der Vergabe

Verschiedene Grundsätze der Vergabe ergeben sich aus den gesetzlichen Be-

stimmungen (GWB). Zusammenfassend können folgende festgehalten werden:

Transparenz 

Veröffentlichung der Ausschreibung 

Bindung an Veröffentlichung 

Dokumentation des Verfahrens in der Verfahrensakte 

Wettbewerb 

freier Zugang zum Verfahren 

Berücksichtigung aller Angebote geeigneter Bieter 

Beteiligung mehrerer Bieter 

Verbote wettbewerbswidrigen Verhaltens von Auftraggeber und Bietern 

Gebot zur Herstellung eines fairen Wettbewerbs 

Gebot der Gleichbehandlung aller Bieter 

Verbot diskriminierender Verhaltensweisen 

Neutralitätsgrundsatz 
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Im Einzelnen handelt es sich um folgende Bestimmungen:

Abbildung 3: Normierung im Vergaberecht

nach www.kommunaler-wettbewerb.de 

Formen der Vergabe

Die Regelungen zur Ausschreibung öffentlicher Aufträge haben in Deutschland

Tradition (VOB und VOL). Zu unterscheiden sind drei Arten der Vergabe:

öffentliche Ausschreibung

Grundsätzlich ist der öffentlichen Ausschreibung der Vorrang gegenüber anderen

Ausschreibungsarten zu geben. Ab einem Auftragswert von 25.000 e ist

grundsätzlich öffentlich auszuschreiben.

beschränkte Ausschreibung

Bei der beschränkten Ausschreibung ist der Kreis der potenziellen Bewerber

durch den Auftraggeber auf einige eingegrenzt. Der Auftragswert darf dabei

nicht 25.000 e übersteigen.

freihändige Vergabe

Bei der freihändigen Vergabe kann der Auftraggeber bei bestimmten Leistungen

den Auftrag an einen Auftragnehmer seiner Wahl vergeben. Die freihändige

Vergabe ist bis zu einem Auftragswert von 2.500 e möglich.

34

Norm Inhalt

§ 97 Abs. 1 GWB

§ 97 Abs. 2 GWB

§ 97 Abs. 3 GWB

§ 97 Abs. 5 GWB

§ 101 Abs. 5 GWB

Wettbewerb und Transparenz.

Teilnehmer am Vergabeverfahren sind gleich zu
behandeln.

Mittelständische Unternehmen sind durch Teilung der
Aufträge in Fach- und Teillose zu berücksichtigen.

Qualifikationskriterien für potenzielle Bieter sind allein
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit.

Der Zuschlag ergeht an das wirtschaftlichste Angebot.

Das offene Verfahren hat Vorrang vor anderen Verfahren.



Abbildung 4: Regelungen im deutschen und im europäischen Vergaberecht

Öffentliche Ausschreibung

Der Begriff der Öffentlichen Ausschreibungen bezeichnet zum einen die Ge-

samtheit aller unterschiedlichen Verfahren der Vergabe, zum anderen stellt die öf-

fentliche Ausschreibung selbst eine spezifische Form dar.

Beschränkte Vergabe

Die beschränkte Vergabe kann zum einen bei einem Auftragswert bis 25.000 e

erfolgen. Zum anderen ist bei Vorliegen der Ausnahmetatbestände auch bei öf-

fentlichen Ausschreibungen eine beschränkte Vergabe möglich, selbst wenn der

Auftragswert mehr als 25.000 e beträgt.

Die Verfahren an sich unterscheiden sich nicht wesentlich voneinander. Der zen-

trale Unterscheidungspunkt ist der beschränkte Zugang von potenziellen Anbie-

tern zur Ausschreibung.
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Auftragswert

über 25.000 e
nationale Vorschriften

Verdingungsunterlagen fertig stellen 

Fristen festlegen, Angebots-,
Zuschlags- und Bindefristen 

Ausschreibung veröffentlichen 

Öffnung der Angebote durch
Auftraggeber und Verhandlungsleiter 

Angebotsevaluation, ggf.:
Ausschluss von Angeboten
teilweise oder vollständige
Aufhebung der Ausschreibung 

Zuschlagsersteilung 

über de minimis
europäische Vorschriften

Prüfung, ob VOL anwendbar

Wahl der Vergabeart 

grundsätzlich offenes Verfahren 
nach §3 Nr. 1 Abs. 1 VOB/A bzw.
VOL/A 

Ausnahmefälle:
nichtoffenes Verfahren
nach §3 Nr. 1 Abs. 2 VOB/A bzw.
VOL/A; bzw. §101 Abs. 2 GWB; §3a Nr.
1a VOB/A bzw. §3a Nr. 1(1) VOL/A 

Ausnahmetatbestände

nach §3a Nr. 1 Abs. 4 oder Nr. 2:
Verhandlungsverfahren mit/ohne
öffentlicher Vergabebekannt-
machung 

nach §3 Nr. 1 Abs. 4 und Nr. 3:
Nichtoffenes Verfahren mit
pflichtigem Teilnahmewettbewerb 

keine: offenes Verfahren 
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Freihändige Vergabe

Insgesamt wird nur ein Bruchteil der kommunalen Vergaben öffentlich, d.h.wett-

bewerblich ausgeschrieben (14,4% im Jahr 1993), 48,7% wurden freihändig verge-

ben (Portz 1996). Nach verschiedenen Untersuchungen ist die freihändige Vergabe

das Regelvergabeverfahren, obgleich der öffentlichen Ausschreibung der Vorrang

gegeben werden müsste.

Abbildung 5: Regelungen der freihändigen Vergabe

Das Regelwerk erlaubt keinen Wettbewerb zwischen öffentlichen und privaten

Dienstleistungsanbietern, aber auch der Wettbewerb privater Anbieter unterein-

ander ist durch die ungleiche Verteilung der Arten der Vergabe erheblich einge-

schränkt. Darüber hinaus ergeben sich durch die Art und Weise der Gestaltung von

Losen Probleme, die vor allem bei komplexen Leistungen zu Ineffizienzen führen.

Die Vergabe in Losen gewährt nicht grundsätzlich einen bestmöglichen Wettbe-

werb.

Mit den Rechtsformwandlungen in Organisationen des privaten Rechts entfällt

die Bindungspflicht an die VOL/VOB. Die Befreiung scheint ein weiterer Grund für

Rechtsformwandlungen zu sein

Das europäische Recht erlaubt im Vergaberecht bei den Ausschreibungsbedin-

gungen auch »politische Kriterien«, die in Deutschland allerdings nur selten genutzt

werden (Neßler 2000).

bis 500 E bis 2.500 E

y formlose Preisermittlung bei
mindestens drei Anbietern 

y Zuschlag erteilen 

y Mittel festlegen 

y Bedarfsstelle informieren 

y Verdingungsunterlagen
(Leistungsbeschreibung 
und Vertragsbedingungen) 
fertig stellen 

y Marktanalyse 

y Auswahl der Bewerber 

y Aufforderung zur
Angebotsabgabe 

y Angebotsevaluation 

y Zuschlagserteilung



2 . 2 . 6 . D i e  S i t u a t i o n  i n  D e u t s c h l a n d

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die wirtschaftliche Betätigung

der Gemeinden einer Reihe rechtlicher Restriktionen ausgesetzt ist, die noch auf die

reichseinheitliche Deutsche Gemeindeordnung von 1935 zurückzuführen sind. Erst

die Gemeindeordnung von 1935 beendete die wirtschaftlichen Aktivitäten der Städ-

te und Gemeinden im Deutschen Reich.

Das deutsche Vergaberecht unterstützt nicht den Wettbewerb zwischen öf-

fentlichen und privaten Anbietern, es ist auch nicht dazu geeignet, die Wettbe-

werbsfähigkeit interner Dienstleistungsproduzenten zu fördern, da beispiels-

weise Preisvergleiche nicht statthaft sind. Das Vergaberecht spielt ausschließlich

nach der Entscheidung für den Fremdbezug eine Rolle – und auch hier wird der

Wettbewerb nur bedingt genutzt. Stichwörter sind hier Korruptionsverdacht,

freizügige Interpretation der Vergaberichtlinien und die Dominanz freihändiger

Vergaben.

Die rechtliche Regulierung vor allem in den landesgesetzlichen Gemeindeord-

nungen verhindert derzeit eine Wettbewerbsorientierung in der öffentlichen Dienst-

leistungsproduktion. In Verbindung mit den gravierenden strukturellen Defiziten

der Gemeindefinanzierung in Deutschland ergibt sich daraus eine politische Präfe-

renz für Vergaben und Privatisierungen.

Bei der Verselbstständigung innerhalb der bürokratischen Organisation handelt

es sich um die Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung, Kern-

element des Neuen Steuerungsmodells und Grundbedingung betrieblicher Steue-

rungsfreiheit. Bei der Verselbstständigung über die Grenzen der öffentlichen Ver-

waltung hinweg handelt es sich um Rechtsformwandlungen. Die Ämterlösung wird

immer weniger zum Standardmodell der Aufgabenwahrnehmung; verselbststän-

digte Verwaltungseinheiten gewinnen an Bedeutung.

Die Mehrheit der Privatisierungen auf kommunaler Ebene sind Organisations-

privatisierungen. Der Bestand an öffentlichen Unternehmen und Beteiligungen der

öffentlichen Hand an privatrechtlich organisierten Unternehmen hat in den ver-

gangenen Jahren zugenommen. Öffentliche Rechtsformen spielen – absolut gese-

hen – eine marginale Rolle.

Die ausdifferenzierten öffentlichen Rechtsformen unterscheiden sich deutlich

von den privaten Rechtsformen. Sie behindern die Vergleichbarkeit zwischen pri-

vatem und öffentlichem Sektor. Die »Liberalisierung« der landesgesetzlichen Be-

stimmungen zur Anstaltsgründung, die diese Form auch verstärkt den Kommunen

zugänglich machen soll, zielt in die falsche Richtung. Sinnvoller wäre es, die Vielfalt
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der öffentlichen Rechtsformen zu reduzieren und verstärkt privatrechtliche Rechts-

formen zu nutzen.

Die dominante Rechtsform ist die Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Ist die

GmbH das Mittel zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit öffentlicher Dienstleis-

tungsproduktion? Oder härter formuliert: Brauchen wir in Deutschland eigene öf-

fentliche Rechtsformen, nachdem in den 80er und 90er Jahren in einigen Staaten

der OECD zu beobachten war, dass die Unterschiede zwischen öffentlichem und pri-

vatem Sektor abgebaut wurden, in Deutschland aber die Trennung aufrecht erhal-

ten wird?

2 . 3 . I S T  D I E  V E R S E L B S T S T Ä N D I G U N G  V O R A U S S E T Z U N G  

F Ü R  W E T T B E W E R B ?

Vielfach lassen sich die Restriktionen des öffentlichen Rechts durch privatrechtliche

Formen umschiffen. Dies gilt insbesondere für Wettbewerbssituationen zwischen

öffentlichen und privaten Anbietern. In privatrechtlicher Form könnten kommuna-

le GmbHs – als Eigengesellschaft wie auch als Gemeinschaftsunternehmen – an öf-

fentlichen Ausschreibungen teilnehmen.

Unter dem gegebenen Rechtsrahmen bildet die Verselbstständigung die einzi-

ge Möglichkeit für »öffentliche« Anbieter, am Wettbewerb teilzunehmen, sofern die

Teilnahme nicht auf Annexaufgaben (also auf Ergänzungsaufgaben neben dem

Kerngeschäft) beschränkt bleiben soll. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass

die Beherrschung der Organisationseinheit – beispielsweise einer GmbH – nicht 

allein durch die Kommune erfolgen darf. Daraus ergibt sich, dass Gemein-

schaftsunternehmen von öffentlichen Verwaltungen ein probates Mittel darstellen

könnten. Gemeinschaftsunternehmen erfreuen sich wachsender Popularität (vgl.

z.B. die Beiträge in Oppen, et al. 2004, international siehe Wegener 2003c), sind in

Deutschland allerdings überwiegend im IT-Bereich zu finden.
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Abbildung 6: Die Rechtsformen im Überblick

In der Vergangenheit sind Teilprivatisierungen, also der Verkauf kommunaler An-

teile an einer Eigengesellschaft, kritisiert worden, da dies eine materielle Privatisie-

rung vorbestimmen würde. In vielen Dienstleistungsbereichen ist aber deutlich ge-

worden,dass kommunale Eigengesellschaften mit ihrer Beschränkung auf das eigene

Gemeindegebiet vielfach dem Wettbewerb nicht standhalten können. Dies gilt ins-

besondere für die Leistungen der so genannten Daseinsvorsorge, also Müllentsor-

gung, Deponierung und Müllverbrennung, Strom- und Wärmeerzeugung und an-

dere Leistungen.

Teilprivatisierungen können aber auch die Wettbewerbsfähigkeit kommunaler

Anbieter steigern und ihre Existenz sichern. Gerade eine Fusion mit privaten Un-
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ternehmen erlaubt die Erweiterung von Kompetenzen und die Erweiterung von Ge-

schäftsfeldern und Absatzgebieten.

Teilprivatisierungen oder Neugründungen in gemeinsamer Trägerschaft der öf-

fentlichen Hand und privater Investoren sind in Deutschland zum einen begrenzt

auf marktfähige Leistungen. Zum anderen ist die Anzahl der Teilprivatisierungen

empirisch ungesichert. Nicht zuletzt sind sie auch mit hohen politischen Kosten ver-

bunden. Unbestritten ist, dass sich die Arbeitsbedingungen und die Privilegien der

neuen Mitarbeiter in Unternehmen wesentlich verändern (in der Regel nicht für die

bereits beschäftigten Mitarbeiter), die Produktivitätsanforderungen steigen an und

auch die Existenz des Unternehmens insgesamt ist weniger gesichert, als dies bei

einer traditionellen kommunalen Aufgabe wäre.

Die These, wonach die Eigentümerschaft durch die Kommune niedrigere Ge-

bühren bzw. Kosten garantiere (weil kein Gewinninteresse bestehe) und die politi-

sche Steuerung erlaube (weil die Positionen im Aufsichtsrat oder im Verwaltungs-

vorstand politisch besetzt werden), ist ideologisch. Angesichts zahlreicher Fälle von

Selbstbedienungsmentalität, Versorgungsposten, Korruption und dramatischer

Kostensteigerungen erscheint sie in der Praxis als unhaltbar. Damit ergibt sich je-

doch nicht automatisch, dass jedwede private Lösung immer besser ist.

Internationale Erfahrungen haben nur zu deutlich gezeigt, dass die Organisati-

on von Wettbewerbsprozessen der Schlüssel zu höherer Effizienz und Effektivität

ist (vgl. Wegener 2002a; Wegener 2004, auch KGSt 2000).

Unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen in Deutschland ist momentan

die Verselbstständigung der einzige formale, organisationsstrukturelle Weg, um den

Wettbewerb in die kommunale Produktion zu integrieren.

40



3 . S T R AT E G I E N  
D E R  KO M M U N E

Um die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister herzustellen, bedarf es einer

politischen Wettbewerbstrategie der Kommune, die ihren Dienstleistern klare Vor-

gaben und Ziele gibt. Erst nach einer politischen Einordnung des Instruments Wett-

bewerbs können interne Dienstleister unter den entsprechenden Rahmenbedin-

gungen aktiv werden, die eigene Wettbewerbsfähigkeit herzustellen.

Das Kapitel stellt zunächst mit verschiedene Ansatzpunkte einer politischen Wett-

bewerbsstrategie vor.Dazu gehört zum einen die Formulierung eines Leitbildes und

einer Vision für die Dienstleistungsproduktion (siehe 3.1.1).Wichtig ist die Fähigkeit

von Politik, neues Wissen zu sammeln und dieses in die Zielformulierung einfließen

zu lassen (siehe 3.1.2) sowie die Verknüpfung der Prioritäten mit langfristigen Zielen

sowie kurz- und mittelfristigen Maßnahmen zu sichern. Basis hierfür sind ein strate-

gisches Management (siehe 3.1.3) und strategisches Controlling (siehe 3.1.4).

In diesem Kapitel wird die Strategie der Kommune thematisiert, während im Ka-

pitel 4 die darauf aufbauenden Strategieoptionen der internen Dienstleistungs-

produzenten der Kommunalverwaltung behandelt werden.

3 . 1 . P o l i t i s c h e  S t e u e r u n g  l o k a l e r  

We t t b e w e r b s s t r a t e g i e n

Christoph Andersen

Die bisherige Verwaltungsmodernisierung deutscher Kommunalverwaltungen ver-

suchte mit der Etablierung neuer Steuerungsverfahren die Nachteile bürokratischer

Organisation zu überwinden. Im Mittelpunkt dieser Optimierungsstrategien standen

neue Managementkonzepte der Ergebnissteuerung. Insbesondere sollte der auf kom-

munalen Haushalten lastende finanzielle Druck durch die Realisierung von Wirt-

schaftlichkeitsgewinnen minimiert werden (vgl. Bals und Hack 2000; Reichard 2003;

Wegener 2002a). Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass die neuen

Managementkonzepte die Defizite bürokratischer Organisation nicht beheben konn-

ten. Vielmehr sind im Zuge des Reformprozesses neue Probleme aufgetreten oder

bestehende Defizite intensiviert worden (vgl. Naschold 1998; Wegener 2002a).
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Die mit der Optimierung des tradierten Finanzmanagements verbundene Kon-

zentration auf die Wirtschaftlichkeitsdimension hat keine optimalen Ergebnisse her-

beigeführt. So wird eine Verbesserung der Effizienz häufig ohne Berücksichtigung

der Konsequenzen für die Zielerreichung erstrebt. Optimierungsstrategien sind die

Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Dienstleister (vgl. An-

dersen und Reichard 2003; Wegener 2002a), eine reine Effizienzbetrachtung ge-

fährdet jedoch die angestrebte Wettbewerbsfähigkeit.

Darüber hinaus haben die neuen Managementkonzepte der produktbezoge-

nen Organisationsformen die Strukturdefizite bürokratischer Organisationen häu-

fig eher intensiviert. Ähnlich den Erfahrungen der Privatindustrie haben Organisa-

tionsgliederungen in Verantwortungs-, Cost- und Profitcenter zu bisher weit

unterschätzten Zentrifugalitäten geführt (vgl. Naschold 1997; Naschold 1998). Ein

Risiko dieser Organisationsformen liegt darin, dass durch die Verfolgung center-

spezifischer Ziele das »Gemeinwohl« der Gesamtorganisation außer Acht gelassen

wird. Zudem verlieren Auftraggeber durch die Abkopplung der Leistungserstellung

entscheidungsrelevantes Wissen über Produkte und Dienstleistungen sowie Pro-

duktionsprozesse, -verfahren und -standards. Als Lösungsalternative entwickeln ver-

schiedene Städte im Ausland (z.B. Christchurch, Hämeenlinna; vgl.Wegener 2002b)

und einige deutsche Kommunen ein strategisches Management der Gesamtkom-

mune, um so Wissen bei der politischen Führung zu akkumulieren und ein Gegen-

gewicht zu den verselbstständigten Produzenten zu schaffen (vgl. Naschold 1997).

Wettbewerbsfähigkeit und Effektivität werden also nicht allein durch die Struk-

turorganisation und die Effizienz einzelner Leistungsbereiche bestimmt. Entschei-

dend ist die Abstimmung der einzelnen Leistungsbereiche aufeinander. Strategi-

sches Management der Politik ermöglicht nicht nur das »Einfangen« verselbst-

ständigter Produktionseinheiten im Sinne der kommunalen Gesamtziele, sondern

ist zugleich die Voraussetzung für die In-Wettbewerbsetzung lokaler Produzenten.

Die Entwicklung strategischer Prioritäten und Handlungsleitlinien befähigt die Po-

litik, die Vielzahl von unterschiedlichen Dienstleistungsproduzenten im Sinne der

Kommune und ihrer Ziele zur lokalen Problemlösung heranzuziehen. Kommunen,

die Wettbewerb für die lokale Problemlösung nutzen möchten, müssen vorher ihre

langfristigen Ziele definieren. Dazu gehören sowohl die Analyse der Marktsituation

als Ausgangspunkt von Wettbewerbsstrategien als auch die Entwicklung spezifi-

scher Kunden-, Leistungs- und Finanzbeziehungen. Im Wettbewerb stehende Dienst-

leistungsproduzenten benötigen wiederum klare politisch-strategische Vorgaben,

an denen sie sich orientieren können.Wettbewerb und strategisches Management

sind zwei Seiten einer Medaille (vgl. Heinz 2002; Wegener 2002a).
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3 . 1 . 1 . P o l i t i s c h e  V i s i o n e n  f ü r  d i e  l o k a l e  

D i e n s t l e i s t u n g s p r o d u k t i o n  

Für die Zieldefinition einer Kommune eignet sich die Formulierung einer Vision, die

idealtypisch den von der Kommune angestrebten Zustand beschreibt. Eine Vision

ist somit ein Dokument, das die langfristigen Ziele der Entwicklung des Gemein-

wesens zusammenfasst. Sie darf sich nicht darauf beschränken, lediglich die admi-

nistrativen Ziele zusammenzutragen oder parteipolitische Zielvorstellungen fest-

zuschreiben. Charakteristisch für eine Vision ist zweierlei: Einerseits wird die Zukunft

des Gemeinwesens beschrieben, wobei es unerheblich ist, wenn dieser Zustand erst

in den nächsten Jahren erreicht werden kann. Andererseits ist eine Vision durch die

Bestimmung von Themenschwerpunkten geprägt, es ist also klar erkennbar, wel-

che Aspekte im Vordergrund stehen und welche eher von nachrangiger Bedeutung

sind (vgl. KGSt 2000; Wegener 2002a).

In der Praxis stellt sich die Visionsentwicklung sich sehr unterschiedlich dar.Vie-

lerorts gibt es Leitbilder, Entwicklungsplanungen und sogar Zukunftsprogramme.

Nicht überall aber ist man sich einig über den Sinn solcher Dokumente. So trifft man

mancherorts auf die Haltung,Visionen seien wirkungslos und überflüssig. Dem ent-

sprechend präsentiert sich der Entwicklungsstand von Visionen von Kommune zu

Kommune sehr unterschiedlich. Gibt es eine Entwicklungsplanung oder ein Leit-

bild, darf dieses nicht als Alternative oder Konkurrenz zum Zukunftsprogramm be-

stehen. Beides muss in einer kommunalen Vision integriert werden, die später zu

einer Gesamtstrategie der Kommune weiterentwickelt werden muss (vgl. KGSt 2000;

KGSt 2002). Die Entwicklung einer politischen Vision des Gemeinwesens soll im Fol-

genden am Beispiel eines Zukunftsprogramms verdeutlicht werden.

Ein Zukunftsprogramm definiert die wesentlichen Herausforderungen der ge-

samten Stadt sowie die sich daraus ergebenden langfristigen strategischen Prio-

ritäten und Themenschwerpunkte. Besonders häufig wird bei der Entwicklung von

Zukunftsprogrammen die Methode der »Zukunftswerkstatt« und der »Zukunfts-

konferenz« angewendet. Die zukünftige Entwicklung der Kommune kann nicht von

wenigen Personen oder Gruppen formuliert werden. Auch die demokratisch legiti-

mierten Räte können allein keine Vision formulieren, selbst wenn diese parteiüber-

greifend erstellt wird. Charakteristisch für die Entwicklung von Visionen ist die enge

Zusammenarbeit aller lokalen Akteure, angefangen bei der Politik über Verwal-

tungsführung und -mitarbeitern bis hin zum Bürger, der Wirtschaft und anderen lo-

kalen Institutionen (z.B.Vereinen). Die Visionsentwicklung erfordert einen breit an-

gelegten Prozess, der es möglichst vielen Akteuren ermöglicht, an der Entwicklung
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von Inhalten zu partizipieren. Dabei sind für die Entwicklung von Visionen für die

interne Dienstleistungsproduktion die jeweils dienstleistungsspezifischen Akteure

die hauptverantwortlichen Träger des gesamten Diskussions- und Entscheidungs-

prozesses. Das können unter anderem die verantwortlichen Mitglieder der Verwal-

tungsführung und der politischen Ausschüsse, der Leiter des Dienstleistungsbe-

reichs, Mitarbeiter des Steuerungsdienstes sowie Mitarbeiter des Dienstleisters und

der Fachbereiche für spezielle Fragestellungen sein. Politik und Verwaltungsführung

beschränken sich auf die visionäre Beschreibung (»was«) des internen Dienstleis-

tungsbereichs, so beispielsweise für die Entscheidung, städtische IT-Leistungen in

Kooperation mit einem Partner zu erbringen. Die konkrete Dienstleistungsplanung

(»wie«) obliegt hingegen dem jeweiligen Dienstleister.

Die Entwicklung von Visionen baut meist auf vorhandenen Zielentwicklungs-

bzw. Planungsprozessen und deren Ergebnissen auf. Diese können Folgendes um-

fassen:

das Leitbild,

politische Zielvorstellungen, z.B. in Form von Programmen der Parteien und

Bürgerlisten,

Ergebnisse von Nutzerbeteiligungen, z.B. von Nutzerbefragungen,

Ergebnisse aus bereichsübergreifenden Themenplanungen,

Ergebnisse aus Wettbewerbs- und Marktanalysen,

Ergebnisse des bereichsbezogenen strategischen Controllings und der

entsprechenden Planungen.

Kennzeichnend für eine Vision ist, dass sie nicht nur verschiedene Politikfelder um-

fasst, sondern an längeren Zeithorizonten ausgerichtet ist. Dadurch erhalten die bis-

lang an Budgetperioden orientierten Planungen der Fachbereiche und Dienstleis-

ter eine Langzeitorientierung. Zudem wird so die Integration einer stadtweiten,

leistungs- und politikfeldübergreifenden Planung gewährleistet. Kurzfristige Her-

ausforderungen werden mit mittel- und langfristigen Entwicklungen verknüpft. Die

inhaltlichen Schwerpunkte eines Zukunftsprogramms werden in so genannten The-

men-, Handlungs- oder Politikfeldern ortsspezifisch definiert.

3 . 1 . 2 . P o l i t i k l e r n e n  f ü r  d i e  G e s t a l t u n g  l o k a l e r

We t t b e w e r b s s t r a t e g i e n  

Für die Entwicklung einer politischen Wettbewerbsstrategie ist es von Bedeutung,

wie die Politik Wissen aus verschiedenen Politikfeldern und Sektoren erlangen kann,

und wie die verantwortlichen kommunalen Akteure über die Dienstleistungspro-
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duktion lernen und dieses Wissen in die Zielformulierung einfließen lassen können.

Dies ist insbesondere dann relevant, wenn die Entscheidung zu Gunsten einer al-

ternativen Erstellungsform gefällt wurde und die Kommune neue Kompetenzen er-

werben muss, um Dienstleistungen zu beziehen (»smart-buyer«-Problematik). Der

Begriff »smart buyer« umschreibt das Problem, dass ein Auftraggeber wissen muss,

was er beziehen soll und welche Kriterien er dabei beachten sollte. Bei Standard-

leistungen ist dies weniger problematisch, wohl aber bei Leistungen und Produk-

ten, die einem schnellen technologischen Wandel unterworfen sind. Insgesamt geht

es um zwei unterschiedliche Perspektiven: Die (klassischen) internen betrieblichen

(wie?) sowie die nicht-betrieblichen Informationsflüsse (was? und welche Alterna-

tiven?).

Im Zuge der durch das Neue Steuerungsmodell geprägten Verwaltungsmo-

dernisierung haben sich in den letzten Jahren verschiedene Formen eines neuen

Berichtswesens herausgebildet. Ziel ist die Minimierung der aus der Auftragge-

ber/Auftragnehmer-Trennung resultierenden Informationsasymmetrien. Um un-

terschiedlichen Informationsbeziehungen zwischen Auftraggeber (Politik, Verwal-

tungsführung, Fachbereiche) und Auftragnehmer und damit Informations-

bedürfnissen Rechung zu tragen, wird das Berichtswesen üblicherweise in zwei Ebe-

nen unterteilt: die strategische und die operative Ebene.

Stadt- und Gemeinderäte klagen zuweilen über eine Informationsflut durch die

Berichte und ihre dem entsprechende Hilflosigkeit, da viele Angaben nur bedingt

in die tägliche politische Arbeit umzusetzen sind. Die Art des derzeitigen Berichts-

wesens, das sich im Wesentlichen auf interne betriebliche Informationen konzen-

triert, weckt kaum das Interesse der Politik. Interne Berichte, die lediglich auf Finan-

zen ausgerichtet sind, erfüllen ihre Aufgabe nicht. Damit das interne Berichtswesen

keine Datenfriedhöfe in der Verwaltung schafft, müssen Politik und Verwaltungs-

führung festlegen, welche Kriterien der internen Leistungsproduktion als zentral

angesehen werden. Es kommt somit darauf an, ein (politisches) Berichtswesen zu

entwickeln, das internen betrieblichen Anforderungen genügt und sich dabei nicht

allein auf die Finanzen beschränkt. Sämtliches Wissen über die Dienstleistung (z.B.

Innovationen, Trends) und die Produktion (z.B. Produktionsverfahren, Standards)

muss gesammelt und für die Politik nutzbar gemacht werden (vgl.Wegener 2002a).

Dabei kann die Analyse der Marktsituation der jeweiligen Dienstleistungen hilfreich

sein. Die Bestimmung der Marktsituation kann sich auf eine Markt- und Wettbe-

werbsanalyse stützen, um hierdurch entscheidungsunterstützende Informationen

über den Markt und die potenziellen Konkurrenten zu erhalten (vgl. Andersen,

et al. 2003; Bruhn 2002; KGSt 2002).
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Darüber hinaus sollte Politik für die Entwicklung von langfristigen Prioritäten in

Politikfeldern verschiedene Formen der Beteiligung entwickeln, durch die sowohl

Nutzer als auch Produzenten ihre Interessen artikulieren können. Produzenten kön-

nen in diesem Zusammenhang sowohl Fachbereiche und interne Dienstleister als

auch – als Partner – private Organisationen und kommerzielle Unternehmen sein.

Mit diesem gemeinsamen Lernen unterschiedlicher Partner (z.B. Politik,Verwaltung,

Wirtschaft,Verbände, Bürger) werden Wege eröffnet,Wissen in der Kommune zu ak-

kumulieren und so für die Produktion nutzbar zu machen. Die Beteiligung dient

nicht dazu, die Mechanismen des demokratisch gewählten Rates auszuhebeln, son-

dern ist eine zusätzliche Möglichkeit, die Formulierung politischer Ziele zu konkre-

tisieren und die Problemlösungsfähigkeit der Politik zu verbessern.

In Düsseldorf ist auf Initiative des Gartenamtes eine Bürgerbefragung durch-

geführt worden, die als Beispiel für neue Wege der Informationsgewinnung dienen

kann:

Bürgerorientierung – ein Placebo? 
Das Beispiel Düsseldor f

Robert Kösling

Die Ausrichtung des kommunalen Dienstleisters an den Bedürfnissen und

der Nachfrage der Kunden, Nutzer und Bürger gilt als ein Kernelement zur Stei-

gerung der Wettbewerbsfähigkeit. Das Garten-, Friedhofs- und Forstamt der

Stadt Düsseldorf veranlasste aus eigener Initiative im Jahr 1999 eine schriftli-

che Bürgerbefragung zu den Parks, Grünanlagen, Friedhöfen, Kleingärten und

Forsten der Landeshauptstadt. In Zusammenarbeit mit dem Amt für Statistik

und Wahlen wurden 3500 Bürger nach einem systematischen Zufallsprinzip

ausgewählt. Die Rücklaufquote betrug 41%.

Hervorzuheben ist der Aufbau der Befragung, der neben generellen Ein-

schätzungen der Bürger zur Situation in den Anlagen auch Nutzung, Bedürf-

nisse und Änderungswünsche abdeckte. So wurde beispielsweise die Fre-

quentierung der Anlagen abgefragt, die Aufschluss über die Nutzungs-

schwerpunkte gibt und somit einen erhöhten Unterhaltungsbedarf markiert.

Schwerpunktsetzungen konnten auch über die Abfrage der Nutzungsarten

nachvollzogen werden. Gestaltungs- und somit Investitionsentscheidungen

mussten berücksichtigen, dass eher die Erholung mit gesundheitlichen Aspek-

ten als der Sport in den Anlagen im Vordergrund steht. Defizite konnten so ins-

besondere bei den Ausstattungselementen (Bänke, Abfallbehälter, Toiletten,
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In Kombination mit den betrieblichen Informationen können auf diese Weise In-

novationen entwickelt und letztlich Wege zur lokalen Problemlösung gefunden wer-

den (vgl. Wegener 2002a). Darüber hinaus ermöglicht die Akkumulation von Wis-

sen durch Beteiligung und Partnerschaften den Aufbau von Ressourcen, die es der

Kommune erlauben, als starker Einkäufer auf dem Markt aufzutreten, »um die Waren,

welche sie kaufen wollen, deutlich zu definieren (damit es nicht skrupellose oder

weniger erfahrene Anbieter für sie tun); um zuverlässige Anbieter hoher Qualität zu

finden (damit sie nicht jedem, der auf eine Ausschreibung antwortet, auf Gedeih

und Verderb ausgeliefert sind); und um zu wissen, wie die Qualität dessen, was sie

gekauft haben, zu beurteilen ist (um sicherzustellen, dass Waren und Dienstleis-

tungen halten, was sie versprechen)« (Wegener 2002a, 61).

etc.) und den Spielplätzen identifiziert werden. Die Forderung nach besserer
Spielplatzausstattung führte zu finanziellen Zusagen im kommunalen
Wahlkampf, die später auch realisiert wurden. Weitere Informationen wurden
zu den Wünschen nach Flächenangeboten, der Ausstattung, der Gestaltung
und der Sicherheit in den Anlagen gewonnen. Gleichzeitig reklamierten die
Bürger eine zu geringe Informationsdichte in Bezug auf die Aktivitäten des
Gartenamtes.

Das Gartenamt reagierte und versucht – über die traditionelle Kommunika-
tion via Zeitungsartikel hinaus gehend – neue Formen zu finden. Im Jahr 2002
wurden die Öffnungszeiten des Amtes verlängert.Termine können auch außer-
halb der Sprechzeiten vereinbart werden. Telefonanfragen werden, wenn mög-
lich, direkt beantwortet. Jeder Anschluss verfügt darüber hinaus über eine Mail-
box, die regelmäßig abgehört wird. Die Kommunikation wurde in den letzten
Jahren durch diese verbesserte telefonische Erreichbarkeit, mehrere Inter- und
Intranetseiten, eine Servicetheke und die direkten Bürgerkontakte mit den Be-
triebshöfen oder Kolonnen vor Ort verbessert. Auch werden Bürger bei Baupro-
jekten und Kinder bei der Gestaltung von Spielplätzen beteiligt.Zur weiteren Ver-
besserung haben eine Reihe von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen an einem
Verhaltenstraining für den Umgang mit Kunden und Bürgern teilgenommen.

Ein systematisches Beschwerdemanagement ist im Aufbau. Erste Erfah-
rungen konnten über die Rückmeldungen der Servicetheke sowie die interne
Auswertung von Telefonanfragen gewonnen werden.

Das Beispiel Düsseldorf zeigt, dass Bürgerorientierung auf vielen Wegen
realisiert werden kann. Ein effektiver Nutzen wird sich nur dann ergeben, wenn
die unterschiedlichen Instrumente für verschiedene Zielfindungen treffsicher
und kontinuierlich angewendet werden.
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Das betriebliche Berichtswesen ist also nicht ausreichend für die strategische

Steuerung unterschiedlicher Dienstleistungsproduzenten. Interne Dienstleister kön-

nen und werden immer nur Informationen über die unmittelbaren Produktions-

prozesse übermitteln (z.B. Produktkosten, Anzahl der Beschwerden pro Produkt,

Schnitthöhe Straßenbegleitgrün, Anzahl der Nasswischquadratmeter, Serverer-

reichbarkeit). Diese sind aber keine ausreichende Grundlage für die strategische

Zielformulierung durch die Politik, weil mittels Kosten- und Produktionsdaten keine

Ergebnis- und Wirkungsziele formuliert werden können.

3 . 1 . 3 . S t r a t e g i s c h e  S t e u e r u n g  l o k a l e r  

D i e n s t l e i s t u n g s p r o d u z e n t e n  

Die wirkungsorientierte Steuerung der Politik gegenüber den Dienstleistern kon-

zentriert sich nicht auf Leistungen und Produkte, sondern untersucht, ob die den

Nutzer erreichenden Leistungen die beabsichtigten Ergebnisse erzielen (vgl. Heinz

2000; KGSt 2000; Hill und Wegener 2002) – unabhängig davon, ob es sich um eige-

ne interne Dienstleister handelt oder um private Dienstleistungsanbieter.

Das wesentliche Steuerungsinstrument der Politik – der traditionelle kommu-

nale Haushalt – kann Zielbestimmungen nicht darstellen (vgl. Bals 1998). Dieser

Mangel an Zielsetzungsfähigkeit der Politik erfuhr mit dem Neuen Steuerungsmo-

dell insofern eine Verbesserung, als die Selbststeuerung der Verwaltung dank der

Zieltransparenz im Produktbudget offen gelegt wird und im Bedarfsfall durch die

Politik »nachgebessert« werden kann. Unbearbeitet ist jedoch auch weiterhin die

Formulierung von Wirkungszielen und deren Verknüpfung mit den Ressourcen-,

Programm- und Produktzielen geblieben. Der Politik fehlen die Instrumente, um Wir-

kungen zu messen. Reformelemente wie Produktbildung und Budgetierung, neues

Haushalts- und Rechnungswesen nebst Kostenrechnung sowie Controlling sind In-

strumente, die einer binnenfokussierten Verwaltungslogik folgen. Mit ihnen kann

zwar die Wirtschaftlichkeit der Dienstleistungsproduktion verbessert werden, je-

doch sind sie ungeeignet für die Evaluation politisch intendierter Wirkungen. Con-

trolling ist bisher überwiegend operativ und intern ausgerichtet und konzentriert

sich maßgeblich auf die Bereitstellung von Daten zur Wirtschaftlichkeit, gewonnen

aus der Haushalts- und Kostenrechnung.

Strategisches Management und Controlling konzentrieren sich demzufolge im We-

sentlichen auf die folgenden Fragestellungen (vgl. Heinz 2000, 2002; KGSt 2002):

Was wollen wir erreichen (Ergebnisse und Wirkungen)? 

Was müssen wir dafür tun (Programme und Produkte)?
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Wie müssen wir es tun (Prozesse und Strukturen)?

Was müssen wir dafür einsetzen (Ressourcen)? 

Diese Anordnung von Zielfeldern und Leitfragen ist für die Kommune neu. Die

Verwaltungsreformbemühungen in den 90er Jahren setzten vor allem bei den Pro-

grammen und Produkten an, ohne danach zu fragen, was eigentlich damit erreicht

werden soll. »Die dominante Handlungslogik kommunaler Steuerung war gleich-

sam doppelt tragisch« (Wegener 2002b, 76).

Um die zentralen Fragen der wirkungsorientierten Produzentenführung zu be-

antworten, kann der aus vier Teilschritten bestehende folgende Weg eingeschlagen

werden (vgl. Heinz 2000, 2002):

Ergebnisse und Wirkungen: Was wollen wir erreichen?

Bei der Formulierung von Ergebnis-/Wirkungszielen ist es wichtig zu beachten,

dass nicht die Ressourcen oder das »Wie« der Leistungserstellung, sondern die be-

absichtigten Ergebnisse und Wirkungen der Kommune Gegenstand der Zielset-

zung sind. Es sollte noch keine Verbindung zu den Programmen und Produkten

der Kommune erstellt werden. Dies folgt erst im nächsten Schritt. Um Ergebnisse

und Wirkungen operationalisierbar zu machen, muss über die strategischen Ziele

eindeutig ersichtlich sein, was als Erfolg oder Misserfolg zu werten ist. Dies ist immer

dann gegeben, wenn ein Ergebnis oder eine Wirkung quantifiziert werden kann

und diese Werte sich an eindeutige, verantwortliche Fach- und Budgetbereiche

richten.

Prioritäten und Zielsetzungen der Kommune bedeuten immer, nicht alle Tätig-

keitsfelder als gleichermaßen wichtig zu betrachten. Bestandteil strategischer Steue-

rung ist deshalb auch, festzulegen, in welchen Dienstleistungsbereichen sich die

Kommune nicht mehr engagieren möchte oder kann. Strategisches Management

kann somit auch den Rückbau von nicht mehr nachgefragten Dienstleistungsbe-

reichen umfassen (Vgl. Kap.3.4.).

Programme und Produkte: Was müssen wir dafür tun?

Die Ergebnis- und Wirkungsziele als Kristallisationspunkt für alle weiteren Schrit-

te der strategischen Steuerung müssen in ein Produktkonzept eingepasst werden.

Durch die Definition von Programmen und Produkten wird die Frage beantwortet,

was die Kommune für das Erreichen der Ergebnis- und Wirkungsziele tun möchte.

Es empfiehlt sich, die Entwicklung von strategischen Programm- und Produktzie-

len auf eine Markt- und Wettbewerbsanalyse sowie eine Stärken-Schwächen-Ana-

lyse zu stützen (vgl. Heinz 2000; KGSt 2002).
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Hier schließt sich die Frage nach der optimalen Erstellungsform an, deren Be-

antwortung klären soll, welche Organisationslösung unter den Aspekten der stra-

tegischen Relevanz und Spezifität einer Dienstleistung wirtschaftlich optimal ist

(vgl. Reichard 1998a).

Die strategische Steuerung und die Organisationslösung des Landratsamtes

Ludwigslust verdeutlicht das beschriebene Vorgehen.

Strategische Steuerung im Landratsamt Ludwigslust

Christoph Andersen

Das Landratsamt Ludwigslust hat sich im Jahre 2001 als erste deutsche Kom-
mune dazu entschlossen, sämtliche IT-Dienstleistungen an das externe Dienst-
leistungsunternehmen Deutsche Telekom AG auszulagern (Outsourcing). Mit
der Auslagerung verfolgt das Landratsamt das Ziel, die Modernisierung der ei-
genen IT-Infrastruktur, insbesondere im Desktop- und Netzwerkbereich, vor-
anzutreiben und zugleich Wirtschaftlichkeitsgewinne für die Konsolidierung
des kommunalen Haushaltes zu realisieren. Das Outsourcing der Informati-
onstechnologie ist schnell mit der Erkenntnis verbunden gewesen, dass der
sinnvolle Einsatz von  IT in ausgelagerten Produktionsstrukturen die Ablösung
bisheriger traditioneller Steuerungsverfahren und die übergreifende Koordi-
nierung und Planung des gesamten IT-Einsatzes erfordert. Zu diesem Zweck
wurde die zentrale Struktureinheit »Informationsmanagement« beim Landrat
gebildet, die aus einem so genannten Informationsmanager besteht.

Mit dem Informationsmanager ist eine unternehmensähnliche Chief Infor-
mation Officer – Position geschaffen worden, die die Belange der IT auf Vor-
standsebene vertritt und dafür sorgt, dass die IT nicht mehr als Querschnitts-
aufgabe des Hauptamtes, sondern als strategische, wettbewerbsrelevante
Ressource in der Kommune wahrgenommen wird. Der Informationsmanager
fungiert zum einen als zentrale Steuerungsstelle in  IT-Angelegenheiten und
zum anderen als Vertreter des Landratsamtes gegenüber  dem Vertragspart-
ner Deutsche Telekom AG. Dazu gehören die Aufgaben der allgemeinen Pla-
nung und Koordination des kommunalen IT-Einsatzes, die Festlegung des IT-
Budgets, die Definition von Standards für Soft- und Hardware sowie das
Auftragsmanagement. Darüber hinaus nimmt der Informationsmanager sämt-
liche Aufgaben der Vertragssteuerung gegenüber dem Dienstleister wahr (IT-
Controlling). Dazu gehören neben der Überwachung des Dienstleistungsver-
trages (z.B. Begleitung des zyklischen Roll-outs neuer Infrastruktur) auch die
Information des Dienstleisters bei Störungen in Bezug auf die vertragliche 
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Prozesse und Strukturen: Wie müssen wir et was tun?

Hierbei geht es um die optimale Organisations- und Prozessform für die Erstel-

lung von Dienstleistungen. Diese Frage spielt eine große Rolle im kommunalen Ma-

nagement, vor allem wegen der Privatisierungsdiskussion in Verbindung mit der

»schlanken Kommune« (vgl. Hill 1998). Hier wird intensiv über neue Organisations-

formen (z.B. dezentrale Fach- und Ressourcenverantwortung) sowie über veränderte

Betriebsformen und teilselbstständige Einheiten neben der Kernverwaltung (z.B.

Eigen- und Regiebetriebe) nachgedacht (vgl. Andersen und Reichard 2003; Reich-

ard 1998b, 2003). In der Vergangenheit lag der Schwerpunkt der Reformen im öf-

fentlichen Sektor auf den Strukturen bürokratischer Organisation, die Prozesse stan-

den selten zur Debatte. Auch die Einführung von EDV in den 80er Jahren veränderte

die Arbeitsteilung in den öffentlichen Verwaltungen nicht (Grimmer 2003).

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister ist ohne eine grundlegende Er-

neuerung der Arbeitsprozesse nicht denkbar. Das bereits mehrfach erwähnte Kon-

zept der strategischen Steuerung (vgl. Heinz 2000) setzt daher auch ein deutliches

Zeichen, indem den Prozessen eine wesentlich höhere Rolle zugemessen wird.

Ressourcen: Was müssen wir dafür einsetzen?

Ein Produktkonzept muss die Frage der Ressourcen einbeziehen, um die ge-

wünschten Wirkungen zu erreichen. Zu diesem Zweck müssen die Budgets konsis-

tent und systematisch mit den Zielen verknüpft werden. Die strategische Ressour-

cenplanung ist zunächst mittelfristig angelegt,d.h.die finanziellen Folgen bestimmter

Strategien werden über einen Zeitraum mehrerer Jahre hinweg abgeschätzt. Dar-

auf aufbauend erfolgt dann die jährliche Budgetplanung.

Zentrales Element der Budgetierung bzw. der Haushaltsplanerstellung ist die

Vorgabe von Budget-Eckwerten für die einzelnen Produzenten durch den Rat (vgl.

Bals 1998; Bals 1999). Auf der Grundlage der kommunalen Strategie erarbeiten die

lokalen Produzenten einen Vorschlag, welche Ziele im Rahmen des Budgets ver-

wirklicht werden sollen (vgl. Bals 2000a; Bals 2000b). Aus der Zusammenführung der

Leistungserbringung sowie die Mitwirkung bei der Auswahl fachbezogener
Informationstechnik.

Das Landratsamt Ludwigslust hat mit der Einrichtung des IT-Managements
eine Instanz geschaffen, um einem Steuerungsvakuum zu begegnen, das durch
die Auslagerung der IT und damit einhergehende Abwanderung von Beschäf-
tigten aus der Kernverwaltung entstanden wäre.
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Produzentenbudgets und –strategien mit den kommunalen Zielen sowie der ge-

genseitigen Abstimmung resultiert der Beschluss eines (produktorientierten) Haus-

halts durch den Rat. Der Haushalt dokumentiert und leitet als eine Art Hauptkon-

trakt oder Businessplan die Arbeit der einzelnen Produzenten.

Bei der Kalkulation der Budgeteckwerte dominieren zwei Verfahren. Zum einen

sind Eckwerte selten mehr als (lineare) Fortschreibungen des Ressourcenverbrauchs

oder technokratische Ableitungen aus dem erwarteten Steueraufkommen und den

fixen Kosten. Zum anderen werden Eckwerte relativ willkürlich im Zuge von Pau-

schalkürzungen gesetzt bzw. verändert.

Notwendig ist ein Verfahren, das die Vorteile der top-down Vorgaben von Glo-

balbudgets mit den Vorteilen der bottom-up Kalkulation verbindet und als Ergeb-

nis die Szenarien und strategischen Handlungsvorschläge der Produzenten einbe-

ziehend einen Eckwertebeschluss der politischen Gremien liefert. Für die

Entscheidung, wie die Ressourcen schwerpunktmäßig verteilt werden sollen, haben

drei Faktoren besondere Bedeutung (vgl. Heinz 2000):

Wirkungs- und Produktziele,

Budget je Jahr sowie 

Gesamtbudget über drei Jahre.

Ergebnis ist ein Globalbudget für die einzelnen Produzenten, auf dessen Grundla-

ge die Produzenten ihre strategische Planung verfeinern. Die abzustimmenden Er-

gebnisse bilden schließlich die Grundlage für den Haushaltsplan und die Kontrak-

te mit den Produzenten.Wenn die Budgetierung und der produktorientierte Haushalt

als Aufgaben der strategischen Steuerung betrachtet werden, erlangen sie eine her-

ausragende Bedeutung, denn sie verfolgen die Ziele:

Schaffung von Transparenz über Ressourcenbestand und Ressourcenverbrauch

auf der Inputseite.

Konsistente Verknüpfung von Ressourcenentscheidungen mit Fragen der

Effektivität (Ergebnisse/Wirkungen) und Effizienz (Programme/Produkte).

Anreize zu mehr Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit durch dezentrale Fach- und

Ressourcenverantwortung im Rahmen von Zielvorgaben.

Der produktorientierte Haushalt ist primär nach Organisations- bzw. Produktbe-

reichen gegliedert, enthält nicht nur Aussagen zu den Leistungen, sondern auch

zur zukünftigen Entwicklung des Produktportfolios und der Marktpositionierung

und verknüpft schließlich produktorientierte Fachziele mit Finanzzielen. Die Länge

und Detailgenauigkeit von Kontrakten variiert in den einzelnen Kommunen. Oft-

mals ist das Kontraktmanagement noch durch eine detaillierte Organisations-

und Aufgabenorientierung geprägt, die Problemlösungs- und Ergebnisorientie-
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rung hingegen noch unterentwickelt. Idealtypisch sollte der Haushalt von der

Politik, also den Fachausschüssen und dem Hauptausschuss formuliert werden

(strategische Ziele und wichtige Projekte), während die internen Leistungspro-

duzenten über die Verwaltungsführung die Ziele mit konkreten Produkten auf-

füllen. Operative Finanz- und Produktionsdaten (z.B. detaillierte Budgetpositio-

nen, Anzahl Personalstellen) sollten zu Gunsten folgender Informationen in den

Hintergrund treten:

Markt- und Produktentwicklung,

Wirkungsvorgaben,

Bezeichnung der Produktgruppen,

Aufstellung der erwarteten Kosten und Erlöse pro Produktgruppe, somit die

benötigten Netto-Mittel aus staatlicher Finanzierung (Budgets),

Vorgaben für Qualität, Quantität und zeitliche Verfügbarkeit der Leistung

(Leistungsziele) sowie 

Indikatoren, die Hinweise über das Erreichen der vorgegebenen Ziele geben.

Die politischen Zielvorgaben aus dem Hauptkontrakt müssen auf Produzentene-

bene konkretisiert und ergänzt werden. Dazu dienen so genannte Fachbereichs-

kontrakte, im Folgenden dargestellt am Beispiel des Dortmunder Systemhauses.

Ver tragsmanagement Dor tmunder Systemhaus

Christoph Andersen

Durch die Ausgliederung der städtischen IT in den Eigenbetrieb Dortmun-
der Systemhaus wurde eine klare Auftraggeber/Auftragnehmer-Trennung voll-
zogen. Die Kunden beauftragen heute das Systemhaus mit der Produktion von
verschiedenen IT-Leistungen (»Keine Leistung ohne Auftrag«). Der Auftrag zur
Leistungserstellung wird nach Abschluss von Verhandlungen durch rechtsver-
bindliche Verträge fixiert, die Regelungen zu den Leistungsmengen, Qualitä-
ten und Preisen enthalten. Die Leistungsbeziehungen werden grundsätzlich
durch zwei unterschiedliche Dienstleistungsverträge gestaltet: Rahmenver-
einbarungen und Einzelvereinbarungen. Erstere werden für Leistungen abge-
schlossen, die in Menge, Aufwand und Preis nicht exakt kalkulierbar sind. Dazu
gehören etwa die Umsetzungsprojekte von Anwendungen mit verwaltungs-
weiter Bedeutung sowie die Nutzung der IT-Infrastruktur (z.B. Netze, Server, In-
ternet). Die Rahmenvereinbarungen werden regelmäßig durch Einzelverträge
konkretisiert. Der Abschluss von Einzelverträgen ist die Regel für die Ausge-
staltung der Leistungsbeziehungen zwischen dem Systemhaus und Stadtver-
waltung. Einzelvereinbarungen werden für Dienstleistungen abgeschlossen,
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3 . 1 . 4 . S t r a t e g i s c h e s  C o n t r o l l i n g

Strategisches Controlling kann das kommunale Management verbessern und die

Politik bei der Organisation des kommunalen Wettbewerbdesigns dahin gehend

unterstützen, dass lokale Probleme möglichst wirksam und nachhaltig gelöst wer-

den. Es dient der Politik dabei als strategisches Instrument der Steuerung dezen-

traler Dienstleistungsproduzenten, nicht als Kontrollinstrument für die Dienstleister.

Daher unterscheiden sich die Aufgaben des bislang vernachlässigten strategischen

Controllings grundsätzlich vom internen Controlling, das vor allem die Aufgabe der

betriebswirtschaftlichen Steuerung der dezentralen Einheiten übernimmt und auf

diese Weise die Effizienz der Dienstleistungsproduktion mit Instrumenten der Kos-

tenrechnung und Budgetierung überprüft (vgl. Kap. 3). Bisher haben die Kommu-

die sich nach Menge, Aufwand und Preis genau beschreiben lassen.Dazu zählen

alle weiteren Dienstleistungen des Systemhauses,vor allem Beratungsleistungen,

IT-Endgeräte (PC, Drucker etc.), IT-Serviceleistungen und Schulungen. So wird

beispielsweise zwischen den Fachbereichen und dem Systemhaus für die

Aufstellung und Nutzung eines PCs ein Einzelvertrag abgeschlossen; die

Fachbereiche entrichten anschließend eine PC-Miete. Ein weiteres Beispiel ist

der Abschluss von Einzelvereinbarungen im Bereich IT-Serviceleistungen. In

der Regel fällt der First-Level Support in den Verantwortungsbereich der

Fachbereiche und wird dort von den TIV-Koordinatoren (TIV:Technikunterstützte

Informationsverarbeitung) wahrgenommen.Diese Struktur hat sich jedoch nicht

für alle Fachbereiche der Stadtverwaltung als effektiv erwiesen. Insbesondere

trifft dies auf stark dezentral organisierte Einheiten zu (z.B. Fachbereich

Bürgerdienste/Bezirksverwaltungsstellen). Deshalb ist es den Fachbereichen

und dem Systemhaus möglich, durch individuelle Servicevereinbarungen

vertraglich die genaue Aufgabenabgrenzung zwischen First- und Second-Level

Support zu regeln. Hierdurch kann der Fachbereich die genaue Leistungstiefe

der Supportleistungen des Systemhauses im First-Level Support bestimmen,

indem er Aufgaben an das Systemhaus zurückgibt. So werden beispielsweise

auf der Grundlage von Einzelverträgen zwischen dem Fachbereich Bürgerdienste

und dem Systemhaus bestimmte Aufgaben der TIV-Koordinatoren gemäß einer

kundenindividuellen Leistungsbeschreibung durch Mitarbeiter des System-

hauses wahrgenommen und damit rezentralisiert. Die Unterstützungsleistung

wird telefonisch, via Fernwartung oder im Vor-Ort-Service erbracht.
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nen im Rahmen des Neuen Steuerungsmodells die Etablierung eines operativen

Controllings vorangetrieben. Die Auswertung des Haushalts- und Rechnungswe-

sens oder der Kostenrechnung allein ist aber für eine strategische Steuerung der

Verwaltung unzureichend, da sie kein Urteil über die Ergebnis- bzw. Wirkungsziele

ermöglichen. Demnach kommt einem strategischen Controlling eine besondere Be-

deutung zu. Es soll nicht nur die Unterstützung der strategischen Planung und Kon-

trolle sicherstellen, sondern auch die Versorgung mit strategisch relevanten Infor-

mationen.

Strategisches Controlling auf kommunaler Ebene ist auf Grund verschiede-

ner Probleme betrieblicher Steuerung notwendig, die darauf zurückzuführen

sind, dass eine hoch ausdifferenzierte Arbeitsorganisation bestimmte Koordina-

tionsdefizite aufweist. In Kommunalverwaltungen überwiegt meist eine Koordi-

nation mittels Hierarchie, Standardisierung und Finanzmittelinputs. Eine eigen-

ständige Koordinationsfunktion hat sich in der traditionellen Kommunal-

verwaltung nicht herausgebildet, was dazu führt, dass zwischen den Manage-

mentfunktionen keine Koordination (z.B. Planung, Kontrolle und Informations-

versorgung) stattfindet. So nehmen Dienstleister zwar kontinuierlich Planungen

im Bereich ihrer Produkte und Finanzen vor, es erfolgt jedoch keine anschließende

Kontrolle hinsichtlich der Übereinstimmung mit den kommunalen Zielsetzun-

gen (vgl. Lüder 1993; Reichard und Wollmann 1996).

Durch seine Koordinationsleistungen erbringt das strategische Management

einen wesentlichen Beitrag zur Überwindung der bestehenden Koordinationspro-

bleme und unterstützt damit die Schaffung von Wettbewerbsfähigkeit kommuna-

ler Dienstleistungsproduzenten. Weiterhin ermöglicht es der Politik durch die Er-

bringung von Unterstützungsleistungen das optimale Wettbewerbsdesign zu

bestimmen, bei dem die Dienstleistungsproduzenten hinsichtlich der kommuna-

len Ziele zur Lösung lokaler Probleme beitragen.

3 . 1 . 5 . Z u s a m m e n f a s s u n g : P o l i t i s c h e  S t e u e r u n g  

l o k a l e r  We t t b e w e r b s s t r a t e g i e n  

Die neuen Managementkonzepte der Ergebnissteuerung in Verbindung mit Ver-

selbstständigungsstrategien und der Schaffung von Ressourcenautonomie haben

die Defizite bürokratischer Organisation nicht beheben können, vielmehr sind neue

Probleme aufgetreten oder bestehende Defizite intensiviert worden.

Durch die anfängliche Konzentration auf die Verbesserung der Effizienz wurde

oft die Wirksamkeit des Verwaltungshandelns außer Acht gelassen. Zugleich ist
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durch verselbstständigte Produzenten ein Auseinanderfallen der Organisation in

der Kommune befördert worden.

Wettbewerbsfähigkeit und Effektivität werden nicht durch die strukturelle Organi-

sation und die Effizienz einzelner Leistungsbereiche bestimmt. Entscheidend ist die

Abstimmung der einzelnen Leistungsbereiche aufeinander.

Als Lösung muss eine strategische Steuerung entwickelt werden. Die Entwick-

lung strategischer Prioritäten und Handlungsleitlinien befähigt die Politik, die Viel-

zahl unterschiedlicher Dienstleistungsproduzenten im Sinne der Kommune und

ihrer Ziele zur lokalen Problemlösung heranzuziehen.

Dabei kommt es allerdings nicht so sehr auf ein raffiniertes strategisches Ma-

nagementkonzept an. Strategische Steuerung auf der Ebene der Politik sollte mit

der Auslotung der Ziele und Wirkungen beginnen. Die eingehenden Bemühungen,

die in der bisherigen Verwaltungsmodernisierung den Fokus auf die Effizienzver-

besserungen konzentrierten, sind auf die Formulierung und die folgende Erreichung

der  Ziele umzulenken. Im Vordergrund muss in der Zukunft vermehrt das »Was«

stehen, welches durch einen intensiven Diskurs der Politik festegelegt wird. Erst

wenn klar ist, welche Ziele und Wirkungen für die Nutzer wünschenswert sind, darf

die Effizienz der Umsetzung im Zentrum der Aktionen stehen.

3 . 2 . F i n a n z b e z i e h u n g e n  z w i s c h e n  D e z e n t r a l i s i e r u n g  

u n d  Z e n t r a l i s i e r u n g

Marcus Beck und Stephan Selle

Die Gestaltung der Finanzbeziehungen zwischen Auftraggeber und Auftragneh-

mer hat maßgeblichen Einfluss auf die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister,

die sich in einem marktlichen oder markt-ähnlichen Umfeld befinden (Wegener

2002a). In diesem Kapitel werden die Finanzbeziehungen zwischen Auftraggeber

und Auftragnehmer thematisiert, im Kapitel 4.2 steht die Optimierung der Kosten-

strukturen aus Sicht der internen Dienstleister im Vordergrund.

Das Kapitel beschäftigt sich zunächst mit einer Grundvoraussetzung für die

Schaffung von Wettbewerbsfähigkeit: Die Autonomie über Ressourcen (Reichard

1994; Siemer 2002; Wegener 2002a). Dezentrale Ressourcenverantwortung umfasst

mehr als nur die Ressource Finanzen mit der Freiheit der Verwendung von Mitteln

innerhalb eines festgelegten Budgets. Auch die Ressourcen Personal (Rekrutierung,

Qualifizierung, Entlohnung), Organisation (Organisationsform, Arbeits- und Ge-
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schäftsprozesse), Betriebsmittel, Investitionsgüter, Immobilien und Informationen

müssen berücksichtigt werden. Das Verfügungsrecht über die Ressourcen soll nach

der Idee der Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung beim ver-

antwortlichen Leiter einer Geschäftseinheit liegen. Die Neuordnung soll ermögli-

chen, dass dezentrale Einheiten eigenverantwortlicher, flexibler, zeitgerechter und

problemorientierter handeln können, ohne für jede betriebliche Detailentscheidung

die Zustimmung der administrativen oder politischen Führung einholen zu müs-

sen.

Aufbauend auf diesen Grundlagen werden wichtige Kriterien für Preisver-

gleiche vorgestellt, wobei zunächst die Definition von Dienstleistungen durch die

politischen Entscheidungsträger unter Mitwirkung der Nutzer im Vordergrund

steht.

Defizite der traditionellen Kameralistik

Gerade bei den Finanzbeziehungen von Kommunen bestehen nach wie vor er-

hebliche Defizite, da die Kommunen und ihre Betriebe traditionell ein kameralisti-

sches Rechnungswesen verwenden.

Die Kameralistik ist geprägt durch eine hohe sachliche und zeitliche Bindung

der Haushaltsansätze, die es kaum ermöglicht, finanzielle Mittel für einen ande-

ren als den bezeichneten Zweck oder über das Haushaltsjahr hinweg in Anspruch

zu nehmen (vgl. Lüder 2001). Darüber hinaus besteht eine starke Inputorientie-

rung des Rechnungswesens, weil keine Informationen über die mit den bewil-

ligten finanziellen Ressourcen zu erbringenden Leistungen bereitgestellt wer-

den (vgl. Beyer und Plaß 2001; Bals 1998; Budäus 1994; Budäus 2000; Lüder 2001;

Reichard 1994).

Zudem ist eine Konzentration der Haushalte auf die Ausgabenseite festzustel-

len. Die Ressorts verfolgen hiermit das Ziel, das aktuell zur Verfügung gestellte Bud-

get im nächsten Jahr fortgeschrieben zu bekommen. Daraus resultieren Anomali-

en wie das Dezember-Fieber, da traditionell nur Budgets fortgeschrieben werden,

die auch voll ausgeschöpft wurden. Eine Betrachtung des Werteverzehrs in einer

Periode ist durch die Einnahmen- und Ausgabenrechnung somit nicht möglich.Wirt-

schaftliche Betrachtungen von Investitionen sind im Rahmen der Kameralistik eben-

falls nicht realisierbar.

Mit der Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung sollen

diese Defizite behoben werden. Sie bedarf aber anderer Instrumente der Steue-

rung als die traditionelle bürokratische Organisation. Im Neuen Steuerungsmo-

dell der KGSt soll die Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung
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vor allem über die Instrumente »Produkthaushalt« und »Kontraktmanagement5«

erreicht werden. Beide Instrumente zielen auf die Förderung der Ergebnissteue-

rung administrativen Handelns (Wegener 1998).

Die Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung ist nur in weni-

gen Kommunen umfassend realisiert worden. Die begrenzte Verbreitung begrün-

det sich dadurch, dass auf Grund von Zurechnungsproblemen Personalressourcen

nur sehr begrenzt dezentralisiert und durch die zeitversetzte Einführung einer Kos-

ten- und Leistungsrechnung verschiedene Gemeinkosten nicht berücksichtigt wer-

den. Zu viele Gemeinkosten werden nicht den Produktionseinheiten zugeordnet.

In vielen Fällen wurde zwar die Verantwortung dezentralisiert, nicht aber das Ver-

fügungsrecht über Ressourcen.

Eine Bilanz des Ist-Zustandes der deutschen Verwaltungsmodernisierung auf

kommunaler Ebene kann in den folgenden Punkten skizziert werden:

Die Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung hat zu einer

Reorganisation klassischer Steuerungsfunktionen des alten Steuerungsmodells

geführt. Die dienstleistenden Aufgaben der Ämter mit Querschnittsfunktionen

sind neu geordnet worden. Unklare Entwicklungen zeigen sich bei dem Aufbau

der so genannten Steuerungsdienste oder Einheiten zur Steuerungsunter-

stützung. Aufgaben und Zuständigkeiten weisen teilweise auf eine Machtkon-

zentration hin, die die dezentrale Fach- und Ressourcenverantwortung aushöhlt.

Zum Teil sind interne Dienstleistungen Bestandteil der Steuerungsdienste, wobei

die Fachbereiche keine Wahlmöglichkeiten besitzen (Abnahmeverpflichtung

oder Kontrahierungszwang).

Finanzwirtschaftliche Instrumente wurden in nahezu allen Kommunen eingeführt,

die Mittelverwendung in kameralen Haushalten wurde flexibilisiert. Zu den

häufigsten Veränderungen gehören die Einführung der gegenseitigen Deckungs-

fähigkeit von Haushaltstiteln im Bereich der Sachausgaben und die Auflösung von

Sammelnachweisen.Zuschussbudgets nach Dienstleistungsbereichen und Global-

budgets sind ebenfalls in zahlreichen Kommunen realisiert worden.In nahezu allen

Kommunalverwaltungen, die die Produktbildungsphase abgeschlossen haben,

konzentrieren sich die Bemühungen auf den Aufbau der Kosten- und Leistungs-

rechnung und die Entwicklung von internen Verrechnungssystemen. Einige

Kommunen haben die Möglichkeiten für Budgetüberträge eingerichtet, die aber

58

5 Nähere Informationen zu Kontraktmanagement sind den Ergebnissen einer Arbeitsgruppe aus dem
von der Bertelsmann Stiftung, der Hans-Böckler-Stiftung und der KGSt initiierten Netzwerkes »Kom-
munen der Zukunft« unter der Internetadresse www.kommunaler-wettbewerb.de, Rubrik »Kon-
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wegen der Finanzkrise der öffentlichen Haushalte nicht wahrgenommen werden

können. Der Überschuss- bzw. der Defizitübertrag soll die Geschäftseinheiten

motivieren, die einzelbetriebliche Effizienz in den Vordergrund zu stellen.

Der gegenwärtige Stand der Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells zeigt aber

auch einige Schwachstellen:

Wenige Kommunen arbeiten im Bereich der Serviceleistungen mit einer internen

Leistungsverrechnung.

Wenige Kommunen können eine überzeugende Gemeinkostenverrechnung

präsentieren oder haben eine Dezentralisierung der Ressourcenverantwortung

jenseits der Sachausgaben – vor allem unter Einschluss der Personalkosten –

durchgeführt.

Die Flexibilisierung der Mittelverwendung erreichte darüber hinaus nur einige

Kommunen, vor allem größere Städte, nicht aber die breite Masse der Klein- und

Kleinstgemeinden.

In Kommunalverwaltungen bestehen Probleme mit der Einführung einer ange-

messenen Kosten- und Leistungsrechnung, da sie häufig nicht-relevante Daten lie-

fert oder solche, die auf Grund fehlender dezentraler Verantwortung nicht als

Entscheidungsinstrument genutzt werden können.

Das Instrument der internen Leistungsverrechnung findet ebenfalls keine kon-

sequente Beachtung in der kommunalen Verwaltungspraxis. Es wird häufig nur ver-

wendet, um bei den Mitarbeitern wirtschaftliches Denken zu fördern. Der Begriff

»Spielgeld« für die Praxis der internen »pro forma« Verrechnung ist in der deutschen

Verwaltung bereits bekannt (vgl. KGSt 2002, 23).

Generell ist festzuhalten, dass die Verbreitung der finanzwirtschaftlichen Reform-

elemente kein Indiz für eine effizientere und/oder eine effektivere Verwaltung darstellt.

Die Gestaltung der Finanzbeziehungen muss zwischen hinreichender Genau-

igkeit und hinreichender Wirtschaftlichkeit abgewogen werden. Für die Entwick-

lung wettbewerbsfähiger Dienstleister spielen die Finanzbeziehungen eine be-

deutende Rolle. Es sind daher einige Mindestanforderungen hinsichtlich der

Gestaltung der Finanzbeziehungen abzuleiten. Die Finanzrechnung muss ergebnis-

orientiert sein. Dies bedeutet, dass eine produktorientierte Leistungserfassung, eine

Kostentransparenz, ein Einbezug der Investitionskosten des Dienstleisters sowie

eine Ausweisung der Gemeinkosten nötig sind.

Internen Dienstleistern fehlen in vielen Kommunen also die Grundvorausset-

zungen für die Entwicklung einer Wettbewerbsstrategie, wodurch ein ökono-

mischrationales Verhalten im Sinne eines »öffentlichen Unternehmertums« behin-

dert wird. Die Rücknahme zugesagter Spielräume – insbesondere eine Über-
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schussmitnahme oder die Verwendung managementbedingter Einsparungen – hat

»innovative« Verwaltungseinheiten eher bestraft. In zahlreichen Kommunen kam

es in Krisenzeiten zu einem Rückfall in Richtung bürokratischer Steuerung. Ursache

hierfür war ein Managementfehler der Verwaltungsführungen, die die den Instru-

menten zu Grunde liegende Logik nicht übernommen haben. Dies deutet auf feh-

lendes Vertrauen in die Leistungsfähigkeit des Neuen Steuerungsmodells hin.

Wie sind demnach Finanzbeziehungen im Spannungsfeld von Dezentralisie-

rung und Zentralisierung in der Kommunalverwaltung zu gestalten, um die Wett-

bewerbsfähigkeit der internen Leistungsproduktion zu erhöhen?

Interne Leistungsverrechnung und Gemeinkosten

Zentrale Fragestellungen bei der Leistungsverrechnung von internen Dienst-

leistungen unter Einschluss aller Kosten sind folgende:

Wie umfassend sollen Kosten unter dem Großbegriff »Gemeinkosten« überhaupt

den einzelnen Geschäftsbereichen der Verwaltung zugerechnet werden?

Welche Kosten sollen verbrauchs- oder nutzungsgenau zugeordnet werden,

welche Kosten sollen pauschal zugeordnet werden? 

Leistungsverrechnungen spielen für interne Dienstleister eine bedeutende Rolle.

Ihre Leistungen sind Teilleistungen für Produkte und Einrichtungen, die die Kom-

mune ihren Bürgern kostenlos oder gegen Entgelt zur Verfügung stellt. Nach der

Logik der Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung müssten in-

terne Dienstleister sich über ihre Produkte refinanzieren: Interne Abnehmer der Leis-

tung müssten zu mindestens 100% den betrieblichen Aufwand des internen Dienst-

leisters decken. Je mehr Kosten dabei in der Leistungsverrechnung berücksichtigt

werden (Mieten, Abschreibung, Investitionen, Sachmittel, Personalkosten, Ver-

brauchsgüter, etc.), desto genauer kann auch ein externer Vergleich mit anderen –

privaten – Anbietern realisiert werden (Vgl. hierzu Kap. 3.3.3.). Je ungenauer die Kos-

tenberücksichtigung in internen Leistungsverrechnungen ist, desto günstiger kann

die Leistungsverrechnung durchgeführt werden. Es macht wenig Sinn, jede Leistung

oder jedes Verbrauchsgut einzeln zu verrechnen, wenn die Leistung oder das Pro-

dukt in großen Mengen nachgefragt werden. Die Produktion würde in einer Flut in-

terner Rechnungsstellung und –begleichung versinken, die die möglichen Effizienz-

vorteile einer internen Leistungsverrechnung zunichte macht.

Daraus lassen sich folgende Merksätze bilden:

Die unterschiedlichen Formen der Leistungsverrechnung müssen für jede

Dienstleistung situativ beleuchtet werden. Anhand von Kriterien wie Häufigkeit
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und Regelmäßigkeit einer Leistungserstellung muss die Zweckmäßigkeit des

Einsatzes der jeweiligen Form überprüft werden.

Es kann pauschal oder einzeln verrechnet werden.Diese Unterteilung kann durch

individuelle Regelungen ergänzt werden. So kann zum Beispiel eine pauschale

Abrechnung einer Dienstleistung zu Bedarfsspitzenzeiten oder bei außer-

planmäßigen Aufträgen durch Einzelabrechnungen ergänzt werden. Die

durchgängige Einzelabrechnung von Leistungen kann dagegen sehr unwirt-

schaftlich sein. Man bedenke in diesem Zusammenhang zum Beispiel das

Schreiben einer Rechnung, die für jeden einzelnen Kleinkopierauftrag einer Ver-

waltungsdruckerei geschrieben werden müsste.

Zu beachten ist bei der Leistungsrechnung auch die Gemeinkostenzurechnung.

Um realistische Preise bilden zu können, müssen diese Gemeinkosten bekannt

sein und bei Vergleichen zu anderen Anbietern auch berücksichtigt werden.Dabei

ist im Einzelfall zu prüfen,ob Gemeinkosten,die der Dienstleister nicht beeinflussen

kann,wie im Fallbeispiel die Umlage der Zentralen Leitung,aus Vergleichsgründen

verrechnet werden sollen oder ob darauf verzichtet werden kann.

In Pinneberg fand sich ein Beispiel für eine erfolgreich eingeführte Leistungsver-

rechnung:

Interne Leistungsverrechnung in der 
Kreisver waltung Pinneberg

Jörg Steinbrenner und Susanne Turlach6

Seit dem Haushaltsjahr 2003 werden beim Kreis Pinneberg die internen
Serviceleistungen flächendeckend über haushaltswirksame Buchungen mit
den Abnehmern der Leistungen abgerechnet. Der Kreis Pinneberg unternimmt
damit einen weiteren Schritt zur wirtschaftlichen Verselbstständigung des Ser-
vicebereichs und zur Einführung von Wettbewerbselementen für Leistungen
auf kommunaler Ebene.

Bereits im Jahr 1995 entwickelte der Kreis Pinneberg seine Aufbauorgani-

sation auf Grundlage der zuvor definierten Produkte weiter: Neben den für die

externen Produkte verantwortlichen Fachbereichen entstand so der Fachbe-

reich InnererService als Vorgänger des heutigen Geschäftsbereichs Innerer Ser-

vice. Wesentliches Merkmal dieser Fachbereichsstruktur war die konsequente
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7 Der Zentralbereich besteht u.a. aus dem Landrat mit seinem Büro, der zentralen Steuerungsunterstüt-
zung, dem Personalrat, der Gleichstellungsbeauftragten und der Rechnungs- und Gemeindeprüfung.

Delegation der Verantwortung für die Organisation und für die Bewirtschaftung

der personellen und finanziellen Ressourcen auf die Organisationseinheiten,

die bereits zuvor die Fachverantwortung trugen.

Seit dem Jahr 1996 wurde die zunächst für die Personal- und einige Sach-

ausgaben einführte Budgetierung kontinuierlich weiterentwickelt. Inzwischen

finden Haushaltsberatungen ganz selbstverständlich auf Grundlage der für die

einzelnen Verwaltungsprodukte definierten operationalen Ziele im Rahmen von

Zuschussbudgets statt. Ein die operationalen Produktziele verbindendes strate-

gisches Zielsystem befindet sich im Aufbau.
Nach Überprüfung aller internen Serviceleistungen auf die Möglichkeit des

Bezugs von externen Anbietern wurde zum 1. Oktober 2002 der Geschäftsbe-
reich Innerer Service geschaffen. In ihm vereinigen sich der Fachdienst Gebäu-
dewirtschaft mit seinen zentralen Dienstleistungen wie Beschaffungen oder Post-
dienst,dem Druck- und Kopierservice,den Gebäudedienstleistungen einschließlich
der Liegenschaftsverwaltung und der EDV-Service mit den Leistungen der Buch-
haltung und Vollstreckung des Fachdienstes Rechnungswesen, den Rechtsbera-
tungen und den Klage- und 

Widerspruchsverfahren des Fachdienstes Recht und den allgemeinen Per-
sonaldienstleistungen sowie der zentralen Fortbildung und der Beratung in Or-
ganisations- und Personalfragen des Fachdienstes Personal- und Organisations-
service. Auf Grundlage der Informationen, die mittels der seit dem Jahr 1997
betriebenen Kosten- und Leistungsrechnung gewonnen wurden,

Nach ersten Erfahrungen seit dem Jahr 2001 wurde die interne Leistungs-
verrechnung mit Beginn des Haushaltsjahres 2003 auf sämtliche Serviceleistun-
gen des Geschäftsbereichs ausgedehnt. Auf Grund der Information, die mittels
der seit dem Jahr 1997 betriebenen Kosten- und Leistungsrechnung gewonnen
wurde,wurden für alle Leistungen Preise kalkuliert.Kalkulationsgrundlagen sind
dabei die Vollkosten ohne die Kosten der ehrenamtlichen Selbstverwaltung und
des Zentralbereichs7. Die Abnehmer der Leistungen erhalten monatlich Rech-
nungen und verbuchen diese haushaltswirksam als innere Verrechnungen. Die
Berechnung erfolgt nach dem Muster »Menge x Preis«, wobei die Preise nach
Stundensätzen und Stückkosten, z.B. für Kopien oder Fuhrparknutzungen, un-
terschieden werden. Damit die die Leistungen abnehmenden Fachdienste die
Rechnungen auch begleichen können, wurden mit Beginn des Haushaltsjahres
in allen Budgets und Teilbudgets entsprechende  Ausgabe-Haushaltsstellen ein-
gerichtet. Die Fachdienste des Geschäftsbereichs Innerer Service wiederum ver-
buchen ihre Erlöse auf entsprechende Einnahme-Haushaltsstellen.
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Der Kontrahierungszwang und »go away« Kosten

In nahezu allen Kommunen besteht eine Abnahmeverpflichtung der Fachbe-

reiche gegenüber internen Leistungen: Die Fachbereiche müssen die Leistung zu

dem »kalkulierten« Preis des internen Leistungsproduzenten abnehmen (Kontra-

hierungszwang). Die KGSt empfiehlt Kommunen, internen Dienstleistern bis zur In-

Wettbewerb-Setzung einen angemessenen Übergangszeitraum zuzugestehen (KGSt

2002, 20), der von zwei bis zu sieben Jahren reichen kann.

Das Jahr 2003 ist dabei ausdrücklich als Probephase gekennzeichnet, in der
es zunächst galt, den Einstieg in die Preiskalkulation und die Rechnungsstellung
zu erproben. Zielsetzung der Einführung der flächendeckenden internen Leis-
tungsverrechnung ist es, im Rahmen der angestrebten wirtschaftlichen Ver-
selbstständigung im Laufe der nächsten Jahre über bereits heute bestehende
punktuel-le Maßnahmen hinaus mit externen Wettbewerbern konkurrieren zu
können.

Erste Erfahrungen weisen darauf hin, dass damit nicht nur für die Anbieter

der Serviceleistungen Veränderungen verbunden sind, sondern auch die Ab-

nehmer der Leistungen sich auf diese für sie ebenso neue Situation einstellen

müssen, wenn die Erstellung öffentlicher Dienstleistungen insgesamt stärker

nach wirtschaftlichen Maßstäben beurteilt werden soll.

Für die Leistungsanbieter bestand eine wesentliche Herausforderung im

Jahr 2003 zunächst darin, das Verfahren der Rechnungsstellung technisch zu

unterstützen.Vor dem Hintergrund der im Rahmen der Einführung des Neuen

Kommunalen Finanzwesens absehbaren Programmänderungen hat sich der

Geschäftsbereich Innerer Service zunächst für eine Eigenprogrammierung unter

Access entschieden. Diese soll noch im Jahr 2003 mit dem bestehenden EDV-

Verfahren des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens über eine Schnitt-

stelle verbunden werden, so dass dann auch die haushaltsrelevanten Buchun-

gen EDV-unterstützt erfolgen können.Darüber hinaus wird der Geschäftsbereich

lernen müssen, unter Marktbedingungen zu agieren, wobei fairer Wettbewerb

nur vorstellbar erscheint, wenn nicht nur die Leistungsabnehmer, sondern auch

der Geschäftsbereich als Leistungsanbieter auf dem Markt außerhalb der ei-

genen Verwaltung agieren kann. Die Abnehmer der Leistungen werden in der

nächsten Zeit zunächst Erfahrungen mit der Ermittlung ihres quantitativen und

qualitativen Bedarfs und dem damit verbundenen Ressourcenaufwand sam-

meln müssen. Letztlich werden sie – sollten die politischen und/oder rechtli-

chen Voraussetzungen geschaffen werden – auch die Kompetenz für die Auf-

tragsvergaben vorhalten müssen.
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Bis dahin sind die Leistungen intern zu beziehen, was für den internen Dienst-

leister eine komfortable Position darstellt, da er sich über Absatz und Umsatz kaum

Gedanken machen muss. Die Kosten der Dienstleistung werden verrechnet, was

letztlich bedeutet, dass die Zwangsabnehmer der Leistung alle Kosten des internen

Dienstleisters bezahlen müssen.

Der Kontrahierungszwang darf nicht dazu führen, dass lediglich die Abnahme-

verpflichtung verteidigt wird, ohne aber die notwendigen organisatorischen und

produktbezogenen Anpassungen vorzunehmen.

Vielfach argumentieren Fachbereichsleiter, dass bei einem Wegfall des Kontra-

hierungszwanges ihre eigenen Kosten sänken, da die Verpflichtung wegfiele, an-

geblich überteuerte Leistungen des internen Produzenten abzunehmen.

Wenn eine selbst erbrachte Dienstleistung teurer ist als die Leistungserstel-

lung durch einen anderen Anbieter, wird oft »vorschnell« – aber in der Rationa-

lität des einzelnen Fachbereichs konsequent – eine Dienstleistung aus der Hand

der Kommune gegeben. Hierbei werden aber nicht die »wirklichen« Kosten verg-

lichen, da Fix- und Transaktionskosten mit einzubeziehen sind. Denn die Beendi-

gung einer Dienstleistung führt durch das Umsetzen des Personals auf andere

Stellen oder durch Personalüberhang ebenso zu zusätzlichen Kosten für die Kom-

mune wie der Unterhalt für nicht mehr genutzte Räume. Zudem müssen neue Ver-

tragspartner gefunden werden, die Leistungen zu gleicher Qualität und in glei-

cher Zeit erbringen können. Dies erfordert einen höheren Zeiteinsatz für

Angebotsvergleiche und für das Schreiben von Vergaben. Diese oft nicht voraus-

sehbaren Kosten können zu einem beachtlichen Kostentreiber werden. Besonders

bei ungenügenden Leistungen erhöhen sich diese Kosten, weil durch Verhand-

lungen oder Streitigkeiten mit den externen Anbietern produktive Arbeitszeit ver-

loren geht. Kosten für die alternative Verwendung verbleibender Ressourcen müs-

sen ebenso berücksichtigt werden wie entstehende Kosten bei freier Wahl des

Dienstleisters. Dies kann im Einzelfall im Fachbereich zu Einsparungen führen, aber

nicht notwendigerweise in der Gesamtorganisation: die »go away«-Kosten, die bei

einem Fremdbezug tatsächlich entfallen, können geringer ausfallen als die Ge-

samtkosten der Leistung.

Personalkosten der Gemeinde als Wettbewerbsproblem?

Personalkosten bilden bei internen Dienstleistungen den größten Kostenanteil.

Sie sind im öffentlichen Sektor oftmals deutlich höher als in vergleichbaren priva-

ten Unternehmen. Obwohl gleiche Arbeiten ausgeführt werden, kommen zwei ver-

schiedene Tarifverträge zur Anwendung, die z.T. von der gleichen Gewerkschaft aus-
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gehandelt werden. Die überproportionale Steigerung der Einkommen von öffent-

lichen Beschäftigten in den unteren Einkommensklassen hat dazu geführt, dass die

tariflichen Personalkostenunterschiede in einzelnen Bundesländern erheblich sind.

Die Einkommen sind bisweilen bis zu einem Drittel höher als im privaten Sektor.

Dieser strukturelle Kostennachteil kann nur begrenzt durch betriebliche Opti-

mierung ausgeglichen werden. Zu Hilfe kommt dabei die Nichtveranschlagung der

Mehrwertsteuer im Fall des öffentlichen Anbieters, die den Kostenunterschied

schmelzen lässt. Ein flexiblerer Einsatz von Personal ist auch innerhalb des Rahmens

des Bundesangestelltentarifvertrages bzw. im Rahmen des Tarifvertrages für Arbei-

ter möglich. Ebenfalls werden von den Kommunen politische Kriterien der Auf-

tragsvergabe nicht genutzt, die es ermöglichen, auch tarifliche Mindestanforderun-

gen festzuschreiben. Wird dies versäumt, kann dies bei personalintensiven

Dienstleistungen zu einem Preiswettbewerb auf dem Rücken der Beschäftigten

führen: Der Wettbewerb reduziert sich auf einen Wettbewerb um niedrigste Perso-

nalausgaben.

Fasst man die bisherigen Aspekte zusammen,so bleibt festzuhalten,dass zur Stei-

gerung der Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister im Zuge einer Dezentralisie-

rung den Serviceeinheiten auch die Verantwortung für Finanz- und Personalressour-

cen zugestanden werden muss. Die Steuerung der Dienstleister erfolgt dann

idealtypisch durch interne Verrechnung mit dem Kunden bzw. den Fachbereichen,

die ebenfalls über eine entsprechende Ressourcenverantwortung verfügen müssen.

Bei der Frage nach der Nutzung interner Dienstleister oder externer Auftra-

gnehmer müssen strategisch auch die langfristigen, weiterhin existierenden Kosten

der Kommune berücksichtigt werden, durch die scheinbar preiswertere Vergaben

an Dritte für die Kommune teurer werden können als die fortgeführte Eigenerstel-

lung. Um wettbewerbsfähige Dienstleister zu erhalten, müssen außerdem Gemein-

kosten differenzierter zugerechnet werden. Pauschalumlagen mit überproportio-

nalen Gemeinkostenzurechnungen im Vergleich zur Privatwirtschaft verhindern

dabei aussagekräftige Vergleiche.

3 . 2 . 1 . R e s s o u r c e n  u n d  P r e i s v e r g l e i c h

Leistungsverrechnung auf Basis der Vollkosten sichert keine Effizienz und Wirt-

schaftlichkeit des internen Anbieters. Die Kosten des internen Anbieters müssen mit

den Kosten und Preisen alternativer Dienstleistungsproduzenten verglichen werden.

Zum Management interner Dienstleister gehört, dass die Kosten durch die Erlö-

se gedeckt werden. Wer auf längere Sicht seine Leistungen nur mit Verlust oder
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mit »überhöhten« Verrechnungspreisen in Verbindung mit einer Abnahmever-

pflichtung der Ziel-Kunden realisieren kann, wird langfristig nicht bestehen. Er-

ster und wichtiger Schritt im Zielfeld Ressourcen ist deshalb die kontinuierliche

Analyse und Steuerung des Budgets (vgl. KGSt 2002, 23). Zwei Fragen sind zunächst

maßgeblich:

Welches Finanz- bzw. Budgetergebnis wird insgesamt für den internen

Dienstleister erreicht, wenn die in den vorangehenden Zielfeldern angestrebten

strategischen Ziele planmäßig realisiert werden? 

Welchen positiven oder negativen Beitrag leisten hierzu die einzelnen

Geschäftsfelder bzw. Programme/Produkte?

Notwendig ist die verursachungsgerechte Kalkulation der Kosten und Erlöse nach

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen (Vgl. Kap. 3.1.). Dabei sollte die Planung des

folgenden Jahres stets in eine mittelfristige Planung zumindest der nächsten drei

Jahre eingebettet sein, deren Ergebnis der Budgetplan ist. In Abhängigkeit von den

Ergebnissen der Umfeldanalyse sollten Budgetanalysen mit so genannten Risiko-

analysen verbunden werden, um zu sehen, wie sich die Planbudgets verändern, falls

bestimmte Annahmen nicht zutreffen.

Der zweite wichtige Schritt im Zielfeld »Ressourcen« sind Preis- und Kosten-

analysen. Schließlich hängt die Erreichung der Budgetziele davon ab, ob die mit

den bisherigen strategischen Zielen verbundenen Kostenentwicklungen in sol-

cher Weise mit der daraus resultierenden Preispolitik einhergehen, dass die er-

warteten Absatzziele realisiert werden können. Die eigenen Kostenpreise müs-

sen mit den Marktpreisen von (potenziellen) Wettbewerbern und/oder im Rahmen

von interkommunalen Vergleichen mit den Kostenpreisen anderer interner Dienst-

leister verglichen werden können. Da selten mehrere Anbieter exakt dieselben

Leistungen mit denselben Dienstleistungsmerkmalen erbringen, stellen höhere

Preise keine Schwäche dar, wenn damit eine höhere Leistungsqualität verbun-

den ist, die von der Zielgruppe unter dieser Bedingung im erwarteten Ausmaß

nachgefragt wird.

Im Zielfeld »Ressourcen« geht es weiter um die Frage, wie definierte Leistungs-

und Dienstleistungsstandards effizient erzeugt werden können.

Zum Einsatz können hier verschiedene Instrumente wie die Kostenstruktur-

analyse und die Investitionsstrategie kommen. Letztlich sind auf transparenten De-

finitionen von Produkten und Leistungen basierende Preisvergleiche die wichtig-

ste Voraussetzung für die Schaffung von Wettbewerbsfähigkeit.
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Nachhaltige Definition von Produkten und Leistungen

Es gibt vier mögliche Akteursgruppen, die öffentliche Produkte und Leistungen

definieren können:

politische Akteure

Eine Möglichkeit ist die Definition von Produkten und Leistungen durch die

politischen Akteure zur Formulierung von Leistungen und Wirkungszielen sowie

deren Evaluation.

Nutzer

Der Leistungs- oder Produktabnehmer definiert die erforderlichen Produkte und

Leistungen.

Eigendefinition durch den Produzenten

Der ausführende Dienstleistungsersteller erstellt ein Leistungsprofil und

übernimmt die Ausführung der Leistungen selbst.

Definition durch potenzielle Anbieter

Möglich ist auch die Definition durch Leistungsanbieter, die potenziell zur

Leistungserstellung befähigt sind.

Die Leistungsdefinition findet idealtypisch auf zwei Ebenen statt, die als strategische

und operative Ebene veranschaulicht werden können. Auf der strategischen Ebene

definiert die Politik unter Einbezug des Nutzers die Leistungs- und Wirkungsziele,

während auf der operativen Ebene der potentielle Anbieter die Maßnahmen zur Ziel-

erreichung definiert. Auf der operativen Ebene muss die technische Leistungsbe-

schreibung in Kooperation mit Konkurrenten und potentiellen Anbietern erörtert

werden. Die Leistungsbeschreibung muss auf strategischer und operativer Ebene

Grundlagen für die Qualitätssicherung und Qualitätsevaluation liefern.

Zu einer umfassenden Leistungsbeschreibung gehört die Berücksichtigung der

Qualitätsziele vor dem Hintergrund der Effizienz, der Effektivität sowie der Ange-

messenheit der Leistungen (vgl. Oppen 1995; Schedler und Proeller 2000). Preis-

vergleiche, die die beschriebenen Voraussetzungen umfassen, stärken die Wir-

kungsorientierung durch die Orientierung am Nutzer. Weiterhin fördern Me-

chanismen der Qualitätssicherung bei Einbezug in die Leistungsbeschreibung die

Steuerung über Qualität anstatt über den Preis. Die Leistungsdefinition mit Berück-

sichtigung der Stellschrauben Wirkungsorientierung und Qualität mit den Dimen-

sionen Produktqualität, Nutzerqualität, Prozessqualität, wertbezogene Qualität und

politische Qualität8 steigert die Wettbewerbsfähigkeit.
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Die Definition von Produkten und Leistungen nimmt im Modernisierungspro-

zess eine zentrale Stellung ein. Viele deutsche Kommunen haben bereits Produkte

definiert und verfügen über Produktkataloge. In der Regel sind die Definitionen je-

doch durch den Produzenten vorgenommen worden. Dies bedeutet, dass bei der

Zuständigkeit für die Definition von Produkten und Leistungen nicht nach operati-

ver oder strategischer Ausrichtung unterschieden wird. Als negativer Effekt stellt

sich durch die Leistungsdefinition des Produzenten bei gleichzeitiger Leistungser-

stellung kein Anreiz zu Innovationen und zur kritischen Hinterfragung der eigenen

Handlungen ein, denn ein bisher monopolistischer Produzent hat verständlicher-

weise kein Interesse an einer Veränderung der bisherigen Strukturen und Prozesse.

Eine Nutzerbeteiligung steht im bisherigen Definitionsprozess von Produkten

und Leistungen meist nicht zur Debatte. Sie spielt allenfalls über Beschwerden »ex

post« eine Rolle. Die Einbindung der Nutzer findet in der kommunalen Dienstleis-

tungsproduktion auch deshalb kaum Beachtung, weil die Wahrnehmung eines Kun-

den bzw. eines Fachbereiches als Kunden oft schwach ausgeprägt ist. Qualitätssi-

cherung und Qualitätskontrolle sind entweder nicht vorhanden oder werden zu

spät – häufig in Form von Kennzahlenvergleichen – eingesetzt. Günstiger wäre aber

stattdessen die Betrachtung der Wirksamkeit einer Leistung. Zur Illustration folgt

ein Beispiel, bei dem die Leistungsdefinition und die anschließende Ausführung in

der Hand eines Produzenten liegt.

Definition und Produktion von Leistungen 
durch einen Anbieter in Bielefeld

Stephan Selle

In Bielefeld erfolgt die Gebäudereinigung der öffentlichen Einrichtungen zu
95% über den Immobilienservicebetrieb (ISB) Bielefeld, der von der Stadt seit
1998 als eigenbetriebsähnliche Einrichtung gemäß § 107 II GO NW geführt wird.

Die Spezifikation der zu erbringenden Reinigungsleistungen erfolgt aussch-
ließlich durch den ISB. Verhandlungen über die Dienstleistungserbringung fin-
den im Regelfall nicht statt. Begründet wird dies z. B. im Bereich der Reinigung
mit der fehlenden Kompetenz der Auftraggeber.Hauptauftraggeber ist das Schul-
amt, das mit der derzeitigen Organisation der Reinigung in den 97 Schulobjek-
ten unzufrieden ist.So wird vor allem die Reduzierung der Reinigungshäufigkeit
kritisch beurteilt,die zu einem Ansteigen der Beschwerden geführt hat.Eine Ab-
nahmeverpflichtung für die Dienstleistung gibt es formal nicht, doch sind die
einzelnen Dienststellen der Stadtverwaltung sowie die stadteigenen Betriebe
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Auf die im Beispiel beschriebene Weise kommen zwar ergebnisorientierte, techno-

kratische Leistungsbeschreibungen und deren Umsetzung zustande, aber da die

Definition der Leistungen in der Praxis häufig beim öffentlichen Produzenten an-

gesiedelt ist, gibt es auch keinen Anreiz für den Produzenten, bisherige Verfah-

rensweisen zu ändern. Geeignet für einen sinnvollen Preisvergleich sind daher Pro-

dukte, die hinsichtlich ihrer Wirksamkeit auch durch die politischen Akteure

vorgegeben werden (Vgl. Kap. 3.1.). Der Einbezug des »betroffenen« Nutzers auf

einer strategischen Definitionsebene stellt sicher, dass dabei die Wirksamkeit im

Zentrum steht. Als entsprechende Instrumente der Partizipation können zum Bei-

spiel Bürger-Politik-Diskussionsforen oder Bürgerbefragungen genutzt werden.

Preisvergleiche

Ein weiteres wichtiges Kriterium für sinnvolle Preisvergleiche ist der Einbezug

der zeitlichen Dimensionen von Kosten. Um Preisvergleiche zwischen konkurrie-

angehalten, die Leistungen des Immobilienservicebetriebs in Anspruch zu

nehmen. Eine Mehrheit der Befragten beurteilt diesen Kontrahierungszwang

durchaus kritisch, weil sie dadurch nicht die Möglichkeit haben, aus Gründen

eines Ko-sten- und Qualitätsvergleichs über einen befristeten Zeitraum private

Gebäudereiniger im  Rahmen eines Parallelbetriebes mit der Dienstleistungs-

erbringung zu betrauen. Auch  seien die im Rahmen der Dienstleistungsspezi-

fikation durch den ISB festgelegten Preise nicht steuerbar und kaum transparent.

Weiterhin wird die Monopolstellung des Immobilienservicebetriebs-der Stadt im

Bereich der gebäudewirtschaftlichen Aufgaben kritisch gesehen. Sanktions-

möglichkeiten bei schlechter Dienstleistungserbringung gibt es nicht. Die

Verhandlungen mit den Auftragnehmern,hier den Schulen,erfolgen nicht direkt.

Die Kommunikation über Leistungen und Beschwerden erfolgt zwischen Schulamt

und der ISB. Die eigentlichen Betroffenen können die Beschwerden demnach

nicht zeitnah anbringen. Der Anstieg der Beschwerden führt aber zu einem

erhöhten Kommunikationsbedarf der Schulen mit dem Dienstleister. Da die

Leistungsdefinition und die Leistungserstellung in der Hand des Produzenten

(ISB) liegen, gibt es für die ISB auch keinen Anreiz, die bestehenden Verhältnisse

zu ändern. Eine Lösung für dieses Problem soll die Verpflichtung des ISB zur

transparenten Leistungsspezifikation darstellen. Wirkungsvoller wäre aber eine

Veränderung der Ressourcenverantwortung, so dass die Schulen direkt bzw. das

Schulamt »im  Auftrag der Schulen« mit dem ISB über die Leistungserstellung

verhandelt könnten.
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renden Anbietern durchführen zu können, müssen Folgekosten bei Preisverglei-

chen berücksichtigt und idealerweise auch betriebliche, soziale, einnahmenbezo-

gene und steuerliche Kosten mit einbezogen werden.

Diese Identifikation lässt sich durch einen reinen Preiswettbewerb nicht errei-

chen, sondern verlangt die Berücksichtigung der »go-away costs«.

In Deutschland sind Kostenvergleiche nur eingeschränkt möglich. Vergaben er-

folgen ausschließlich auf Grund von Preisvergleichen zu bestimmten Zeitpunkten.Die

Absicherung gegen Auftragnehmerprobleme soll im öffentlichen Bereich über Un-

ternehmer- und Lieferantenverzeichnisse erfolgen. In diesen werden nur »leistungs-

fähige, zuverlässige und fachkundige Bewerber für Verträge zugelassen« (vgl. exem-

plarisch Landeshaushaltsordnung von Berlin § 55 Nr. 8). Auf diese Weise werden

Unternehmen für öffentliche Aufträge »zertifiziert«.Dieses Kriterium bezieht sich aber

nicht auf einzelne Dienstleistungen,sondern auf eine generelle Fähigkeit,Leistungen

für öffentliche Auftraggeber zu erbringen. »Praktische« Kriterien wie künftige Unter-

haltungskosten, Instandsetzungskosten oder Betriebskosten spielen bei Vergaben

keine Rolle. Hinzu kommen rechtliche Restriktionen bei Vergaben (Vgl. Kap. 2).

Es bleibt festzuhalten, dass einmalige Kostenvergleiche nicht ausreichend sind,

da nur die Berücksichtigung zukünftiger Wirkungen bei Preisvergleichen zu einer

gesicherten Qualität von Leistungen führt und Voraussetzung für die Wettbe-

werbsfähigkeit interner Dienstleister ist. Preisvergleiche mit eindimensionalen Ko-

stenbetrachtungen führen dagegen oft zu unwirtschaftlichen Entscheidungen, da

teure Folgekosten bei Vergaben unberücksichtigt bleiben. Fehlende Wettbewerbs-

fähigkeit resultiert auch aus den geltenden Vergabebedingungen, die eine Pro-

duktion ohne reale Nachfrage entstehen lassen, weil eine Nutzerintegration bei der

Leistungsdefinition und somit eine wirksame Qualitätssicherung fehlt.

Aufgrund der beschriebenen Effekte müssen neue Verfahren für Preisverglei-

che entwickelt werden, die realistischer die Kostenveränderungen bei alternativen

Erstellungsformen aufzeigen. Ein Preisvergleich könnte in einem zweistufigen Ver-

fahren erfolgen: Die erste Stufe beinhaltet eine strategische Leistungsdefinition

durch die politischen Akteure unter Einbezug des Nutzerwillens. Durch diese Form

der Leistungsdefinition sollen Folgekostenprobleme ebenso wie eine fehlende Nach-

frage vermieden werden.

Die technische Umsetzung erfolgt dann in einer zweiten Stufe durch eine

operative Leistungsbeschreibung der potenziellen Anbieter. Diese können so-

wohl öffentliche als auch private Dienstleister sein. Mehrere Leistungsbeschrei-

bungen und damit mehrere Alternativen schaffen eine gesteigerte Wettbe-

werbssituation.
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Gleichwertige Schwerpunkte bei Preisvergleichen sollten in Zukunft folgende

Kosten sein:

Steuerungskosten,

Vertragskosten einschließlich Kosten der Anbahnung,Vereinbarung, Abwicklung,

Kontrolle, Anpassung (vgl. Picot, et al. 1998, 66),

Unterhaltungskosten (z.B. Betriebskosten, Raumkosten),

Kosten der »Demokratie« (vgl. Wegener 2002a, 207),

Opportunitätskosten,

Fixkosten der Kommune (Vorhaltung eines kommunalen Dienstleistungs-

produzenten, aber auch Leerkosten) sowie 

sonstige  Gemeinkosten und kalkulatorischen Kosten.

3 . 2 . 2 . A n r e i z -  u n d  S a n k t i o n s m e c h a n i s m e n  

g e g e n ü b e r  A u f t r a g n e h m e r n

Eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit beinhaltet auch, dass kommunale Auf-

traggeber von Dienstleistungen wirksame Möglichkeiten der Steuerung gegenüber

den Auftragnehmern besitzen.

Es gibt verschiedene Anreiz- und Sanktionsmechanismen,die der Gewährleistung

von qualitativ gewünschten Leistungen des Auftraggebers dienen. Dazu zählen:

Ziel- und Leistungsvereinbarungen (hier mit Schwerpunktbetrachtung der

Finanzziele) innerhalb des Konzeptes des Kontraktmanagements,

organisationsübergreifende Regelungen (unter Einbezug von Gewerkschaften

und Personalräten) und

ein zentrales Controlling.

Die Erstellung gewünschter Leistungen kann durch das Instrument der Ziel- und Lei-

stungsvereinbarungen gewährleistet werden. Laut Schedler und Proeller (Schedler

und Proeller 2000) werden als Leistungsvereinbarungen sämtliche Aufträge,Kontrakte

und Vereinbarungen bezeichnet, die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung

zwischen Politik, Verwaltungsführung, Verwaltungseinheiten und Dritten regeln. Die

Leistungsvereinbarungen konkretisieren die übergeordneten und operativen Ziele,

die zu erbringenden Leistungen und die dafür zur Verfügung gestellten Mittel (Glo-

balbudgets). Verwaltungsintern kommt den Leistungsvereinbarungen die Funktion

von Management-Vereinbarungen zu, im Verhältnis zu Dritten sind es Verträge (Sched-

ler und Proeller 2000, 134). Eine wesentliche Voraussetzung für dieses Instrument ist

die bereits postulierte dezentrale Budgethoheit im Zusammenhang mit der dezen-

tralen Ressourcenverantwortung. Als wesentlicher Anreiz- und Sanktionsmechanis-
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mus ist im Zuge der Finanzzielvereinbarungen unter der Voraussetzung der dezen-

tralen Ressourcenverantwortung für Finanzmittel die Steuerung über Überschuss-

und Defizitübernahmen diskutiert worden. Dieses Steuerungsinstrument kann aller-

dings nur bei internen Auftragnehmern angewendet werden. Bei externen Auftrag-

nehmern müssen Anreiz- und Sanktionsmechanismen zum Beispiel über Konventio-

nalstrafen in Verträge integriert werden. Aus diesem Grund ist es für die Kommunen

wichtig, ihre Kompetenzen im Vertragsrecht zu stärken.

Ein zentraler Punkt des Kontraktmanagements sind klar formulierte Leistungs-

und Finanzziele, die als Qualitätsmaßstab für Anreize oder Sanktionen dienen müs-

sen. In die Leistungsvereinbarungen muss auch eine Berichtspflicht des Dienstlei-

sters aufgenommen werden, die der Absicherung des Auftraggebers dient.

Finanzielle Anreiz- und Sanktionsmechanismen setzen ebenfalls ein zentrales

Controlling voraus.

In Deutschland gibt es viele Bemühungen der Einführung von management-

orientierten Steuerungsmechanismen. Die Einführung der Kosten- und Leistungs-

rechnung als erster Schritt zur Kostentransparenz findet flächendeckend statt. Die

Implementierung von Steuerungseinheiten, meist als zentrales Controlling, ist eben-

falls häufig eingeführt worden oder im Aufbau.

Eine wirkungsvolle Nutzung der neu geschaffenen Instrumente findet hinge-

gen meist noch nicht statt. Entscheidungen werden auch weiterhin nicht manage-

mentorientiert getroffen. Positive Anreizmechanismen wie vereinbarte Überschuss-

mitnahmen erzielen eine negative Wirkung, wenn sie auf Grund kommunaler

Finanzengpässe zurückgenommen werden (vgl. Banner 2001, 286).

Ein positives Beispiel für die Steuerung über Zielvereinbarungen, bei dem es aber

durchaus noch Verbesserungspotenziale gibt, bietet sich in Hameln.

Kontraktmanagement mit 
Finanzanreizen in Hameln

Stephan Selle

Im Jahr 1999 wurde als Modellversuch eine Zielvereinbarung zwischen der
Verwaltungsführung und der kommunalen Druckerei getroffen. Die Druckerei
erhält seitdem ein Budget, aus dem die Personal- und Sachkosten bestritten
werden. Als Finanzziel wurde eine 100%ige Kostendeckung durch das Budget
ausgegeben. Diese Ausgaben sollen durch interne Aufträge der Fachabteilun-
gen und durch externe Aufträge von kommunalen Einrichtungen und priva-
ten Kunden wieder eingenommen werden.
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Das Beispiel zeigt, dass die bisher in der Praxis eingeführten Anreiz- und Sankti-

onsmechanismen nicht ausreichend dazu genutzt werden, das Verhältnis zwi-

schen Dienstleistungseinheiten und Auftraggebern wettbewerbsfähiger zu ge-

stalten. Dies liegt an der ungenügenden Umsetzung der Steuerungsmechanismen,

die unverknüpft in den Prozess der Verwaltungsmodernisierung eingebracht wor-

den sind. So wird das inzwischen flächendeckend installierte Controlling in den

Kommunen als Informationsinstrument für managementorientierte Entschei-

dungsprozesse wenig effizient genutzt, da die gewonnenen Daten selten pro-

zessbegleitend zur gemeinsamen Kurskorrektur verwendet werden. Die nötige

Informationstransparenz bei erzielten Überschüssen der Dienstleister darf nicht

dazu führen, dass diese entgegen der vereinbarten Finanzziele auf Grund einer

Gesamtmittelknappheit der Kommunen wieder abgezogen werden: Dies führt zur

Demotivation des Dienstleisters und zur Aushebelung dieser Steuerungsfunktion

(vgl. Mäding 2001, 364).

Als Anreiz zum wirtschaftlichen Handeln ist im Kontrakt die Möglichkeit
enthalten, erwirtschaftete Überschüsse zu 50% in das nächste Haushaltsbud-
get zu übertragen. Allerdings müssen Defizite zu 100% übernommen werden.
Als Voraussetzung für diese Form der Budgetierung wurden interne Preise ge-
bildet, die sich laut Inhalt des Kontrakts an Marktpreisen privater Anbieter ori-
entieren sollen. Aus diesem Grund werden in regelmäßigen Abständen Ver-
gleichsangebote von privaten Anbietern eingeholt. Ein begleitendes
Berichtswesen soll die Transparenz des Informationsflusses sichern und den ak-
tuellen Leistungsstand im Jahresverlauf widerspiegeln. Die Aufträge werden
durch die Mitarbeiter der Druckerei erfasst und es wird vierteljährlich an die
Abteilungsleitung berichtet. Zum Abschluss des Haushaltsjahres erfolgt ein Be-
richt an die Verwaltungsführung.

Die Vorteile des Kontrakts liegen in der Transparenz der Ziele, die für beide
Vertragspartner ersichtlich sind. Die Übertragung von Überschüssen bzw. De-
fiziten hat zu einer Erhöhung des wirtschaftlichen Denkens und Handelns ge-
führt.Zusätzlich haben die Preisvergleiche mit der Privatwirtschaft eine Annähe-
rung an Marktpreise bewirkt. Dieses Instrument ist aber nur kurzfristig nutzbar,
da es keine Anreize für private Konkurrenten enthält, Angebote für Leistungen
abzugeben: wenn diese keine Chance haben, den Auftrag zu erhalten, kann das
zu unrealistischen Angeboten oder auch zur Nicht-Abgabe von Angeboten
führen. Insgesamt lässt sich durch die genannten Maßnahmen aber eine Er-
höhung der Wettbewerbsfähigkeit feststellen.
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Aus den bestehenden Defiziten können einige zentrale Aussagen zum Thema

der Anreiz- und Sanktionsmechanismen abgeleitet werden:

Zielbezogene Anreizstrukturen führen zu einer wirkungsvollen und effi-

zienzsteigernden Leistungserstellung interner Dienstleister.

Die Zuordnung von Kostenverantwortlichkeiten an die Dienstleister ermöglicht

eine Qualitätssicherung der Leistungserstellung, weil Kosten für Schlech-

tleistungen beim Dienstleistungsproduzenten verbleiben.

Dies führt zu Anreizen hinsichtlich der Leistungsqualität und ermöglicht die

Einführung von monetären und nichtmonetären Anreizsystemen auf der Ebene

des Dienstleisters.

3 . 2 . 3 . Z u s a m m e n f a s s u n g

Der Dienstleister muss innerhalb seines Budgets die nötige Autonomie erhalten, um

eigene Kreativitätspotenziale entfalten zu können. Dies kann nur über eine dezentra-

le Fach- und Ressourcenverantwortung erfolgen.Dazu sind verbindliche, schriftlich fi-

xierte strategische Zielvereinbarungen zu treffen. Oft erfolgen diese Vorgaben aber

höchstens in Form von zukünftigen Einsparvorgaben oder es werden allenfalls infor-

melle Vereinbarungen getroffen.Die Ebene der politischen Akteure,auf der die strate-

gischen Entscheidungen der Kommune getroffen werden, ist von den Zielvereinba-

rungen nicht berührt.Die Steuerung der Auftragnehmer über Zielvereinbarungen wird

durch das Controlling gewährleistet. Überjährige Abschlussergebnisse der Dienstlei-

ster sollten daher berücksichtigt werden. Dieser »Konzernblick« ließe eine Kommune

wirkungsvoller agieren,Voraussetzung ist aber eine Zusammenarbeit zwischen Politik

und Verwaltungseinheiten.Die transparente Steuerung mit Hilfe des Controllings muss

aber auch auf der Ebene des Dienstleisters konsequent umgesetzt werden. Ein de-

zentrales Controlling dient dem Dienstleister als Instrument der Bestimmung des Ziel-

erreichungsgrades sowie als Qualitäts- und Fähigkeitsnachweis gegenüber den poli-

tischen Akteuren.Es sollten Daten über die Auftragslage,die Kapazitätsauslastung und

Soll/Ist-Analysen (nach vorheriger Zielbestimmung) gewonnen werden. Eine bedeu-

tende Wirkung wird aber erst bei einer Abschaffung des Kontrahierungszwanges er-

zielt, da sonst kein Anreiz beim Dienstleister entsteht, die benötigten Daten zu erhe-

ben.Für den Schritt der Abschaffung des Abnahmezwangs ist aber auch eine verbesserte

kaufmännische Kompetenz des Dienstleisters erforderlich, die durch zu erwerbendes

Know-how gefestigt werden muss. Aus Sicht des Dienstleisters müssen aber ebenso

finanzielle Argumente hervorgehoben werden, die den Bestand einer kommunalen
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Serviceeinheit rechtfertigen. Es muss ein Anliegen der dezentralen Serviceeinheiten

sein, rechnerisch den zukünftigen Fortbestand zu belegen. Grundsätzlich wird dieser

Bestandsnachweis schon über die Bezahlungsform der internen Leistungsverrechnung

erreicht. Allerdings müssen Umstellungs- und Anpassungskosten berücksichtigt wer-

den, um eine Wettbewerbsfähigkeit des internen Dienstleisters zu ermöglichen. Hier

sei auf die beschriebenen Kriterien des Preisvergleichs verwiesen, denn entstehende

Folgekosten (verbleibende Personalkosten,steigende Vertrags- und Verhandlungsko-

sten, höhere Gemeinkosten für verbleibende Bereiche, erhöhte dezentrale Ausschrei-

bungskompetenzen) müssen stets einbezogen werden. Zweifelsohne stellt aber das

mögliche Bestandsrisiko für dauerhaft defizitäre Servicebereiche den stärksten Sank-

tionsmechanismus dar. Die konsequente Steuerung der Serviceeinheiten über positi-

ve finanzielle Anreize ist entscheidend für die Etablierung von wettbewerbsfähigen in-

ternen Dienstleistungsanbietern,weil dadurch Motivationspotenziale freigesetzt werden.

3 . 3 . W E T T B E W E R B  U N D  E VA L U AT I O N

Robert Kösling

Mit der Formulierung und Umsetzung einer Strategie im Rahmen der politischen

Steuerung interner Dienstleister steht die Frage nach den Ergebnissen und Wir-

kungen (was wollen wir erreichen?) im Vordergrund (Vgl. Kap. 3.1.). Um den Beitrag

der Dienstleistungsproduktion zum Erreichen dieser Ergebnisse und Wirkungen be-

werten zu können, kommt der Evaluation eine zentrale Bedeutung innerhalb des

kommunalen Strategierahmens zu.

Die durch einen steigenden Wettbewerbsdruck zunehmende Komplexität und Dy-

namik bisher »stabiler« interner Dienstleistungsprozesse wird Veränderungen im

kommunalen Management mit sich bringen und somit für die Evaluation Konse-

quenzen haben. Kommunale Politik kann im Rahmen ihrer politischen Steuerung

auf die veränderten Anforderungen eingehen, und zwar durch die Erweiterung der

bislang zumeist internen und dienstleistungsbezogenen Evaluation um verselbst-

ständigte Verwaltungseinheiten und externe Akteure, veränderte Kennzahlen- bzw.

Indikatorensysteme und Vergleichsverfahren. Eine Evaluation liefert wichtige Im-

pulse an die internen Dienstleister, kann sie für das Erreichen und das Erhalten der

Wettbewerbsfähigkeit motivieren und Wissensbestände für alternative Formen der

Dienstleistungserstellung nutzen.
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Folgende Fragen zur Evaluation als Bestandteil einer kommunalen Wettbe-

werbsstrategie müssen beantwortet werden:

Welche Informationen, Strukturen und Prozesse benötigt kommunale Politik,

um Wettbewerb strategisch denken zu können und um Lernen zu ermöglichen

(vgl. Kap. 2.1.)?

Welche Verfahren und Vorgaben können gewählt und initiiert werden, um die

quantitativen und qualitativen Leistungen der internen und externen

Dienstleister zu bewerten?

Mit der konzeptionellen Fortentwicklung des Neuen Steuerungsmodells zum

Strategischen Management spielt die Evaluation eine wesentlich größere Rolle (vgl.

Heinz 2000).

Auf Basis des über das Politiklernen neu erschlossenen Wissens muss das strategi-

sche Management der Kommune mit Hilfe von Evaluation neu ausgerichtet werden:

Einführung und Durchsetzung strategischer Planung (Heinz 2000, 72f.; vgl. Kap.

3.3.1);

Dezentrale bzw. selbstorganisatorische Managementprozesse, die dezentrale

Evaluationen mit einschließen;

Ein verändertes Führungsverhalten im Sinne der Kontextsteuerung (Naschold

1997, 309f.), durch das relevante Akteure im diskursiven Zusammenwirken die

notwendigen Abstimmungen selbst treffen und umsetzen.

Dies führt in Bezug auf Evaluationsträger, Evaluationsverantwortung und Evalua-

tionsrahmen zu neuen Anforderungen an eine funktionsfähige politische Steue-

rung: »Politische Steuerung umfasst zwei zentrale Leistungsprozesse der Kommu-

nalverwaltung: die politische Führung als Kernleistungsprozess vom Bürger über

die Politik zur Verwaltung und das strategische Management als Kernleistungspro-

zess von der Politik über die Verwaltung zum Bürger« (Wegener 2002a, 77). Die Um-

setzung erfordert, dass für die politische Führung eine Rückkoppelung mit der Bür-

gerschaft geschaffen, eine politische Ergebnisüberwachung und –kontrolle

ermöglicht und für die Zielbildung und die Vorgaben ein geeignetes Set an Instru-

menten entwickelt werden. Für die Entwicklung eines strategischen Managements

ist ein Ergebnissteuerungssystem aufzubauen, das verschiedene Feedbackmecha-

nismen integriert und die Vielfalt institutioneller Lösungen steuert (vgl. Wegener

2002b).

Strategisches Management muss demnach als gemeinsame Aufgabe von Poli-

tik und Verwaltungsführung gesehen werden, um diese grundlegenden Unter-

scheidungen unter einem konzeptionellen Dach zu vereinen. Leistungsbewertun-

gen mit ihren zumeist betrieblichen oder finanzwirtschaftlichen Indikatoren
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entziehen sich der direkten politischen Indikatorenbildung und damit auch der po-

litischen Bewertung. Hier gilt es Verknüpfungen zu erstellen (z.B. über das Instru-

ment der balanced scorecard, vgl. Kaplan und Norton 1996).

Politische Steuerung kann durch die Bündelung von Verwaltungs- und Poli-

tikwissen im Zusammenwirken mit den Dienstleistern Zielvorgaben setzen, Indika-

toren bestimmen und somit Evaluationsverfahren installieren. Eine Zielsetzung ist

es, die Dienstleister zu motivieren, Wettbewerbsfähigkeit herzustellen und zu er-

halten, indem z.B. Veränderungen in der Prozessorganisation, der Produktbildung

oder Kooperationen mit öffentlichen oder privaten Partnern angeregt werden. Das

zweite Ziel ist die Unterstützung der Wettbewerbsfähigkeit durch den gezielten Ein-

satz der Evaluation in Übereinstimmung mit den politischen Zielen. Evaluation muss

hier Daten generieren, die Auskunft darüber geben, ob die interne Dienstlei-

stungsproduktion im Vergleich zu anderen Wettbewerbern gleiche oder bessere Er-

gebnisse hinsichtlich der Ziele liefern kann oder nicht.

Politik als Bestandteil der politischen Steuerung kann daher nicht ausschließ-

lich auf das Evaluationsinstrumentarium der Verwaltung zurückgreifen, die Wir-

kungsbeurteilung ist vielmehr durch die Politik unter Einbeziehung einer Vielzahl

von Akteuren kooperativ zu gestalten.

Verschiedene strukturelle Defizite erschweren den hinsichtlich der Wettbe-

werbsfähigkeit wirkungsvollen Einsatz von Evaluation auf der Verwaltungs- wie auch

auf der Politikseite:

Das Dienstleister-Controlling führt in den meisten Kommunen zu unverbundenen

Insellösungen.

Eine übergreifende Evaluationspraxis ist kaum anzutreffen.

Das Verhältnis der Dienstleister zu ihren Fachbereichen ist oft ungenau definiert

(in einer der untersuchten Kommunen evaluiert der Dienstleister über ein

funktionstüchtiges Controlling, während der Fachbereich einen Haushalts-

beauftragten beschäftigt, dessen Hauptaufgabe in der Übersetzung der Daten

in das kameralistische Buchungssystem liegt).

Auf der politischen Seite ist die verzweigte Ausschussstruktur in vielen Kommunen

nicht für eine umfassende Informationsverarbeitung und -auswertung geeignet.

In einigen Kommunen werden daher die Ausschüsse an Hand der Fachbereichs-

strukturen neu ausgerichtet.

Zusätzlich erschwert die Kameralistik die für den Wirkungsnachweis interner Dienst-

leister notwendige Aufgliederung der Leistungen erheblich, wenngleich auf diesem

Gebiet auf Grund der Einführung der Doppik Abhilfe in Aussicht ist. Die Zukunft
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wird zeigen, ob Landesinitiativen wie das Neue Kommunale Finanzwesen (NKF) hier

tragfähige Lösungen anbieten können.

Die Verknüpfung von politisch intendierten Zielen mit der Effektivität der Dienst-

leistungsproduktion ist in deutschen Kommunen jedoch nach wie vor unzureichend

entwickelt, eine Bündelung der Evaluationsformen zu einem politischen Control-

ling ist in den untersuchten Städten nicht vorzufinden. Vielmehr liegt die Schwer-

punktsetzung klar im Bereich des operativen Controllings. Für die einzelnen Dienst-

leistungsbereiche und für die gesamtkommunale Entwicklung sind bisher kaum

unterschiedliche Szenarien entwickelt worden. Damit bleibt eine Hauptfunktion po-

litischer Steuerung unterbelichtet.

Ein verbessertes politisches Controlling kann über prozessuale Vereinbarungen,

wie z.B. die Neugestaltung des Berichtsturnus oder die Abläufe der Beschlusskon-

trolle (z.B. RAMS in Wuppertal) erreicht werden. In diesem Zusammenhang sind auch

die Ratsinformationssysteme (RIS) (Beispiel u.a. CUPARLA, Stuttgart) zu nennen, die

die Effektivität kommunaler Ratsarbeit verbessern, kommunale Verwaltungsabläu-

fe effizienter machen und gleichzeitig den Dialog mit den Bürgern ausbauen. Ein

besserer Informationsstand lässt eine Verbesserung der Qualität kommunalpoliti-

scher Entscheidungen erwarten. Dabei sollte großer Wert auf Prozesstransparenz

gelegt werden, die durch das Aufbrechen alter Dienstwege und Informationsmo-

nopole innerhalb von Politik und Verwaltung möglich wird.

Die politische Steuerung sollte auf eine Ausgewogenheit der eingesetzten Mit-

tel (Nutzenrelation) und die Einbindung aller Aktivitäten in ein kommunales Ent-

wicklungskonzept achten. Im Sinne der Gleichbehandlung sollten für alle internen

Dienstleister Möglichkeiten geschaffen werden, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu ver-

bessern.
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4 . S T R AT E G I E N  D E R  
I N T E R N E N  
D I E N S T L E I S T U N G S -
P R O D U Z E N T E N

Die »Strategien des Dienstleistungsproduzenten« sind ein Sammelbegriff für ver-

schiedene strategische Ziele:

interne und externe Marktpositionierung

kontinuierliche Qualitätsverbesserung

Kundenorientierung und Nutzerintegration

Produktstrategie

Marketingstrategie

Kommunikation

Personalentwicklung.

Die Strategien des Dienstleistungsproduzenten beeinflussen seine Wettbewerbs-

fähigkeit entscheidend. Eine gute Strategie ist jedoch wertlos, wenn sie in der prak-

tischen Arbeit keine Relevanz hat und nur als Hochglanzbroschüre dient.

Diese Erfahrung machten deutsche Kommunen und Mitarbeiter in Verwaltun-

gen oft bei der Formulierung von internen Leitbildern, die zwar schön zu lesen sind,

aber nur selten in der täglichen, praktischen Arbeit Bedeutung erlangt haben: Im

Ergebnis werden Mitarbeiter demotiviert und erkennen den offensichtlichen Un-

terschied zwischen Idee und Wirklichkeit.

Ähnlich verhält es sich mit Strategien, die ein übergeordnetes Ziel verfolgen und

der Prioritätensetzung dienen, ohne eine Umsetzung in die Praxis aber gleichfalls

wertlos bleiben.

Die Existenz strategischer Ziele, deren transparente Kommunikation, die Mit-

wirkung aller Entscheidungsträger und die Zugänglichkeit für alle relevanten Ak-

teure bilden entscheidende Grundvoraussetzungen dafür, dass die Produktion in-

terner Dienstleistungen dem bevorstehenden bzw. steigenden Wettbewerbsdruck

in der kommunalen Verwaltungslandschaft standhalten kann. Im nachfolgenden

Kapitel werden diejenigen Bereiche vorgestellt, die für die konkurrenzfähige Er-

stellung interner Dienstleistungen von strategischer Bedeutung sind. Es umfasst

ebenso Handlungsempfehlungen für die operativen Tätigkeiten und Fallbeispiele

aus den durchgeführten Studien des Projektes.
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Strategien interner Dienstleistungsproduzenten zur Förderung der Wettbewerbs-

fähigkeit müssen folgende Aspekte berücksichtigen, die in diesem Kapitel behan-

delt werden:

Verbesserung von Produkten und Leistungen

Verbesserung der Prozessorientierung und der Arbeitsorganisation

Verbesserung interner Kostenstrukturen

Verbesserung der Marktposition.

4 . 1 . V E R B E S S E R U N G  V O N  P R O D U K T E N  U N D  L E I S T U N G E N

Marcus Beck und Stephan Selle

Die Verbesserung von Produkten und Leistungen ist ein entscheidender Aspekt für

die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister. Sie umfasst sowohl die materielle

Verbesserung von Produkten und Leistungen, z.B. durch technische Innovation oder

durch die Berücksichtigung von Interessen und Bedarfen der Nutzer, als auch ein

übergreifendes Qualitätsmanagement.

Entgegen der Annahme, die Modernisierung des öffentlichen Sektors würde auf

Kosten des öffentlichen Leistungsangebotes und folglich auf Kosten der Leis-

tungsempfänger ausgetragen, verfolgt das Neue Steuerungsmodell die Strategie,

gleichzeitig die Effizienz in der Erstellung von Leistungen und die Effektivität der

erstellten Leistungen zu erhöhen.

Reformschlagworte wie »Aufgabenkritik«, »Konzentration auf Kernkompeten-

zen« oder »Privatisierung« bzw. »Outsourcing« legen eine Beibehaltung oder gar

eine Ausweitung der angebotenen öffentlichen Leistungen nicht zwingend nahe.

Das Gegenteil ist der Fall: Kürzungen, die Vergabe oder die Privatisierung von Leis-

tungen sind in aller Munde und prägen die bisherige Reformdiskussion ungeach-

tet der Tatsache, ob die Leistungen für die Bürger erbracht werden, oder ob der Nut-

zer bzw. der Kunde die Verwaltung ist.

Ziel des folgenden Abschnittes ist es, der verbreiteten  Vermutung einer Ange-

botsverschlechterung, sinkender Leistungsqualität und höherer Preise im Vergleich

mit privaten Anbietern ein differenzierteres Bild gegenüber zu stellen. Im Zuge des

Modells der neuen Steuerung ist keineswegs zwingend mit Einbußen im Bereich

der Qualität oder des Leistungsangebots zu rechnen. Der theoretische Rahmen, der

als Grundlage für das Kapitel »Verbesserung von Produkten und Leistungen« auf-

gespannt wird, umfasst die Kundenintegration und Theorien und Konzepte zum
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Qualitätsmanagement. Es gilt aufzuzeigen, warum Wettbewerbsfähigkeit sich nur

unter Berücksichtigung dieser konzeptionellen Ideen und Instrumente wirksam ein-

stellt.

4 . 1 . 1 . D i e  N u t z e r i n t e g r a t i o n  i n  d i e  D i e n s t l e i s t u n g s -

p l a n u n g , - p r o d u k t i o n  u n d  - e v a l u a t i o n

Ziel der Kunden- und Nutzerintegration ist es, ein qualitativ hohes Niveau der Leis-

tungserstellung bei gleichzeitig effizienter Verwendung knapper Ressourcen si-

cherzustellen.Die kontinuierliche Verbesserung von Produkten und Leistungen kann

durch eine systematische Integration der Kunden/Nutzer in den Prozess der Pro-

duktplanung, -produktion und -evaluation erreicht werden.

In der Industrie hat sich – zunächst in der Automobilindustrie,aber auch in der Kon-

sumgüterindustrie und anderen Bereichen – die Produktentwicklung und -anpassung

in den vergangenen Jahrzehnten grundlegend verändert. Lagen die Wettbewerbs-

vorteile in der Vergangenheit bei einer Vielzahl von Produkten in der Reduktion der

Produktionskosten durch Massenproduktion und in den damit einhergehenden Ver-

änderungen der Arbeitsorganisation (Fließbandarbeit,Gruppenarbeit und andere For-

men), so können heute Marktanteile oft nur dann gehalten oder erweitert werden,

wenn das Produkt genau den Bedarfen der Kundenzielgruppe entspricht.

Das Grundprinzip der Kundenintegration nach privatwirtschaftlichem Vorbild

ist die gemeinsame Bearbeitung von Problemen und Erfordernissen durch den Kun-

den und den Produzenten bzw. dessen Entscheidungsträger. Die erfolgreiche Inte-

gration von Kunden in den Erstellungsprozess ist nicht nur ein Mittel zur zufrieden

stellenden Auftragserfüllung, sondern auch zur Schaffung einer Vertrauensbasis, die

Grundlage für eine langfristige Geschäftsbeziehung werden kann (Kotler und Blie-

mel 1999, 77). Die Sicherung langfristiger Geschäftsbeziehungen ist in erster Linie

durch die Verbundenheit des Kunden an den Anbieter gekennzeichnet (Kotler und

Bliemel 1999, 74). Der Abnehmer soll aus unterschiedlichen intrinsischen Gründen

den spezifischen Anbieter bevorzugen.

Wo die Kunden außen vor bleiben, kann das Nachbesserungswünsche, Rekla-

mationen, Mehrkosten, Unzufriedenheit auf Seiten der Kunden und Nutzer und im

schlechtesten Fall die Erstellung nicht nachgefragter Leistungen nach sich ziehen.

Ein theoretischer Grundbaustein des Verwaltungsmanagements ist die Public-

Choice-Theorie (vgl. u.a. Mueller 1979; Hood 1987). Relevant ist dieser Ansatz im Zu-

sammenhang mit der Integration von Kunden/Nutzern insoweit, als er die Stärkung

der Politik und der gewählten Vertreter gegenüber der Verwaltung durch die Ein-
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räumung von Wahlfreiheit (Exit-Möglichkeiten) konzeptionell fasst. Die Public-Choi-

ce-Theorie räumt dem Nutzer/Bürger neben dem allgemeinen Wahlrecht noch an-

dere Wahlrechte bei der Inanspruchnahme öffentlicher Dienstleistungen und Güter

ein und stärkt daher die Sanktionsmöglichkeiten des Kunden. Dies ist eine Grund-

voraussetzung zur Herstellung eines gewissen Gleichgewichts zwischen Anbietern

und Nachfragern. Der Anbieter muss vor dem Hintergrund der Public-Choice-Theo-

rie ein Interesse an der Bindung der Kunden/Nutzer haben. Diese Bindung wird

durch die Kundenintegration gefördert (Naschold 1997, 77).

Für den Anbieter bedeutet Kundenintegration, seinen Kunden/Nutzer und auch

dessen Produktionsfaktoren in den eigenen Wertschöpfungsprozess einzubeziehen

(vgl. hierzu auch Kap. 3.2., Kotler und Bliemel 1999, 76). Interne Dienstleister sollten

in diesem Zusammenhang zuerst danach fragen, welche Leistungen der Kunde/Nut-

zer wie und wann verlangt, und in welchem Umfang er am Erstellungsprozess mit-

wirken kann.

Zur Kundenintegration muss der interne Dienstleister Flexibilität beim Lei-

stungsangebot, bei den Leistungsstrukturen und bei den Mitarbeitern besitzen (Kot-

ler und Bliemel 1999, 77).

Die Integration der Kunden/Nutzer bzw. die Möglichkeiten der Mitwirkung am

Planungs-, Produktions- und Evaluationsprozess können durch die Art der Beteili-

gung und der Kommunikation differenziert werden.

Abbildung 7: Beteiligungsformen

nach Bogumil 2001, 22 

Dialogorientierte Beteiligungen der Kunden steigern die Wettbewerbsfähigkeit in-

terner Dienstleister, da davon auszugehen ist, dass durch die gegenseitigen Lern-

prozesse eine Vertrauensbasis geschaffen wird und der Kunde über die entstande-

ne Transparenz an die erstellende Verwaltungseinheit gebunden werden kann.

Darüber hinaus fördert diese Art der Beteiligung durch die höhere Identifikation

mit dem Dienstleister die Motivation des Kunden zur Mitgestaltung des Leistungs-

angebotes. Dies wiederum sichert die Nachfrage und richtet das Angebot nachfra-

georientiert aus. Die die Wettbewerbsfähigkeit steigernde Wirkung von Nachfra-



georientierung ist in der Betriebswirtschaftslehre und auch in der Verwaltungs-

wissenschaft unbestritten (Bogumil 2001, 30).

Zur systematischen und dauerhaften Gestaltung von Kunden- und Nutzerbe-

teiligung kann die Einführung des Marketinginstruments »Customer-Relationship-

Management« (CRM) dem internen Dienstleister wettbewerbsrelevante Vorteile ver-

schaffen. Es ist jedoch zu betonen, dass nicht nur die frühzeitige Orientierung am

Kunden/Nutzer die Wettbewerbsfähigkeiten steigert. Interne Dienstleister sollten

auch die während bzw. nach der Erstellung der Leistungen entstehenden Interes-

sen und Beurteilungen der Kunden/Nutzer in ihre Strategie einbeziehen.

In nur wenigen Kommunen ist jedoch ein konzeptionelles Vorgehen zur Integrati-

on von Kunden/Nutzern in die Produktion und in den Prozess der Produktplanung

und –evaluation anzutreffen. Lediglich informelle Absprachen sind gelegentlich vor-

zufinden, die aber für das Erreichen der dargestellten Ziele nicht ausreichend sind.

Die oben erläuterten Wahlmöglichkeiten (Exit/Abwanderung bzw. Anbieter-

wechsel) sind durch den immer noch weit verbreiteten Kontrahierungszwang nur

bedingt vorhanden.

Es ist nicht bekannt, in welchem Ausmaß das Marketingkonzept »Customer-Relati-

onship-Management« zur Steuerung von Kundenverhalten in deutschen Kommu-

nen zum Einsatz kommt.

Kompetenz und Integration von 
Kunden als Baustein der 
Qualitätssicherung der Druckerei in Hameln

Marcus Beck

Das Leistungsangebot der Druckerei in Hameln umfasst neben der Ver-
vielfältigung von Formularen oder des Haushaltsplanes auch die Erstellung von
Ausschreibungspapieren der Abteilung für Bauwesen. Die Mitarbeiter der
Druckerei besitzen einschlägige Erfahrung in der Gestaltung der Ausschrei-
bungsunterlagen. Sie sind durch besondere Kompetenzen im Bereich der recht-
lich notwendigen Bedingungen zu Ausschreibungsverfahren in der Lage, die
Zulässigkeit und formalen Bedingungen einer Ausschreibung zu überprüfen.
Die nachfragende Abteilung wird dadurch in ihrer Tätigkeit entlastet, die Qua-
lität sichergestellt und die Abteilung für Bauwesen hat bei der Erstellung ihrer
Ausschreibungsunterlagen die Gewissheit, das gewünschte Produkt in erwar-
teter Qualität termingerecht zu erhalten.
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Es muss allerdings auch bei diesem Marketinginstrument kritisch hinterfragt

werden, ob es sich eignet, die Leistungserstellung interner Dienstleister durch

Kundenbindung zu verbessern, da sie nicht auf Gewinnmaximierung ausgerich-

tet sind. Nach eigener Ansicht ist die systematische Berücksichtigung von Kun-

den- oder Nutzerinteressen und die Beteiligung der Akteure zumindest für die Si-

cherung der Effektivität geeignet. Mit einem für den öffentlichen Sektor

modifizierten Kundenintegrations- und Kundenbindungssystem kann die Nach-

frage gesichert werden.

Dies ist für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit von Relevanz, da bei weg-

fallendem Kontrahierungszwang (und dies wird im Zuge der Dezentralisierung der

Ressourcenverantwortung früher oder später eintreten) die Fähigkeit, mit Kunden

umgehen und deren Nachfrage sichern zu können, entscheidend sein wird.

Die systematische Erfassung und Verwertung von Kundendaten mit dem Ziel

der Nachfragesteigerung setzt Produkte voraus, die eine solche Systematisierung

zulassen. Sinnvoll ist dies also nur bei Bereichen mit vielen Kunden, die diese Pro-

dukte in sehr unterschiedlichen Mengen und Qualitäten abnehmen. Kundenbin-

dungsprogramme mit hohen Kosten für Personal und Infrastruktur sind ineffizient,

wenn es nur wenige Kunden und ein überschaubares Produktportfolio gibt.

Beschwerdemanagementsysteme sind als einziges Instrument der Kundenin-

tegration in der verwaltungsinternen Dienstleistungserstellung vermehrt anzu-

treffen, wenn auch nicht in dem Maße, das die Integration und Berücksichtigung

von Bürgerinteressen erforderte.

4 . 1 . 2 . Q u a l i t ä t s m a n a g e m e n t

Die Bedeutung eines umfassenden Qualitätsmanagements (QM) in den Kommu-

nalverwaltungen ist seit der Formulierung und Einführung des Neuen Steuerungs-

modells stetig gewachsen. Die konzeptionellen Grundlagen, die vor etwa zehn Jah-

ren von der KGSt zum Thema Qualitätsmanagement erarbeitet wurden, messen der

Einführung eines umfassenden Qualitätsmanagements eine bedeutende Rolle zur

Verbesserung der Leistungen und der Beziehungen zum Kunden bei (vgl.KGSt 1993b,

22, vor allem aber KGSt 1995, 20ff.).

Denn »geht man von einer Schritt für Schritt zu übertragenden Ressourcenver-

antwortung aus, wird sich dieser Bereich zunehmend dem Wettbewerb öffnen.Damit

werden Fachbereiche zu Kunden, um deren Aufträge sich der Dienstleister bemühen

muss. Diese werden sich dabei zwangsläufig an allgemeinen Qualitätsstandards ori-

entieren müssen, wenn sie auf Dauer existent bleiben wollen« (KGSt 1995, 31).
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Voraussetzung für eine Strategie zur Verbesserung von Produkten und Leistun-

gen auf der Basis eines Qualitätsmanagements ist zunächst die Präzisierung des

Qualitätsbegriffs (vgl. dazu Oppen 1995, 16).

Garvin unterscheidet fünf verschiedene Ansätze, um Qualität zu definieren (vgl.

Garvin 1984):

der transzendente Ansatz,

der produktbezogene Ansatz,

der anwender- oder kundenorientierte Ansatz,

der fertigungsbezogene Ansatz und 

der wertbezogene Ansatz.

Vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Wandels und stetig steigender An-

sprüche an die Qualität, das Angebot und die Flexibilität der öffentlichen Dienst-

leistungen liegt nahe, dass die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister leidet,

wenn an den bisherigen Prozessen der Leistungserstellung festgehalten wird. Das

bedeutet nicht, dass die bisherigen Konzepte, Verfahrensweisen und Instrumente

zur Sicherung und Verbesserung der Produkte und Leistungen vollkommen über

Bord geworfen werden sollten. Vielmehr ist es an der Zeit, die Strukturen des Er-

stellungsprozesses um neue Konzepte, Verfahrensweisen und Instrumente zu er-

weitern, die in diesem Kapitel beschrieben werden.

Qualitätsmanagement soll hier verstanden werden als derjenige Aspekt der Ge-

samtführungsaufgabe, der die Qualitätspolitik unter Berücksichtigung der Kunden,

der Mitarbeiter und der Erstellungsprozesse festlegt und verwirklicht und sich somit

nicht auf die oberste Leitungsebene beschränkt, sondern sämtliche Hierarchiestu-

fen und alle Mitarbeiter des Systems betrifft (Paulsen 2002, 18).

Qualitätsmanagementkonzepte

Die privatwirtschaftlichen Konzepte für die Sicherung der Qualität erstrecken

sich von den Standards der DIN ISO 9000ff. bis hin zur umfassenden Qualitätskon-

zeption des »Total Quality Management« (TQM) (Oess 1993, 86). Darüber hinaus sind

in der Vergangenheit Modelle zur Ein- und Durchführung von Qualitätsmanage-

mentansätzen entwickelt worden. So hat die European Foundation for Quality Ma-

nagement (EFQM, Europäische Stiftung für Qualitätsmanagement) ein Modell zur

Umsetzung von TQM entwickelt, welches mittlerweile eine weite Verbreitung und

hohe Akzeptanz auch im öffentlichen Bereich gefunden hat (vgl. Kirstein 2003). Das

EFQM-Modell ist eine aus neun Kriterien bestehende, offen gehaltene Grundstruk-

tur und kann zur Bewertung des Fortschritts einer Organisation in Richtung ge-
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steigerter Qualität9 herangezogen werden. Dabei berücksichtigt das Modell die un-

terschiedlichsten Vorgehensweisen, mit denen nachhaltige Qualität auf allen Leis-

tungsebenen erzielt werden kann. Es beruht auf folgender Prämisse:

Qualitativ hochwertige Ergebnisse »im Hinblick auf Leistung,Kunden,Mitarbeiter

und Gesellschaft werden durch eine Führung erzielt,die Politik und Strategie mit Hilfe

der Mitarbeiter, Partnerschaften, Ressourcen und Prozesse umsetzt« (Kirstein 2003).

Für die öffentliche Verwaltung existiert seit Beginn des neuen Millenniums

ein – geringfügig – modifiziertes Modell des EFQM. »Das Common Assessment

Framework (CAF) ist ein Instrument, das Institutionen im öffentlichen Sektor einen

einfachen Einstieg ins Qualitätsmanagement ermöglicht. Entwickelt wurde CAF

vom Europäischen Institut für öffentliche Verwaltungen (EIPA) zusammen mit Eu-

ropean Foundation für Quality Management (EFQM) und der Europäischen Union

(EU). CAF ist eine an die Situation des öffentlichen Sektors angepasste Version

des in vielen Unternehmen bewährten EFQM-Modells. CAF unterstützt Verwal-

tungseinheiten bei der Entwicklung einer Strategie unter Berücksichtigung der

besonderen Stellung der Stakeholder, insbesondere der Bürger und der Politik.

Es eignet sich ausgezeichnet, um kostengünstig periodische Erhebungen durch-

zuführen und damit ständige Qualitätsverbesserungen in ihrer Verwaltungsein-

heit einzuleiten« (Institut für Verwaltungs-Management der Züricher Hochschu-

le Winterthur 2004).

Nachfolgend werden die Qualitätsmanagementkonzepte miteinander vergli-

chen und auf ihre Relevanz für die Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit sowie auf

ihre Relevanz für den Begriff der Kompetenz im Rahmen von verwaltungsinternen

Maßnahmen des Qualitätsmanagements überprüft. Die Modelle der Einführung der

QM-Konzepte (EFQM oder CAF) wurden hier nur knapp erläutert, da die Frage nach

wettbewerbsfähiger Qualität mit einem QM-Konzept beantwortet werden muss.

Die erfolgreiche Einführung des QM-Konzeptes ist dann von mehreren Aspekten

(Einbindung des Personals, finanzielles Budget und personelle Ressourcen, Ein-

führungskonzepte, u.a.m.) abhängig, so dass hier nicht weiter auf die Inhalte von

EFQM oder CAF eingegangen wird.

Qualitätsmanagementkonzepte DIN ISO 9000ff.

Ansatz der DIN ISO 9000ff. ist die systematische Festlegung und Dokumen-

tation von Standards und Kriterien für Qualitätssysteme in einem Qualitäts-
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handbuch. Dabei ist das vorrangige Ziel der Unternehmen, gegenüber den Kun-

den die Festlegung von Qualitätsstandards sowie deren rationelle Erfüllung in

Form dieser Dokumentation nachzuweisen (Oess 1993, 61; Bandemer 2001, 415).

Die ursprünglich für die industrielle Produktion entwickelten Normen der DIN

ISO 9000ff. beziehen sich auf unterschiedliche Elemente wie Design, Entwicklung,

Produktion, Montage oder Kundendienst. Die Zertifizierung nach DIN ISO 9000ff.

erfährt trotz weiter Verbreitung in Europa einige Kritikpunkte (Bandemer 2001,

415f.). Diese beinhalten

das aufwändige, teure und bürokratische Verfahren;

das zentrale Ziel der Konformität mit den definierten Standards, nicht der

verbesserten oder »besten« Leistung;

die Vernachlässigung des Kunden bei der Definition von Qualität;

die Behinderung der Verbesserung von Leistungen und der Innovations-

bereitschaft durch den hohen bürokratischen Dokumentationsaufwand;

die unübersichtlichen und schwer nachvollziehbaren Normen;

sowie die Orientierung an arbeitsteiligen,hierarchischen Organisationsstrukturen.

Obwohl einige Kritikpunkte an der DIN ISO 9000ff. Übereinstimmungen mit der Kri-

tik an der bisherigen Art öffentlicher Dienstleistungserstellung aufweisen, eröffnen

sie den Verwaltungen zumindest die Möglichkeit, sich intensiver mit der Organisa-

tion ihrer Erstellungsprozesse auseinander zu setzen (vgl. Bandemer 2001, 416).Wird

die Regelsteuerung mit der Qualitätssteuerung nach DIN ISO 9000ff. ergänzt, ist eher

eine Verstärkung der »Unsteuerbarkeit« des operativen »Verwaltungsgeschäftes«

zu erwarten.

Das Dortmunder Systemhaus bietet ein gelungenes Beispiel dafür, wie trotz des

Aufwands für das Zertifizierungsverfahren nach DIN ISO 9000ff. wichtige Erkennt-

nisse für das Qualitätsmanagement gewonnen werden können, wenn die Zertifi-

zierung die Kundenperspektive einbezieht.
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Qualitätsmanagementkonzepte – Total Quality Management

Das »Total Quality Management« betont im Gegensatz zur DIN ISO 9000ff. zum

einen, dass sich Qualität nur am Markt beziehungsweise am Kunden ausrichten lässt.

Zum anderen unterstreicht dieses Qualitätskonzept die Verpflichtung eines jeden

Mitarbeiters auf allen Ebenen, in allen Abteilungen und für alle Prozesse an der Qua-

litätssicherung mitzuwirken (Oess 1993, 89). Berücksichtigt man die Besonderheit

des öffentlichen Sektors, zielt TQM auf die fundamentale Verbesserung der kun-

dendefinierten Qualität. Es ist gerade im Zusammenhang der Steigerung der Wett-

bewerbsfähigkeit hervorzuheben, dass TQM auf den drei einander ergänzenden

Säulen

Mitarbeiterorientierung,

Prozessorientierung und

Kundenorientierung

basiert und so ein ganzheitliches Leitbild oder auch eine Unternehmens- bzw.Ver-

waltungsstrategie für die Verbesserung und Erneuerung der Organisation darstellt

(vgl. Brecht 2000, 226).

TQM stellt demnach eher eine Managementphilosophie anstatt ein reines Qua-

litätssicherungskonzept dar und verpflichtet sich dem Ziel der kontinuierlichen Ver-

besserung des Produktes oder der Dienstleistung zur Steigerung der Kundenzu-

friedenheit.

Zer tifizierung des Dor tmunder Systemhauses

Christoph Andersen

Das Dortmunder Systemhaus hat die Eigenbetriebsgründung im Jahr 1997
mit der Neuorientierung der Kundenbeziehungen verbunden. Das Systemhaus
versteht sich heute als kundenori-entierter Dienstleister, der kontinuierlich seine
Leistungs- und  Kundenprozesse sowie Dienstleistungen überprüft und ver-
bessert. Hierfür wurde bereits frühzeitig mit der Einführung eines Qualitäts-
managementsystems begonnen, das zwischenzeitlich erfolgreich umgesetzt
wurde. Die Deutsche Gesellschaft zur Zertifizierung  von Managementsyste-
men GmbH (DQS) hat alle Prozesse des Systemhauses nach der Norm DIN EN
ISO 9001: 2000 zertifiziert. Auf dem Weg der Zertifizierung konnten Schwach-
stellen aufgedeckt wer den und es wurden Verfahren entwickelt, um diese Män-
gel künftig zu verhindern    und eine reibungslose Leistungserstellung zu ge-
währleisten.Prüfung und Verbesserung der Wirksamkeit dieser Verfahren wurden
vom Systemhaus als Ziele ausgegeben, um eine erneute Zertifizierung errei-
chen zu können.
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Da ein zunehmender Wettbewerbsdruck eine verbesserte Steuerung der Qua-

lität öffentlicher Dienstleistungen erfordert, müssen die erläuterten Alternativen in

den jeweiligen Bereichen untersucht und situative Entscheidungen an Hand der

Gegebenheiten getroffen werden. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass der umfas-

sende Ansatz des TQM auf Grund der Einbindung und Berücksichtigung der ver-

waltungsinternen und -externen Akteure sowie der Erstellungsprozesse den Dienst-

leister intensiver auf den Wettbewerb vorbereitet als das statische und eher

bürokratische Zertifizierungsverfahren nach DIN ISO 9000ff..Dies sollte einhergehen

mit einem durch TQM begründeten Kulturwandel in der Organisation, der auch die

Arbeitsprozesse einbezieht (vgl. hierzu Kap. 3.2.). Maßgeblich ist darüber hinaus die

Veränderung des Führungsverständnisses. Führung besteht nicht mehr in der Kon-

trolle von Tätigkeiten,sondern in der Schaffung von Freiräumen und der Übertragung

von Ergebnis- und Qualitätsverantwortung an die Mitarbeiter (Brecht 2000, 227).

Kompetenz und Personalent wicklung

Hinsichtlich der Kompetenzen interner Dienstleister ist die Organisation des

Prozesses der Qualitätssicherung von entscheidender Bedeutung. Wichtige Fakto-

ren sind hier das Personalmanagement, die Personalentwicklung und auch die schon

unter Kapitel 4.1.1. erörterte Kundenintegration.

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister ist erst dann gewährleistet, wenn

Leistungen zu vernünftigen Bedingungen erbracht werden. Dazu gehört neben der

effizienten und nachfrageorientierten Erstellung vor allem der Einsatz von überle-

genem Wissen und Können. Der Einsatz kompetenten Personals setzt Qualifikation

voraus und damit Maßnahmen, die auf den Erhalt und die Erweiterung der Kom-

petenzen des Personals zielen. Der Kompetenz-Begriff weist drei Komponenten auf

(vgl. Bruns und Ridder 2001, 204):

Fachkompetenz: Alle für die fachliche Bewältigung einer Aufgabe erforderlichen

Kenntnisse.

Methodenkompetenz: Alle für die Konzeption und effiziente Umsetzung

betrieblicher Handlungen notwendigen analytischen und technischen

Fähigkeiten.

Sozialkompetenz: Die für eine effektive Arbeitsleistung in sozialen Arbeits-

zusammenhängen notwendige Bereitschaft zur Kooperation und Kommuni-

kation.

Die Entwicklung des Wissens (vgl. zum Thema Prozesswissen Kap. 4.2.) und der Kom-

petenzen der in den Verwaltungen beschäftigten Mitarbeiter ist ein wichtiger Motor

für den Modernisierungsprozess. Darüber hinaus spielt, wie oben schon angedeu-
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tet, die Fähigkeit der flexiblen Reaktion auf Veränderungen eine immer wichtigere

Rolle und ist somit auch eine Anforderung an Verwaltungsangestellte.

Bereits im ersten KGSt-Bericht zum Thema »Personalentwicklung« wurde be-

tont, dass es zum Erhalt und zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Verwal-

tung zum einen erforderlich ist, dass sich die Mitarbeiter kontinuierlich qualifizieren

und zum anderen sich die Verwaltung flexiblere Reaktionsmöglichkeiten im Umgang

mit den sich ständig ändernden Rahmenbedingungen aneignen muss: Die Verwal-

tung muss sich zu einem »lernenden System« entwickeln (KGSt 1994, 8; KGSt 2001).

Eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ist zu erwarten, wenn die Mitar-

beiter eines internen Dienstleisters in der Lage sind, in gleichem oder höheren Maße

als ihre Konkurrenten auf Kundenwünsche einzugehen, flexibel auf veränderte Rah-

menbedingungen zu reagieren und über Qualitätskontrollen eine Verbesserung

ihrer Produkte und Leistungen zu erreichen. Ziel muss es also sein, die Sicherung

und Weiterentwicklung von Kompetenzen innerhalb der Verwaltung und des in-

ternen Dienstleisters zu gewährleisten und die Erstellung qualitativ hochwertiger

Leistungen sowie die Motivation der Mitarbeiter durch neue Tätigkeiten und neue

Fähigkeiten zu fördern. Diese Zielsetzung einer lernenden Organisation entspricht

dem Konzept des TQM. Auf Grundlage der Normen der DIN ISO 9000ff. ist es schwie-

riger, Mitarbeiter für ein lernendes System zu motivieren, da die Ausrichtung der

Qualität an statischen Normen festhält.

Im zweiten KGSt-Bericht zum Thema Personalentwicklung heißt es: »Die Umset-

zung der Reformüberlegungen hängt wesentlich von der Mitwirkung der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter der Verwaltung ab. Ihre Akzeptanz und aktive Beteiligung

sind genauso wie Motivation und ihre Qualifikation neben der Organisation der Zu-

sammenarbeit entscheidend für den Erfolg der Verwaltungsreform« (KGSt 1996, 7).

Folgt man der Definition der KGSt, wird Personalentwicklung als systematisch

gestalteter Prozess definiert, der es ermöglicht, das Leistungspotenzial der Mitar-

beiter zu erkennen, zu erhalten und in Abstimmung mit dem Verwaltungsbedarf

verwendungs- und entwicklungsbezogen zu fördern (vgl. KGSt 1994, 9). Klages de-

finiert Personalentwicklung als Zusammenwirken aller Maßnahmen, die zur Quali-

fizierung, zur beruflichen Förderung und zur Motivierung von Beschäftigten ge-

eignet sind (vgl. Klages 1991, 1150).
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Mögliche Vorteile Mögliche Vorteilefür 

interne Dienstleister für Mitarbeiter

– Verbesserung der eigenen
Leistungsfähigkeit und steigendes
Selbstbewusstsein

– Erhaltung und »Auffrischung« von
vorhandenem Wissen und
angeeigneten Fähigkeiten

– Möglichkeit der Ausübung von
unterschiedlichen und vielfältigen
Tätigkeiten

– Verbesserung der individuellen
Entwicklungs- und Karrierechancen,
auch außerhalb der Verwaltung

– Erhalt und mögliche Steigerung der
Arbeitszufriedenheit und der
Motivation

– Die Möglichkeit der »Neuen Sicht«
auf das berufliche Selbstverständnis
und das damit verbundene Auf-
brechen von »verkrusteten« Denk-
und Handlungsstrukturen

– Mögliche Hilfe durch die für
Führungsaufgaben qualifizierten
Vorgesetzten bei Konflikten und
individuellen Problemen, wie Über-
oder Unterforderung

– Sicherstellung und 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
und Leistungsfähigkeit

– Erhöhung der Flexibilität im Umgang
mit den neuen Anforderungen und
Problemlagen 

– Verbesserung und Stärkung der
Orientierung am Kunden und an
dessen Bedürfnissen sowie die Verin-
nerlichung des »Dienstleistungsge-
dankens«

– Steigerung der Attraktivität des »Ar-
beitgebers Verwaltung« und eine
damit verbundene Sicherung des
Nachwuchses

– Sicherung und Förderung der Moti-
vation der Beschäftigten durch die
Qualifizierung nach individuellem,
verwaltungsgerechtem Bedar

– Sicherung des Erfolges von Moderni-
sierungsprozessen durch die Beteili-
gung und die Akzeptanz der Beschäf-
tigten

– Möglichkeit der Hilfestellung durch
geschulte, qualifizierte Führungskräfte

Abbildung 8: Personalentwicklung

vgl. KGSt 1994, 9f.
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Berücksichtigen die handelnden Akteure des Dienstleisters und der Verwaltungs-

führung die Interessen der Mitarbeiter und betreiben unter deren Mitwirkung eine

konsequente Personalentwicklung durch gemeinsam erörterte und akzeptierte

Ziele sowie durch daraus abgeleitete konkrete Maßnahmen, resultieren hieraus für

die »Rüstung für den bevorstehenden Wettbewerb« einige Vorteile.

Als Beispiel für die praktische Umsetzung des Instruments »Personalentwick-

lung« dienen die Zentralen Dienste der Kölner Stadtverwaltung:

Auf eine ausführliche Erläuterung der einzelnen Instrumente und Maßnahmen der

Personalentwicklung soll hier verzichtet werden. Es handelt sich um folgende10:

Assessment-Center

Mitarbeitergespräch/Personalentwicklungsgespräch

Arbeitsplatzanreicherung/Vertretungen/Rotation

Flexible Arbeitszeiten

Personalmanagement und -ent wicklung 
bei den Zentralen Diensten der Stadtver waltung Köln

Marcus Beck

Im Geschäftsbereich Druckerei der Zentralen Dienste der Stadtverwaltung
Köln wird das Instrument der Personalentwicklung im weiteren Sinne umge-
setzt: Die Auswahl der Mitarbeiter sowie deren gezielte Qualifizierung erfolgt
in Abstimmung mit dem Bedarf der Geschäftsbereiche durch 
– Fort- und Weiterbildungen für Führungskräfte,
– Schulungen bei Veränderungen des Vergaberechts,
– Schulungen zur Verbesserung der Vergabetätigkeiten bei einzelnen Mitarbeitern

und Mitarbeiterinnen im Bereich Vergabe und Ausschreibungen sowie 
– Fortbildungen für den Umgang mit der neuen EDV.
Die Auswahl von Führungskräften der Verwaltung sollte nach Ansicht der
Abteilungsleitung unter Durchführung von Assessment-Centern erfolgen.

Eine Personalbedarfsplanung, also die Ausrichtung am zukünftig erwarte-
ten quantitativen Bedarf an Mitarbeitern sowie deren Qualifizierung, wurde in-
nerhalb der Zentralen Dienste nicht umgesetzt. Dies ist darauf zurückzuführen,
dass auf Grund der finanziellen Notlage die Budgets der kommenden Haus-
haltsjahre nicht berechenbar sind und somit eine Gestaltung bestehender oder
eine Planung neuer Stellen nicht möglich ist.
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Das Beispiel der Zentralen Dienste der Stadtverwaltung Köln zur Flexibilisierung der

Arbeitszeiten illustriert auch die Vorteile eines erfolgreichen Personalmanagements:

Flexibilisierung der Arbeitszeit und leistungsorientier te Bezah-
lung im Geschäftsbereich Druckerei der Stadtver waltung Köln

Marcus Beck

Im Bereich der Zentralen Dienste der Stadtverwaltung Köln wurden im Rah-
men der Umstrukturierung flexible Arbeitszeiten im Geschäftsbereich Druckerei
eingeführt.Die Arbeitszeit richtet sich nun nach der Auftragslage.Der Schaffung
dieses »Freiraumes« für die Mitarbeiter steht jedoch die Bereitschaft gegenüber,
bei starkem Termindruck Mehrarbeit zu leisten und gegebenenfalls auch am Wo-
chenende zu arbeiten. Diese Vereinbarungen wurden mit den Mitarbeitern ein-
zeln verabredet und beruhen auf Freiwilligkeit und Einverständnis. Die Führung
des Geschäftsbereiches und der Zentralen Dienste hat durch einen intensiven
Dialog mit den Beschäftigten (Arbeiter und Angestellte) die Vor- und Nachteile
transparent dargestellt und über vertragliche Regelungen diese Möglichkeit der
Arbeitszeitgestaltung für die Mitarbeiter geschaffen. Das Instrument der Ar-
beitszeitflexibilisierung ist darüber hinaus auch an die leistungsorientierte Be-
zahlung gekoppelt. Dies ist jedoch nur in  positiver Ausrichtung zu verstehen.
Hier wird das Instrument der Leistungszulagen nach dem BMT-G genutzt. Das
heißt, wer überdurchschnittliche Leistungen erbringt, soll dafür auch belohnt
werden. Dabei wird von Seiten der Geschäftsbereichs- und Abteilungsführung
in regelmäßigen Abständen darauf geachtet, dass die honorierten Leistungen
auch kontinuierlich erbracht werden. Ist dies bei einem Mitarbeiter nicht mehr
der Fall, werden die Zusatzvergütungen aberkannt. Um die Akzeptanz bei den
Mitarbeitern zu sichern, wurden Kriterien für die Gewährung der Leistungszu-
lagen erarbeitet und kommuniziert. Zu diesen Kriterien gehören:
– Vertretungsweiser Mehreinsatz in anderen Bereichen innerhalb der zentralen

Dienste,
– Übernahme von anderen Aufgaben, Umsicht am Arbeitsplatz
– Wochenendarbeit bei Überlast,
– Sorgfalt im Umgang mit den Ressourcen und hohe Qualität der Erstellung.
Vergaben finanzieller Zusatzhonorierungen nach dem in der Verwaltung recht
verbreiteten »Gießkannenprinzip« gibt es bei den Zentralen Diensten der
Stadtverwaltung Köln nicht.
Die Gewährung der Leistungszulagen wird in einer Werkprüfungskommission
beschlossen, der neben Vertretern der Zentralen Dienste auch Vertreter des
Personalrats angehören. Die einzelnen Bewertungskriterien sowie deren
Beurteilung und Gewichtung sind mit dem Personalrat vereinbart worden.
Beantragung und Bewertung erfolgen durch den unmittelbaren Vorgesetzten.
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In diesem Fall ist zu betonen, dass ausreichende Kompetenzen im Bereich des Be-

wertungsrechts für Leistungszulagen eine wichtige Voraussetzung für die erfolg-

reiche Umsetzung sind.

Die Relevanz der Personalentwicklung für die Steigerung der Wettbewerbs-

fähigkeit liegt einerseits in der Identifizierung der zukünftigen Tätigkeiten und

Aufgaben interner Dienstleistungen und deren systematischer Verknüpfung mit

der Qualifizierung des Personals sowie andererseits in der Befähigung der Be-

schäftigten durch die Vorgesetzten und der entsprechenden Gestaltung der Ar-

beitsprozesse.

Zusammenfassung

Bei den beobachteten Formen des Personalmanagements fällt eine häufige Ver-

engung des Vorgehens auf einzelne Instrumente auf, ohne dass der Gesamtzu-

sammenhang ausreichend berücksichtigt wird. Beispiele für wettbewerbssteigern-

de Elemente waren in den untersuchten Fällen nicht zu erkennen. Oft beschränken

sich die einzelnen Instrumente auf die abstrakte Einführung von Mitarbeiter-Vor-

gesetzten-Gesprächen oder die Arbeitsplatzrotation – diese wohlmöglich bedingt

durch die notwendigen Stelleneinsparungen.

Das mag daran liegen, dass ein moderner Umgang mit Personalentwicklung im

Prozess der deutschen Verwaltungsmodernisierung nach wie vor selten zu finden

ist. Auffällig ist, dass sich Personalentwicklung »häufig auf eine fachspezifische Qua-

lifizierung im Sinne einer nur scheinbar effizienten Maximierung von technischem

Wissen beschränkt« (Göbel und Lauen 2002, 33). Eine Abkehr von den altherge-

brachten Fortbildungsansätzen ist bislang nicht zu erkennen. Fort- und Weiterbil-

dungen sind dabei weder am Bedarf der Verwaltung noch an der notwendigen Wei-

terentwicklung fachübergreifender Kompetenzen der Mitarbeiter ausgerichtet. Es

überwiegen unsystematische, nicht arbeitsplatzbezogene Maßnahmen, deren Aus-

wahl sich eher an der momentanen Verfügbarkeit bestimmter Bildungsangebote

orientiert als an dem individuellen Qualifizierungsbedarf (vgl. KGSt 1994,10).

Für die Umsetzung eines ganzheitlichen Qualitätsmanagements ergibt sich ein

ähnliches Bild. Faktisch nicht vorhanden ist eine Auseinandersetzung mit dem TQM

bzw. dessen Einführung via EFQM oder CAF. Der Fokus liegt oft auf der Definition

von Qualität nach weniger nachfrageorientierten Kriterien. Die Vorliebe für die Zer-

tifizierung nach den – der Systematik nach den bürokratischen Verwaltungsstruk-

turen sehr nahen – Normen der DIN ISO 9000ff. spricht ebenfalls für einen Rück-

stand hinsichtlich der Umsetzung innovativer Qualitätsmanagementansätze. Die

Einführung eines TQM – auch wenn die Stellung des privatwirtschaftlichen Kunden
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nicht 100%ig der der Nutzer interner Dienstleistungen entspricht – ist und bleibt

eine Herausforderung für den Bereich öffentlicher Leistungserstellung. Solange je-

doch nicht die Nachfrage die Qualität bestimmt, solange Mitarbeiter und Führung

interner Dienstleister die Wirkungen des Wettbewerbs nicht realisieren, werden sich

die Produkte und Leistungen qualitativ nicht verbessern.

4 . 2 . B E T R I E B L I C H E  S T E U E R U N G  D E R  P R O Z E S S E

Robert Kösling

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister kann durch einen Wandel der be-

trieblichen Steuerung von der Struktur- und Funktionsorientierung zur Prozessori-

entierung bei der Dienstleistungserstellung unterstützt werden. Ein zentrales Ele-

ment der Veränderung ist hierbei die Etablierung eines Prozessmanagements.

Das Thema Prozessmanagement ist ein fester Bestandteil der betriebswirtschaft-

lichen Organisationslehre geworden. Die Bedeutung der Prozesse als Grundlage für

die Strukturierung der Aufbau- und Ablauforganisation wird seit Langem diskutiert.

»Die Frage der Gestaltung der Ablaufstruktur gewann erst wieder an Bedeutung, als

die arbeitsteilige Koordination im Rahmen einer Aufbauorganisation zu einer Ent-

fremdung vom Kunden sowie zu mangelnder Flexibilität und Schlagkraft am Markt

mit damit verbundenen Wettbewerbsnachteilen führte« (Helbig 2003,10).

Eine umfassende Sichtweise des Prozessmanagements beinhaltet die planeri-

schen, organisatorischen und kontrollierenden Maßnahmen zur zielorientierten

Steuerung der Leistungserstellung für Kriterien wie Qualität, Zeit, Kosten oder Kun-

denzufriedenheit (vgl. Gaitanides et al. 1994, Gaitanides 1992, Helbig 2003). Prozess-

management kann zu ressortübergreifenden Prozessen und in Folge dessen zur In-

tegration unterschiedlicher Bereiche führen.Rückenwind erhalten prozessorientierte

Ansätze seit der verstärkten Qualitätsdiskussion. Prozessorientierung gilt hier als ein

grundlegender Faktor, da Qualität nicht ausschließlich ergebnisbezogen geprüft

werden kann, sondern im Wesentlichen im Rahmen des Betriebsprozesses entsteht

(Oppen 1995). Förderliche Faktoren sind die Neuordnung von Kompetenzen, Ver-

antwortung und Aufgaben. Durch Dezentralisierung können qualitätsfördernde

Faktoren wie Selbstabstimmung und Selbstkontrolle in die Leistungserstellung in-

tegriert werden. Ausgehend von diesem Ansatz entstanden verschiedene prozes-

sorientierte Managementkonzepte wie Lean Management, Total Quality Manage-

ment, Geschäftsprozessmanagement oder Business Process Reengineering.
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Begünstigt wird der Wandel vom Funktions- zum Prozessdenken in der Verwal-

tung durch zwei Schwerpunkte des Neuen Steuerungsmodells:

die Fokussierung der Dienstleistungsproduktion auf die Bedarfe und An-

forderungen der Kunden, Nutzer und Bürger und

die Verbesserung der Steuerung auf allen Ebenen.

Diese Entwicklung wird im Konzept der Geschäftsprozessoptimierung (KGSt 1998b)

aufgegriffen, das Verbesserungen der Produkte und Leistungen mit der Identifika-

tion, Bewertung und Optimierung der Entstehungsprozesse verknüpft. Die Be-

trachtung der eigenen Prozesse führt zu einer ergebnisorientierten Sicht auf das ei-

gene Produkt und den Vorgang der Leistungserstellung. »Die Verwaltung wird von

außen nach innen und von den Prozessen zu den Strukturen gestaltet. Diese Um-

kehrung bisheriger Prinzipien bewirkt den Abbau überflüssiger Hierarchie, schafft

Flexibilität, vereinfacht die Leistungsprozesse und führt zu schnelleren und deut-

lich effizienteren Ergebnissen« (Heinz 2000, 127). Ein weiterer Vorteil der Abkehr von

einer rein funktional-strukturellen Sichtweise liegt in der Herstellung einer struktu-

rellen Flexibilität, die es dem internen Dienstleister ermöglicht, schneller auf Verän-

derungen in der Produktnachfrage zu reagieren, da veränderte Prozesslinien nach

dem Baukastenprinzip schneller zu neuen Produkten zusammengestellt werden

können.

4 . 2 . 1 . P r o z e s s e  u n d  P r o z e s s m a n a g e m e n t

Allgemein können Prozesse als System von Tätigkeiten beschrieben werden, das

Eingaben mit Hilfe von Mitteln in Ergebnisse umwandelt (nach DIN ISO 9000:2000).

Tätigkeiten können so zu Teilprozessen, diese zu Prozessen, Prozesse wiederum zu

Haupt- oder Kernprozessen und diese letztlich zu Vorgängen aggregiert werden

(Küchler 2000, 207). Wichtig ist die Unterscheidung von Produkten und Prozessen.

Produkte entsprechen dem Prozessoutput. Nach einem prozessorientierten Ver-

ständnis resultiert die Struktur der Produktpalette aus einer zielgerichteten Pro-

zessstruktur.Voraussetzung ist der Aufbau von Prozesswissen sowie die Gestaltung

und Optimierung der Prozesse.

Zur Kategorisierung von Prozessen lässt sich ein idealtypischer Prozessgliede-

rungsplan aufstellen:
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Abbildung 9: Prozessgliederungsplan

nach Jung 2002, 30

Eine Hauptaufgabe der betrieblichen Steuerung liegt in der internen Koordination

der Leistungs- und Unterstützungsprozesse des Dienstleisters. Dies betrifft insbe-

sondere die Sicherstellung von Kapazitäten im Bereich Personal, Sachmittel, Infor-

mation und Wissen sowie die Prozesse der Kundenbindung. Die Mehrheit der Op-

timierungsansätze erkennt die Wechselwirkung zwischen den Kunden und der

Leistungserstellung. Ebenso bestehen aber Zusammenhänge zwischen der Lei-

stungserstellung und den Beschäftigten, deren Situation beeinflusst wird durch Fak-

toren wie Zufriedenheit, Loyalität und Produktivität.

Vor der Prozessgestaltung und der Prozessoptimierung ist die umfassende Er-

hebung, Analyse und Bewertung der bisherigen Prozesse des Dienstleisters not-

wendig. Diese bilden die Grundvoraussetzungen für die Steuerung der Prozesse

und ihrer Wechselwirkungen.

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister erhöht sich durch die Transpa-

renz der eigenen Prozesse. Der Aufbau von Prozesswissen ermöglicht die Identifi-

kation wichtiger Prozesse und die Bestimmung ihrer Erfolgsfaktoren und kann zur

Transparenz wesentlicher Kenngrößen beitragen. Diese sind beispielsweise (vgl.

KGSt 1998a, 28):

Durchlaufzeiten,

Bearbeitungs-, Liege-, Einarbeitungs- und Übertragungszeiten,

Schnittstellen zu anderen Abteilungen,

Erkennung von Datenredundanzen,

Kommunikations- und Entscheidungswege,

Kapazitätsauslastung und

Kosten.

Diese wiederum können durch Kenngrößen der Bereiche Zeit, Qualität oder Perso-

nal erweitert werden:

Leistungsprozesse

Unterstützungs
prozesse

Kunden 
gewinnen

Personal
ressourcen 
sicherstellen

Aufträge 
abwickeln

Informations-
fluss sicher-

stellen

Produkte 
entwickeln

Sach
ressourcen 
sicherstellen

Kunden 
binden

Know-how 
sicherstellen

Führungsprozesse Unternehmen strategisch Unternehmen operativ

führen führen
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Reaktionszeiten,

Termineinhaltungsquoten,

Fehlerquoten,

Reklamationsquoten,

Qualifikation und

Krankenstand.

Zentrale Aufgabe eines Prozessmanagements im Rahmen der betrieblichen Steue-

rung ist es, die Kenngrößen mit den geforderten Produktzielen in Übereinstimmung

zu bringen. Die Auswahl der Produktziele erfolgt an Hand der aktuellen Kunden-

anforderungen an den jeweiligen Dienstleister (z.B. Qualitätsanforderungen) oder

resultiert aus eigenen Vorgaben wie z.B. der zu verbessernden Relation von Kosten

und Ressourcenverbrauch.Die Harmonisierung und Verknüpfung von strategischem

Produktmanagement und operativem Prozessmanagement erhöht die Wettbe-

werbsfähigkeit interner Dienstleister. Dieser Zusammenhang wird im weiteren Ver-

lauf dieses Kapitels unter dem Thema »kritische Erfolgsfaktoren« näher erläutert.

In der Prozessanalyse sind aus den einzelnen Prozessen Sollabläufe zu entwickeln

und in Prozessbeschreibungen zu dokumentieren. Im Rahmen des Prozessablaufs

müssen die zu erledigenden Aufgaben, deren Reihenfolge und die beteiligten or-

ganisatorischen Einheiten bestimmt werden.Die Analyse unterscheidet sich in ihrem

Detaillierungsgrad. Eine sehr grobe Analyse der Zusammenhänge kann einen Ein-

schnitt und eine Neugliederung befördern, ohne dass zu viele eingefahrene Ver-

fahren und Kompetenzen diese behindern (vgl. KGSt 1998a, 29). Eine genaue Ana-

lyse umfasst auch einzelne Faktoren, wie Beteiligte, Bearbeitungs-, Liege-,Transport-

und Durchlaufzeiten. Die Prozessanalyse kann die Betrachtung auch auf externe

Partner erweitern, die am Prozess beteiligt sind. So untersucht die Kontextanalyse

die Beziehungen und den Leistungsfluss des Prozesses zu seinen relevanten Um-

welten, seine wesentlichen Leistungen und Ziele sowie die bereits gesammelten Er-

fahrungen mit der Prozessdurchführung.Die Ergebnisse helfen dem internen Dienst-

leister, diese Beziehungen zielorientiert zu steuern. Mögliche Instrumente der

Kontextanalyse sind die Verrichtungsanalyse, die Netzplantechnik, die Objektana-

lyse, die Analyse der Aufbauorganisation/Organigramme, die Informationsanalyse

und die Kommunikationsanalyse.

Nach der auf Basis des gewonnenen Prozesswissens durchgeführten Prozess-

analyse folgt eine Prozessbewertung. Die gleichzeitige Durchführung beider Schrit-

te würde den internen Dienstleister überfordern, daher »muss die Datenerhebung

und –analyse mit der beabsichtigten und auswertbaren Detailtiefe klar abgegrenzt

werden. Dies betrifft insbesondere die Erfassung von (Einzel-) Varianten und deren
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verursachungsnahe Zuordnung und Verrechnung. Nur dann kann ein überdimen-

sionierter Erfassungsaufwand bei Prozessen, die möglicherweise kaum Rationali-

sierungspotentiale aufweisen, vermieden werden« (Küchler 2000, 257f.).

Die Auswahl der relevanten Prozesse und deren anschließende Bewertung soll-

te sich an den Bedarfen der Kunden ausrichten. Als erster Schritt bietet sich die mög-

lichst konkrete Definition der angestrebten Ergebnisse und Leistungen an. Die KGSt

schlägt hier eine Beschränkung auf relevante Prozesse vor: »Es sind die Prozesse aus-

zuwählen, die im Sinne der örtlichen Zielsetzung einer Verwaltung hohe Relevanz

besitzen. (...) Die Relevanz der Prozesse lässt sich an unterschiedlichen Merkmalen

wie Qualität, strategische Ausrichtung, Kosten, Zeiten, Erfolgsaussichten, Schnitt-

stellen u.a. festmachen. Die relevanten Prozesse müssen von der Führung ermittelt

werden« (KGSt 1998a, 24).

Die Einrichtung eines Prozessmanagements geht über das Sammeln von Pro-

zesswissen und die Analyse und Bewertung der eigenen Prozesse hinaus. Hinzu

kommen die Themen Prozessgestaltung und Prozessoptimierung nach strategi-

schen und operativen Zielvorgaben.

Prozessgestaltung beinhaltet die folgenden Kernkomponenten:

Ausgleich zwischen Funktion und Prozess;

Ablaufgestaltung;

Kostengestaltung und

Erhöhung des Automatisierungsgrades.

Die Erhöhung des Automatisierungsgrades kann schrittweise unter Nutzung neuer

Medien geschehen. Für Standardprozesse lassen sich verschiedene Formen des

Workflow-Managements implementieren (vgl. u.a. Aalst und Hee 2002, insbeson-

dere S. 91ff.). Vorteile der elektronischen Verarbeitung liegen u.a. darin, dass durch

den »Abbau von Schnittstellen und die Übernahme der Arbeitsverteilung (...) eine

krossfunktionale prozessorientierte Steuerung erfolgen (kann)« (Helbig 2003, 16).

Workflow-Systeme bedürfen einer Ergänzung um Rückkoppelungsmechanismen,

um ihren immanenten strukturellen Ansatz in zeitlichen Abständen zu überprüfen.

Die elektronische Vernetzung kann auch helfen, genügend Informationen zur Ab-

wicklung unterschiedlicher Aufgabenstellungen bereitzustellen.

Betriebliche Steuerung ist darauf ausgerichtet, Funktionen und Prozesse auf-

einander abzustimmen. Funktionale Abteilungen werden nicht zugunsten funkti-

onsübergreifender Prozesse aufgelöst. »Die Funktionen spielen als Garant für die

Weiterentwicklung des fachspezifischen Wissens und für die umfassende Nutzung

unternehmenseigener Ressourcen (Personen, Anlagen) auch weiterhin eine ent-

scheidende Rolle.« (Jung 2002: 21).Es besteht die Gefahr, dass es durch die steigende
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Komplexität (bedingt auch durch die Einführung von Wettbewerb) zu weiteren Funk-

tionsteilungen innerhalb der internen Dienstleister kommt. Dadurch erstrecken sich

Abläufe über mehrere Abteilungen mit den bekannten Folgen (Schnittstellen, Ineffi-

zienzen, Entstehung von Hierarchien, verlängerte Entscheidungswege etc.). Hier bie-

tet sich eine Unterteilung in Standardprozesse und Spezialprozesse an, auf die spä-

ter noch eingegangen wird.

Prozessmanagement als Teil der betrieblichen Steuerung kann die Verbesse-

rung der Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister auf verschiedene Arten un-

terstützen:

Unterstützung des Wandels vom Funktionsdenken hin zum Prozessdenken,

Ausrichtung der Prozesse an der Nachfrage und an den Anforderungen der

Kunden,

Abstimmung der Prozessziele mit den geforderten Produkteigenschaften.

Die Anforderungen an die betriebliche Steuerung und die gesamte Aufbau- und

Ablauforganisation der internen Dienstleister sind hoch:

Durch die Optimierung der Prozessabläufe und des Ressourceneinsatzes sollten

effiziente Prozesslösungen und in der Folge die nachgefragten Produktlösungen

gewonnen werden.

Die jeweiligen strategischen Zielsetzungen führen zu Veränderungen in den

Bereichen Führung, Strukturen und Prozesse.

Die Prozessabläufe sind in die kommunale Politik- und Verwaltungsstruktur und

das Politik– und Verwaltungshandeln einzubetten.

Die Prozesse der Planung, Erstellung und Evaluation sollten sowohl öffentliche

als auch private Produzenten, Nutzer und Kunden integrieren.

Geeignete Prozesse sollten ressortübergreifend oder/und interkommunal

verknüpft werden.

Die Prozesse sind so zu gestalten, dass über die Beteiligung der Beschäftigten

ein Kulturwandel und eine lernende Organisation erreicht wird.

4 . 2 . 2 . P r o z e s s e  u n d  A r b e i t s o r g a n i s a t i o n

In den untersuchten Kommunen gewinnt die Prozessorientierung nur langsam an

Bedeutung. Bisherige Optimierungsschritte betreffen eher die Spezialisierung ein-

zelner Tätigkeiten oder Funktionen und gehen nicht von einer ganzheitlichen Pro-

zesssicht aus. So werden beispielsweise im operativen Geschäftsfeld Grünunter-

haltung verstärkt Spezialistenteams in den Bereichen Baumpflege oder Neubau

aufgestellt und zumeist örtlich zentralisiert. Neben einem erhöhten Koordinations-
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aufwand zwischen unterschiedlichen Teams in der Fläche ist auch zu beobachten,

dass vorgelagerte Tätigkeiten wie die Baumkontrolle durch andere Stellen ausgeübt

oder fremdvergeben werden. Eine ganzheitliche Prozesssicht mit dem möglichen

Produkt »Stadtbäume« wird so erheblich erschwert.

Auch ist weiterhin in vielen Kommunen ein stark abgeschottetes Funkti-

onsdenken (z.B. in Abteilungen) anzutreffen.

Ein Beispiel für den Versuch, eine ressortübergreifende Arbeitsorganisation auf-

zubauen, findet sich in Celle:

Ressor tübergreifende Arbeitsorganisation – 
Das Beispiel »Technik und Bau«, Celle

Jens Hanssen

Am 1. Januar 2004 begann die Stadt Celle mit der Umstrukturierung ihrer
Verwaltung. In mehreren Schritten sollen Hierarchieebenen abgebaut und
gleichzeitig fachliche Verantwortungsbereiche soweit wie möglich dezentrali-
siert werden. Alle bisherigen Ämter werden der Reihe nach aufgelöst und zu
größeren Fachbereichen zusammengefasst. Die einschneidenste Veränderung
trifft das bisherige Grünflächenamt und das Tiefbauamt. Die überwiegenden
Teile beider Ämter werden in einem Fachbereich mit dem derzeitigen Arbeit-
stitel »Technik und Bau« neu zu organisieren sein.

Ganz gleich, ob es um die Tätigkeiten Planen, Bauen, Unterhalten oder Be-
treiben geht, wird die zukünftige Struktur des Fachbereiches davon bestimmt
sein, wie die jeweilige Aufgabe mit den vorhandenen Ressourcen fachlich und
wirtschaftlich am besten gelöst werden kann. Die derzeit vorhandenen Abtei-
lungs- und Sachgebietsstrukturen werden nahezu alle aufgelöst und ersetzt
durch interdisziplinär zusammengesetzte Arbeitsgruppen oder Teams. Dieser
Ansatz gilt durchgängig für alle Beschäftigten: Ingenieure, Techniker, Meister,
Tiefbau- und Gartenarbeiter diskutieren zur Zeit, wie die Umsetzung möglichst
reibungslos erfolgen kann. Dabei wird es vor allem darauf ankommen, liebge-
wordene alte betriebliche Aufgabenzuordnungen zu überwinden und mit der
neuen Struktur deutlich werden zu lassen, dass bei allen Tätigkeiten im Stadt-
gebiet die Verantwortung für betriebliche Dienstleistungen klar definiert ist.
Ein wichtiges Ziel ist es deswegen, in der Fläche oder am zu betreuenden Ob-
jekt nicht mehr eine Fachkolonne der anderen folgen zu lassen, sondern eine
fachlich umfassende Dienstleistung von nur noch einer Arbeitsgruppe erbrin-
gen zu lassen: z.B. Reinigung der Straße, Pflege des Verkehrsgrüns, Ausbesse-
rungsarbeiten am Bürgersteig aus einer Hand! Damit wird auch für die Bürger
vor Ort klar, wer ihr Ansprechpartner ist. Das Gerangel um Zuständigkeiten 

101



Die bisweilen hohe Anzahl an empfangsberechtigten Weisungsbefugten innerhalb

der Strukturen eines Dienstleisters führt oft dazu, dass gleiche Aufträge an unter-

schiedlichen Stellen in unterschiedlichen Prozessen und mit unterschiedlichen Pri-

oritäten bearbeitet werden.

Obgleich ein umfassendes Prozessmanagement in den untersuchten Kommu-

nen nicht angetroffen wurde, sind doch erste Schritte zur Prozessorientierung er-

kennbar. Ein Beispiel zum Aufbau von Prozesswissen liefert das Dortmunder System-

haus mit seinem Zertifizierungsverfahren (vgl. Kapitel 3.1.). Ein weiteres Beispiel für

die Verbesserung der Information und das Zusammenwirken in funktional-über-

greifenden Teams bietet der Eigenbetrieb Grün und Gruga Essen.

Optimierung durch Bündelung? 
Das Beispiel Grün und Gruga Essen

Robert Kösling

Entgegen den Tendenzen der Trennung von Grünplanung und Grünunter-
haltung hat sich die Stadt Essen für eine dezentralisierte Bündelung von Pla-
nung, Bauleitung, Pflege und Unterhaltung in drei Grünbetrieben entschieden.
Die Grünbetriebe, gleichzeitig auch Betriebshöfe, decken jeweils drei Stadttei-
le mit 150.000- 200.000 Einwohnern ab. Ausgestattet mit einer ei-genen Res-
sourcenhoheit bei Personal- und Vergabemitteln gehen in den Betrieben Ob-
jekt- und Arbeitsplanung Hand in Hand. Die bisher zentral organisierte Planung
wurde im September 2001 auf die Betriebe verteilt. Zielsetzung ist die gegen-
seitige Information zwischen Planung und Pflege bzw. Unterhaltung unter Aus-
bildung eines Teamgedankens. Gleichzeitig soll durch die Dezentralität eine
verstärkte Nutzer- und Kundennähe erreicht und der direkte Kontakt zu den
Bezirksvertretungen möglich werden.

oder das Verschieben der Verantwortung auf eine jeweils andere Organi-
sationseinheit soll der Vergangenheit angehören.

Wenn dieses Konzept erfolgreich umgesetzt wird, erhöht sich die Produk-
tivität und die betriebswirtschaftliche Effizienz der betrieblichen Einheiten.
Damit kann auch den verbreiteten Vergabe- oder Privatisierungsforderungen
entgegengesteuert werden. Wenn bis Ende des Jahres 2006 dem Fachbereich
dann auch noch wie geplant die liegenschaftlichen und gebäudewirtschaftli-
chen Aufgabenbereiche zugeordnet sind, findet diese konzeptionelle Neuori-
entierung ihren sinnvollen Abschluss.
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Perspektiven

Prozessmanagement lebt hauptsächlich von den Wechselwirkungen zwischen

Prozesswissen und Prozessgestaltung sowie zwischen Prozessgestaltung und Pro-

zess- bzw. Produktzielen. Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf einem zielorientier-

ten Ressourceneinsatz.

Der Aufbau von Prozesswissen kann über die Identifizierung der Schlüssel-

prozesse kritischer Erfolgsfaktoren, wie Pünktlichkeit, Servicequalität, Preis oder

Produktqualität, erfolgen. »Leitfrage ist, wie die Produkte in den (internen) Markt

eingebracht werden und bei den Kunden ankommen. Zusammengenommen spre-

chen wir von der Dienstleistungspositionierung des internen Dienstleisters bei

den Kunden bzw. am Markt. (....) Für die Steuerung ist es wichtig, sich auf die so-

genannten kritischen Erfolgsfaktoren zu konzentrieren. Dies sind jene Punkte, die

unverzichtbar sind, damit die Leistungsstrategie erfolgreich umgesetzt und die

angestrebte Marktpositionierung gesichert oder erreicht werden kann« (KGSt

2002, 61). Für diese Punkte existiert kein generelles »Standard-Set«. Die betriebli-

che Steuerung kann sich zur Identifizierung der Prozesse verschiedener Instru-

mente bedienen, wie z.B. der ABC- oder der Portfolio-Analyse (vgl. u.a. KGSt 1998a),

die eine Auswahl nach Wichtigkeit der Prozesse und Größe des Verbesserungs-

potentials vornehmen. Zur Übersetzung der strategischen Ziele in ausformulier-

te und quantifizierte Ziele und Kennzahlen kann das Instrument der »Balanced-

Score-Card« (vgl. u.a. Zimmermann 2003, 59f.) genutzt werden. Diese kann eine

Mittlerfunktion zwischen den strategischen (oft mittel- oder langfristigen) Zielen

und den operativen (oft kurzfristigen) Maßnahmen einnehmen. Neben der Kun-

denperspektive können so auch Entwicklungs- und Prozessperspektiven integriert

werden.

Zielgegenstand ist zunächst die Objektplanung und –bewirtschaftung,so z.B.
im Bereich Spielplätze.Durch die räumliche Nähe von Planung und Unterhaltung,
die wöchentlichen Besprechungen,den deckungsgleichen Gebietszuschnitt und
die dezentrale Arbeitsorganisation konnten schon positive Rückkoppelungsef-
fekte für die Bereiche Planung und Unterhaltung verzeichnet werden.Ein Beispiel
sind Empfehlungen aus der Pflegepraxis,die in der Planung (z.B.in der Anordnung
von Gehölzgruppen im Zusammenspiel mit Rasen(mäh-)flächen) umgesetzt wer-
den können und eine effizientere Unterhaltungsleistung ermöglichen.

Die Resonanz aus Reihen der Politik und der Bevölkerung ist jetzt schon
positiv, wenngleich den Lerneffekten noch einige Jahre zur Entfaltung zuge-
standen werden sollten.
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Die Identifikation der Schlüsselprozesse kann darüber hinaus Auskunft über

strukturelle Kostentreiber geben (z.B. Doppelarbeiten, unnötige Kontrollen). Für

die betriebliche Steuerung ergibt sich ein weiterer Vorteil: Die Unterteilung von

Prozessen in Standardprozesse der typischen Geschäftstätigkeit und Spezial-

prozesse. Diese können durch Bündelung nach Zielkriterien in Prozess-Module

gefasst werden.

Als Ausblick bleibt festzustellen, dass die Prozessorientierung interner Dienst-

leister in Zukunft nicht mehr um eine Bewertung nach Wertschöpfungskriterien

herumkommen wird. Nach Bauers (Bauer, et al. 2001) prozessorientierter Wert-

schöpfungskette werden noch drei Hauptprozesse zusammen mit Kernfunktionen

und Supportfunktionen bestehen bleiben:

der Innovationsprozess,

der betriebliche Leistungsprozess

und der Kundenprozess.

Die Supportfunktionen, wie z.B. IT, Controlling, Recht oder Facility-Management sind

dabei prozessübergreifend angelegt. Interne Dienstleister werden ihre Wettbe-

werbsfähigkeit als Bestandteil der Supportfunktionen im gesamtkommunalen Leis-

tungsprozess unter Beweis stellen müssen. Dies bedingt nicht nur eine Orientierung

an der Kundennachfrage, sondern eine direkte Orientierung an den Prozessen beim

Kunden. So sollte die Pflege des Schulgrüns durch den Dienstleister etwa auf die

Zeiten des Schulbetriebs abgestimmt sein.

4 . 2 . 3 . Z u s a m m e n f a s s u n g

In deutschen Kommunen sind erste Ansätze für eine Prozessorientierung zu er-

kennen. Ein umfassendes Prozessmanagement ist in den untersuchten Dienst-

leistungsbereichen bisher nicht verwirklicht worden. Häufig weisen die operati-

ven und strategischen Zielvorgaben der betrieblichen Steuerung noch hohe

Diskrepanzen auf. Ein zufrieden stellendes Gleichgewicht zwischen den funktio-

nalen Strukturen und einer ausreichenden Prozessorientierung konnte noch nicht

hergestellt werden. Prozessorientierte Ansätze im Rahmen von Reformbestre-

bungen werden oft in Projektform aufgesetzt, haben aber häufig keinen nach-

haltigen Einfluss auf die Strukturen. In der Etablierung eines Prozessmanage-

ments liegen hohe Optimierungspotenziale hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit

interner Dienstleister. Als Gemeinschaftsaufgabe wird dies jedoch bisher nur sel-

ten begriffen.
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4 . 3 . O P T I M I E R U N G  V O N  KO S T E N S T R U K T U R E N

Christoph Andersen

Die bisherige Verwaltungsmodernisierung deutscher Kommunen versuchte mit

der Etablierung eines neuen Finanzmanagements die Nachteile des tradierten

Haushalts- und Rechnungswesens zu überwinden. Gerade hier bestehen in

Deutschland erhebliche Defizite, weil die Kommunen und ihre Betriebe traditio-

nell ein kameralistisches Haus- und Rechnungswesen verwenden (vgl. Beyer und

Plaß 2001; Budäus 2000; Lüder 2001). Derzeit finden vielerorts verschiedene Maß-

nahmen zur Modernisierung des tradierten Haushalts- und Rechnungswesens

statt. Zu nennen sind vor allem die Budgetierung und Produktorientierung des

Haushalts, die Einführung einer Verwaltungskostenrechnung in Ergänzung zur Ka-

meralistik, die Erweiterung des Anwendungsgebietes des kaufmännischen Rech-

nungswesens durch Ausgliederung von Verwaltungseinheiten (z.B. Eigenbetrieb,

GmbH) sowie die sich unter dem Label des Neuen Öffentlichen Rechnungswe-

sens (NÖRW) vollziehende vollständige Ablösung der Kameralistik durch ein dem

kaufmännischen Rechnungswesen angenähertes, ressourcenorientiertes Rech-

nungswesen (vgl. Bals 1998).

Interne Dienstleister müssen ihren Kunden heute klar definierte Produkte und

Dienstleistungen zu angemessenen Preisen anbieten können. Dafür müssen Dienst-

leistungsproduzenten ihre eigenen Kostenstrukturen kennen und für die erstell-

ten Dienstleistungen Preise kalkulieren können (vgl. KGSt 2002). Die Wettbe-

werbsfähigkeit interner Dienstleister erfordert also zwingend die Einführung einer

Kostenrechnung und die Bepreisung der produzierten Dienstleistungen (vgl. An-

dersen und Reichard 2003; KGSt 2002; Wegener 2003a). Darüber hinaus müssen

Dienstleister über ein bestimmtes Maß an Ressourcenautonomie verfügen, um

wettbewerbsfähige Strukturen schaffen zu können (vgl. Bals 1998, 2000a, 2000b;

KGSt 1991). Sie müssen ihre Kostenstrukturen nicht nur kennen, sondern auch

über die Möglichkeiten verfügen, diese durch Optimierungsschritte zu beein-

flussen. Die Beeinflussbarkeit der eigenen Kostenstrukturen ist Vorrausetzung für

eine wettbewerbsfähige Preiskalkulation. Hierfür stellt die Betriebswirtschafts-

lehre verschiedene Kostenrechnungssysteme und Preisbildungsverfahren zur Ver-

fügung, z.B. die Ist- und Plankostenrechnung oder die Voll- und Teilkostenrech-

nung (vgl. Coenenberg 2003; Horváth 2002; Plinke 2002; Reichard 1987; Schweitzer

und Küpper 1998; Witten 2000).
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4 . 3 . 1 . A u t o n o m i e  ü b e r  R e s s o u r c e n  

Die Fähigkeit dezentraler Facheinheiten, weitgehend autonom über die Verwen-

dung von Ressourcen zu entscheiden, ist eine Vorbedingung für die Wettbewerbs-

fähigkeit interner Dienstleistungsproduzenten. Dies wird im Zuge der Modernisie-

rungsbestrebungen der letzten Jahre mit verschiedenen Budgetierungsverfahren

verfolgt (vgl. Bals 2000a, 2000b; KGSt 1993a). Budgetierung bezeichnet im neuen Fi-

nanzmanagement das Verfahren der Haushaltsplanaufstellung und -bewirtschaf-

tung.Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes werden den Fachbereichen und Dienst-

leistern im Rahmen des insgesamt für das Planjahr erwarteten Ressourcen-

aufkommens Budgets vorgegeben, innerhalb derer sie selbständig ihre Einzelansätze

und das Leistungsprogramm festlegen können. Bei der Bewirtschaftung der Bud-

gets und der Erstellung von Leistungen wird den Dienstleistern eine möglichst um-

fassende Autonomie und Autarkie eingeräumt (vgl. Bals 1998). Zur Veranschauli-

chung dient ein Blick nach Dortmund:

Ressourcenmanagement in Dor tmund

Christoph Andersen

Die Stadt Dortmund hat frühzeitig ihre Reformbemühungen auf die kon-
zeptionelle Entwicklung eines Produktkataloges als Basis für eine Kosten- und
Leistungsrechnung konzentriert und anschließend mit der schrittweisen Um-
setzung in den Ämtern begonnen. Heute verfügt die Stadt über eine flächen-
deckende Kosten- und Leistungsrechnung, die mit Hilfe des Softwareproduk-
tes SAP/R3 im Echtzeitbetrieb durchgeführt wird.

In der gesamten Stadtverwaltung wurde eine dezentrale Ressourcenver-
antwortung eingeführt. Den Ämtern werden globale Budgets zugeteilt, die
ihnen Handlungsfreiräume sowohl bei den personellen Ressourcen (z.B. Mit-
arbeitereinsatz, Aus- und Fortbildung, Reisekosten) als auch bei den Sachkos-
ten lassen. Weiterhin wurden einige organisatorische Regelungskompeten-
zen zur Gestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation in die Fachämter
verlagert.

Die Dokumentation der outputorientierten Budgetierung erfolgt über den

Produkthaushalt. Die Outputorientierung wird durch die produktorientierte

Haushaltsgliederung im Zusammenhang mit Zielen und Kennzahlen gewähr-

leistet. Der Produkthaushalt soll ferner im Zuge der Einführung des Neuen Kom-

munalen Finanzmanagements eine Verbindung von Input- und Outputorien-

tierung herstellen sowie Ergebnisse und Wirkungen aufzeigen.
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Die Schaffung von Ressourcenautonomie ist, obgleich sie ein Kernstück des Neuen

Steuerungsmodells darstellt, nur in relativ wenigen deutschen Kommunen voll-

ständig realisiert worden. Die Neuorientierung des Finanzmanagements in Rich-

tung Ressourcenautonomie in den Kommunen hat zu einer Reihe von Problemen

geführt, die den Weg der Umsetzung deutlich geprägt haben. Hier sollen einige Pro-

bleme näher diskutiert werden, die bei der Schaffung von Ressourcenautonomie

aufgetreten sind:

Bemessung der Einzelbudgets und Vorabdotierungen,

Umsetzungen globaler Kürzungen,

Anreizmechanismen,

Übertragbarkeit von Mehr- und Minderergebnissen und

Parallelität von Kameralistik und neuem Rechnungswesen (vgl. Frischmuth 1999;

Schwarting 1999; Wegener 2003a).

An diesen Punkten zeigt sich, ob es eine Kommune mit der Schaffung von Res-

sourcenautonomie ernst meint oder ob diese nur auf dem Papier existiert, aber in

der Realität keine Rolle spielt.

Bemessung der Einzelbudgets und Vorabdotierungen

In der traditionellen Haushaltsplanung orientiert sich die Budgetaufstellung an

Werten der Vergangenheit, d.h. die Planung des Haushaltes basiert im Wesentlichen

auf Vorjahresdaten. Eine analytische Bedarfsermittlung ist auf Grund des damit ver-

bundenen Aufwandes in der Praxis kaum durchzuhalten. Vor diesem Hintergrund

wird gefordert, für die Budgetaufstellung die zur Verfügung stehende Finanzmas-

se abzuschätzen. Hierbei ergibt sich mit den Vorabdotierungen – jenen »Ausgaben,

die als nicht beeinflussbar gelten« (Schwarting 1999, 127) – eines der zentralen Pro-

bleme für die Steuerungswirkung der Budgetierung, da einerseits bestimmte Aus-

gaben aus der Budgetierung herausgenommen werden müssen und andererseits

jede Vorabdotierung die Flexibilität des Gesamtbudgets mindert. Die Verwaltungs-

Dortmund arbeitet aktuell gemeinsam mit den Städten und Gemeinden Brühl,
Düsseldorf, Hiddenhausen, Moers, Münster und dem Kreis Gütersloh im
Modellprojekt des Landes NRW an dem Konzept für ein Neues Kommunales
Finanzmanagement (NKF). Das NKF hat die Einführung eines doppischen
Kommunalhaushaltes und eines neuen Führungsinformationssystems zum Ziel
und wird in drei Wellen bis zum 01.01.2005 eingeführt. Damit soll das Verhältnis
von dezentraler Ergebnisverantwortung und gesamtstädtischer Steuerung auf
eine neue Grundlage gestellt werden.
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führung wird eher bemüht sein, möglichst wenige Vorabdotierung vorzunehmen.

Dagegen werden besonders Fachbereiche und Dienstleister mit einer hohen Anzahl

an Pflichtaufgaben versuchen, ihre Kosten möglichst weitgehend in die Vorabdotie-

rungen einzubeziehen, was die Bestimmung der richtigen Höhe der Vorabdotierun-

gen zu einem der wesentlichen Konflikte zwischen den beteiligten Akteuren macht.

Da es keinen abschließenden Katalog für die Höhe einer Vorabdotierung gibt,

sollten sich die Akteure vor Ort bemühen, in einem gemeinsamen Prozess die Aus-

gaben zu identifizieren, die unbedingt einbezogen werden sollten. Dieser Prozess

wird den örtlichen Gegebenheiten und Anforderungen gerecht und sichert die Ak-

zeptanz dieser Maßnahme. Die Festlegung der Vorabdotierungen sollte jedoch

immer restriktiv erfolgen, um ausreichend Steuerungspotential freizusetzen

Besondere Probleme ergeben sich im Bereich der Personalkosten. Die Perso-

nalgrundkosten sind mittelfristig und in Grenzen zu beeinflussen, insofern sollte

dieser Bereich nicht zwingend vorabdotiert werden. Anders sieht es dagegen bei

Pensionszahlungen, Beihilfen etc. aus, hier könnte eine Vorabdotierung vorgenom-

men werden, um nicht zu beeinflussende Mehrbelastungen im Einzelbudget auf-

zufangen. Im Bereich Ausbildungsvergütungen könnte der Verzicht auf eine Vor-

abdotierung zu einem Rückgang der Auszubildenden führen und so womöglich

politische Zielkonflikte verursachen. Bei einer Zurechnung zum Einzelbudget soll-

ten die Kosten vorabdotiert werden. Besser ist jedoch, diese Kosten aus den Einzel-

budgets herauszunehmen, da Ausbildung eine Gesamtaufgabe der Stadtverwal-

tung ist. Vielerorts ist zu beobachten, dass auf Grund von Zurechnungsproblemen

Personalressourcen nur sehr begrenzt dezentralisiert wurden.

Kosten politischer Führung, auch Kosten der Demokratie genannt, entstehen

durch die administrative Leitung sowie durch die Interessenvertretungen einer Kom-

mune:

Oberbürgermeister,

Beigeordnete,

Stadtverordnetenversammlung,

Personalrat,

Gleichstellungsbeauftragte und

Vertrauensmann der Schwerbehinderten.

Da diese Kosten auf Grund gesetzlich festgelegter Strukturen entstehen, sollten sie

vorabdotiert oder aus den Einzelbudgets herausgenommen werden.

Vertragskosten entstehen durch Zahlungsverpflichtungen aus bestehenden Ver-

trägen (z.B. Schuldendienst). Diese sollten auf Grund der mangelnden Beeinfluss-

barkeit vorabdotiert werden.
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Unterhaltungskosten dienen dazu, die kommunale Infrastruktur zu erhalten.

Eine vollständige Budgetierung dieses Bereiches könnte zu einer Vernachlässigung

der Aufgaben und zu hohen Folgekosten führen. Den Fachbereichen sollte hier ein

Mindestunterhaltungsaufwand vorabdotiert werden. Da eine Zweckbindung von

Ausgaben rechtlich bedenklich ist, sollten hier interne Produkte (Instandhaltung)

definiert und vorabdotiert werden.

Umsetzung globaler Kürzungen

Auf Fehlbeträgen und Mehrbelastungen beruhende globale Kürzungen kön-

nen Probleme bei der Budgetaufstellung verursachen. Vielerorts werden aus po-

litischen Gründen erforderliche Einschnitte gleichmäßig auf Fachbereiche und

Dienstleister verteilt, womit unabhängig von Effizienzkriterien und ohne Über-

prüfung der Leistungstiefe gekürzt wird. Die Leitidee des Neuen Steuerungsmo-

dells, die Einführung einer »dezentralen, wettbewerbsbetonten Anreizsteuerung«

(Reichard und Wollmann 1996, 51), kommt dabei zu kurz. Bei der Umsetzung glo-

baler Kürzungen finden sich kaum differenzierte, auf Anreizmechanismen auf-

bauende Verfahren, die effizient arbeitenden Fachbereichen und Dienstleistern

die geringsten Kürzungen zuweisen.

Anreizmechanismen

Die Schaffung von Ressourcenautonomie dient im Wesentlichen der Etablie-

rung von Anreizmechanismen mittels flexibler Budgetbewirtschaftung und des Ver-

bleibs von Einsparungen im Budget. Für die Feststellung von Einsparungen sollte

das Budget jedoch immer einer gründlichen Analyse unterzogen werden, da nur

auf Managementleistungen zurückzuführende Budgetverbesserungen zu berück-

sichtigen sind. Folgende Leitlinie für den Umgang mit Managementeinsparun-

gen/mehrausgaben werden vorgeschlagen:

Managementbedingte Mehreinnahmen oder Minderausgaben verbleiben zu

einem bestimmten Prozentsatz im Einzelbudget.

Managementbedingte Mindereinnahmen oder Mehrausgaben müssen im

eigenen Budget erwirtschaftet werden.

Nicht managementbedingte Mehreinnahmen/ Minderausgaben fließen dem

Sonderbudget Finanzwirtschaft zu.

Nicht managementbedingte Mindereinnahmen und Mehrausgaben gehen zu

Lasten des Gesamtbudgets (vgl. KGSt 1993a; Frischmuth 1999; Schwarting 1999).

Trotz der Modernisierungsbestrebungen der letzten Jahre haben nur wenige deut-

sche Kommunen vollständige Ressourcenautonomie erreicht. Dennoch muss dies
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in Zukunft konsequent ausgebaut werden, da Wettbewerb die vollständige Refi-

nanzierung interner Dienstleistungsproduzenten über Aufträge erfordert.

4 . 3 . 2 . I n t e r n e  P r e i s b i l d u n g  

Eine weitere Gestaltungsaufgabe im Rahmen der Finanzbeziehungen bezieht sich

darauf,wie der Dienstleister die Preise für seine Leistungen kalkuliert und wie er somit

von der Kommune bezahlt wird. Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister er-

fordert die Einführung einer Kostenrechnung und die Preisbildung der produzierten

Dienstleistungen (vgl.Andersen und Reichard 2003;KGSt 2002;Wegener 2003a).Ohne

Kostenrechnung und Preisbildung ist Wettbewerbsfähigkeit nicht denkbar.

Grundsätzlich können verschiedene Formen der Preiskalkulation unterschieden

werden,wobei diese jeweils unterschiedliche Vor- und Nachteile für Auftraggeber und

Auftragnehmer haben.Die Vor- und Nachteile sind abhängig von der Zielsetzung,die

mit dem jeweiligen Verfahren verfolgt wird.Folgende Zielsetzungen können verfolgt

werden (vgl. Horváth 2002; Kargl 1999; KGSt 1998c; Wiersbinski und Rabe 1998):

Erhöhung des Kostenbewusstseins für die Inanspruchnahme der internen

Dienstleistung;

Transparenz von Kosten und Leistungen der internen Dienstleistung;

Steuerung der Produktion des Dienstleisters durch das Nachfrageverhalten der

Nutzer;

Inanspruchnahme interner Dienstleister unter Wirtschaftlichkeitsaspekten;

Die Inanspruchnahme von bepreisten Leistungen führt zu einer Stärkung des

Wettbewerbs.

In den Kommunen kann eine Vielzahl unterschiedlicher Ausprägungen beobach-

tet werden. Um die verschiedenen in der Praxis beobachtbaren Varianten systema-

tisch zu erfassen, bietet sich eine Unterscheidung in Kostenumlage und Verrech-

nungspreise an (vgl. Horváth 2002; KGSt 1998c).

Kostenumlage

Die Umlage der Kosten des Servicedienstleisters an die Nutzer von internen

Dienstleistungen ist die einfachste, aber auch undifferenzierteste Verrechnungsme-

thode. Die in einer Abrechnungsperiode angefallenen Kosten von internen Dienst-

leistungen werden mit Hilfe von Verteilungsschlüsseln möglichst verursachungsge-

recht auf die Nutzer verteilt.Die Kostenumlage ist lediglich eine Kostenverteilung im

Rahmen der traditionellen Kostenstellenrechnung. Der Dienstleister (z.B. Hauptamt,

Regiebetrieb) der Kommunalverwaltung wird als Vor- oder Hilfskostenstelle ange-
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sehen. Die Verrechnung bzw. Umlage von sekundären Kosten entspricht im We-

sentlichen der Umlage der Kosten der Vorkostenstellen auf die Endkostenstellen: Die

primären Kosten der internen Dienstleistung (Vorkostenstelle) werden innerhalb der

Umlage zu den sekundären Kosten der Fachabteilungen (Endkostenstellen).

Die Kostenumlage hat zwar den Vorteil der Einfachheit. Die Methode hat jedoch

gravierende Nachteile. So kann mit der Kostenumlage das Nutzerverhalten hin-

sichtlich der Inanspruchnahme von Leistungen nicht wirksam beeinflusst werden.

Die Einführung einer Kostenumlage kann die bei Nutzern von Serviceleistungen

verbreitete Grundhaltung, interne Dienstleistungen seien für die Benutzer frei und

in beliebiger Menge erhältlich (Serviceleistungen als freies Gut), nicht beseitigen,

da die Kostenumlage als nicht beeinflussbar empfunden wird (vgl. Horváth 2002).

Der pauschale Charakter der Kostenumlage schränkt das Potential zur Steuerung

der Wirtschaftlichkeit von internen Dienstleistungen entscheidend ein. Kommunen,

die mit Kostenumlagen experimentiert haben, berichten darüber hinaus von de-

motivierenden Effekten bei den Mitarbeitern, weil diese die bei ihnen anfallenden

Kosten nicht selbst steuern könnten. Aus diesem Grund ist die Kostenumlage be-

stenfalls als Zwischenlösung im Modernisierungsprozess anzusehen. Langfristig soll-

te aber auf diese Methode verzichtet und eine verhaltensrelevante Verrechnung

durchgeführt werden.

Verrechnungspreise

Neben der beschriebenen Kostenumlage kann die Leistungsverrechnung auch

mit Hilfe von Verrechnungspreisen vorgenommen werden. Als Verrechnungspreise

kommen Kostenpreise, Verhandlungspreise und Marktpreise in Betracht. Bei der Ver-

wendung der Preisbildungsverfahren zeigt sich bei Dienstleistern ein sehr unter-

schiedlicher Stand.

Verrechnung mit Kostenpreisen

Bei der Verrechnung mit Kostenpreisen wird beim Dienstleister eine klassische

Kostenträgerrechnung durchgeführt, indem zunächst Kostenträger (z.B. Produkte,

Projekte) definiert und die in der Kostenstellenrechnung angefallenen Kosten ansch-

ließend auf die Kostenträger verrechnet werden. Bei der Verrechnung werden als

Kalkulationsverfahren die Divisionskalkulation oder die Zuschlagskalkulation ver-

wendet. Im Ergebnis entsteht ein Verrechnungspreis auf Vollkostenbasis. Die meis-

ten Kommunen, die neue Managementkonzepte wie Kostenrechnung und Res-

sourcenautonomie anwenden, gehen über die Kostenrechnung hinaus und koppeln

die Verwendung von Kostenpreisen mit der Trennung von Auftraggeber und Auf-
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tragnehmer. Die aus der Entkopplung resultierenden Leistungsbeziehungen wer-

den durch Kontrakte konkretisiert und fixiert. Die Preise für solche Dienstleistungs-

kontrakte bilden dann die ermittelten Kostenpreise. Diese werden den Kunden dann

in Rechnung gestellt und haushaltswirksam verbucht.Allerdings ist eine Verbuchung

in den Fachbereichsbudgets auf Grund unterschiedlich weit gehender Umsetzung

von Ressourcenautonomie noch nicht überall erreicht worden.

Kostenpreise sind transparenter und verhaltenswirksamer als pauschale Umla-

gen, da sie aus einer Mengen- und einer Stückpreis-Komponente bestehen. Aller-

dings wird die Kostenerfassung vielerorts noch auf die Personal- und Sachkosten

beschränkt. Kalkulatorische Kosten und andere Gemeinkosten (z.B. politische

Führung, Kosten der Demokratie) werden bisher oft nur teilweise oder noch gar

nicht angesetzt. Vereinzelt dienen Kostenpreise auch dazu, die Wirtschaftlichkeit

des Dienstleisters bei Fragestellungen des Outsourcings interner Dienstleistungen

beurteilen zu können. Da aber nicht alle Kosten erfasst werden, vor allem nicht die

so genannten »go-away-costs« (vgl. hierzu Kap. 3.1.), sind auch diese Berechnungen

unzureichend. Insgesamt zeigt sich bei den Kommunen sehr deutlich, dass Kosten-

preise bei Kontrahierungszwang eine geringe Lenkungswirkung haben und somit

für Steuerungszwecke wenig geeignet sind. Da sämtliche Kosten auf den Nutzer be-

rechnet werden können, entsteht kein Anreiz, die Prozesse der Leistungserstellung

wirtschaftlich zu gestalten. Daher bieten sich für die Nutzer der internen Dienstleis-

tung keine oder wenige Möglichkeiten, die Produktion des Dienstleisters durch ihr

Nachfrageverhalten zu steuern.

Verrechnung mit Verhandlungspreisen und Marktpreisen

Vereinzelt kann in den Kommunen als Alternative zu Kostenpreisen die Eta-

blierung eines neuen Preis- und Produktmanagements beobachtet werden. Damit

soll den Nutzern die Möglichkeit eingeräumt werden, die Ausgestaltung von Pro-

dukten und deren Preise zu beeinflussen.
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Abbildung 10: Varianten der Preisbildung 

Eigene Darstellung

Legende:
–   = keine Wirkung, 0 = geringe Wirkung,
+  = hohe Wirkung, ++ = sehr hohe Wirkung

Dazu werden die Preise und Produktinhalte für die Kontrakte zwischen Auftraggeber

und Auftragnehmer ausgehandelt.Treten Veränderungen auf,z.B.in der Menge oder im

Inhalt der Dienstleistung,wird zwischen den Beteiligten neu verhandelt.Durch die Ver-

handlung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer entsteht ein Verhandlungspreis11

für die Inanspruchnahme von internen Leistungen. Liegt der interne Dienstleister mit

seinen internen Vollkosten über dem Verhandlungspreis, muss er zwangsläufig seine

internen Prozesse optimieren und versuchen, seine eigenen Kosten zu senken.

Neben der Aushandlung eines Verhandlungspreises ist auch die Verwendung von

Marktpreisen möglich. Mit dem Marktpreis wird ermittelt, was externe Dienstlei-

stungsanbieter für die Lieferung von Dienstleistungen berechnen würden.Da der in-

terne Dienstleister hierbei nur den Marktpreis verrechnen kann, bedeutet dies eine

Stärkung des Wettbewerbsgedanken durch die Möglichkeit des Vergleichs mit ex-

ternen Anbietern (vgl. KGSt 1998c). Für die Ermittlung der Marktpreise wird seit eini-

ger Zeit die Durchführung von Markttests empfohlen (vgl.Wegener 2003a).

Die Vermarktlichung der internen Dienstleistungsproduktion setzt viele klas-

sische Servicedienstleister massiv unter Druck.Viele Dienstleistungsproduzenten
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verstärken mit Hilfe der Kostenrechnung ihre Bemühungen, ihre Dienstleistun-

gen zu bepreisen und die ermittelten Produktkosten den Fachbereichen in Rech-

nung zu stellen. Bei den untersuchten Kommunen zeigt sich eine deutliche Prä-

ferenz für die Verwendung von Kostenpreisen, die in der Regel gekoppelt sind an

ein auf einer Auftraggeber-Auftragnehmer-Trennung basierendes Kontrakt- oder

Vertragsmanagement.Verhandlungs- und Marktpreise finden bislang jedoch kaum

Beachtung. Problematisch gestaltet sich die Loslösung der auf der Kostenrech-

nung basierenden Leistungsverrechnung vom weiterhin kameralen Haushalt. So

findet die Verrechnung in separaten Systemen (z.B. Excel- oder Access-Daten-

banken) statt und bleibt haushaltsunwirksam auf dem Papier stehen. Verschärft

wird die Situation dort, wo noch keine vollständige Ressourcenautonomie der

Fachbereiche vorliegt, weil Serviceleistungen nach wie vor über zentrale Haus-

haltsstellen finanziert werden. Es werden dann zwar Produktkosten ermittelt, aber

die internen Kunden werden nicht belastet. Interne Serviceleistungen bleiben so

weiterhin freie Güter für die konsumierenden Fachbereiche.

Vereinzelt werden die Preiskalkulationen der internen Dienstleister dazu benutzt,

den Preis zwischen internem Kunden und Produzenten auszuhandeln. Die geringe

Zahl der Fälle könnte darin begründet liegen, dass die internen Kunden bisher nur

über unzureichende Auftraggeber-Kompetenzen verfügen,die es ihnen ermöglichen,

dem Dienstleister gegenüber eigene Kostenvorstellungen durchzusetzen.Ebenso feh-

len ihnen die Fähigkeiten zur eigenständigen Preisermittlung, zur Überprüfung der

internen Gebotshöhe des Dienstleisters oder zur Leistungsspezifikation. Stattdessen

werden entweder bürokratische Steuerungsverfahren weiterverwendet oder »Aus-

weichstrategien« beobachtet, um so den internen Dienstleister zur Reduzierung sei-

ner Preise zu zwingen. So wird die Überprüfung der Gebotshöhe in der Regel dem

örtlichen Rechnungsprüfungsamt überlassen;von der Verwaltungsführung eine pau-

schale Kürzungsvorgabe gemacht,oder das beliebte Argument der Privatisierung der

Leistungsproduktion in den Raum gestellt.

Auch Marktpreise werden in den untersuchten Kommunen nur dort sehr spo-

radisch genutzt, wo ein Markttest für ausgewählte Dienstleister einfach durchführ-

bar ist, etwa bei Beratungsleistungen oder Anwaltshonoraren. Eine gezielte Aus-

richtung interner Dienstleister an Marktpreisen mittels Markttests wurde nicht

beobachtet. Die Kommunen experimentieren nur sehr vereinzelt und zögerlich mit

diesem neuen Instrument, was auch in den Restriktionen des deutschen Vergabe-

rechtes begründet liegen mag.
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4 . 3 . 3 . Ve r g l e i c h  d e r  e i g e n e n  K o s t e n s t r u k t u r e n  

m i t  k o n k u r r i e r e n d e n  A n b i e t e r n

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister hängt davon ab, dass die mit den

strategischen Zielen verbundenen Kostenentwicklungen mit der daraus resultie-

renden Preispolitik vereinbar sind, so dass insbesondere die geplanten Absatzziele

realisiert werden können (vgl.Wegener 2003a). Die Kostenrechnung ist zwar Grund-

lage für die Preisbildung, kann aber kaum Informationen zu strategischen Fragen

Markttests und Preisvergleiche in Hameln

Stephan Selle

In der kommunalen Druckerei Hameln wird im Zuge eines als Modell ein-
geführten Kontraktmanagements das Instrument des kontinuierlichen Preis-
vergleichs mit privaten, am Hamelner Druckmarkt agierenden Anbietern ge-
nutzt. Mit Hilfe der Marktpreisvergleiche, die regelmäßig ca. alle sechs Monate
durchgeführt werden, sollen eigene Preise gebildet werden. Die Marktpreise
bilden dabei eine Orientierungshilfe, um konkurrenzfähige Bereiche der kom-
munalen Druckerei zu identifizieren. In Folge der Kenntnis solcher Preise kann
eine Konzentration auf Leistungsbereiche, in denen die Kompetenz des öf-
fentlichen Anbieters gleichwertig oder höherwertiger als die privater Anbieter
ist,erfolgen.So werden teure Leistungen wie zum Beispiel Farbkopien,bei denen
Maschinenkapazitäten nicht ausgelastet werden können, nicht selbst erstellt,
sondern fremdbezogen. Im Bereich der Schwarz/Weiß-Kopien ist die Drucke-
rei in Hameln dagegen in der Lage, qualitativ und preislich gleichwertige Leis-
tungen zu erbringen. So können den Abnehmern, in Hameln überwiegend die
Fachbereiche der Verwaltung sowie öffentliche Einrichtungen wie Schulen oder
Museen, festgelegte und vorher kalkulierte Preise angegeben werden. Diese
Preisvergleiche sind Inhalt des Kontrakts, der zwischen der Verwaltungsführung
und der Serviceeinheit geschlossen wird. Als Ziel dieser internen Preisbestim-
mungen soll das Wirtschaftlichkeitsdenken der Abnehmer erhöht werden und
Kostentransparenz für die Serviceleistungen erreicht werden. Dieses Ziel ent-
faltet auch zunehmend seine Wirkung. Allerdings muss die Funktion der inter-
nen Preisbildung über Marktpreisvergleiche beobachtet werden, weil Preisab-
fragen von privaten Anbietern für Druckleistungen ohne Erreichen eines
Abschlusses auf Dauer zu Abgaben von unrealistischen Preisen führen oder
ganz ausbleiben könnten.
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Gleich

Teurer Konkurrent 3 Konkurrent 1

Konkurrent 2

Leistungsposition Schlechter Gleich Besser

Preisposition

der Produktvielfalt, der Flexibilität und der Kundenorientierung liefern (vgl. Horváth

2002). Angesichts des steigenden Kostendrucks, dem interne Dienstleister ausge-

setzt sind, muss die operative Kostenrechnung um ein strategisches Kosten-

management angereichert werden (vgl. Coenenberg 2003; Horváth 2002), das die

gezielte Verwendung der aus der Kosten- und Leistungsrechnung gewonnenen In-

formationen für betriebliche Entscheidungen ermöglicht.

Ein wichtiges Kostenmanagement-Instrument ist in diesem Zusammenhang

das Target-Costing, bei dem die eigenen Kosten mit den zulässigen Kosten aus Sicht

des Marktes abgeglichen werden (vgl. Coenenberg 2003).

Der entscheidende Ansatzpunkt für das Kostenmanagement ist demnach der

Vergleich der eigenen Kostenstrukturen mit denen konkurrierender Anbieter, der

Auskunft über die eigenen Kostenstrukturen und deren Änderungspotential geben

soll. Ohne Kostenvergleich gibt es keine Wettbewerbsfähigkeit. Für den Vergleich

werden entweder die eigenen Kostenpreise mit den Marktpreisen von (potenziel-

len) Wettbewerbern und/oder im Rahmen von interkommunalen Vergleichen mit

den Kostenpreisen anderer interner Dienstleister verglichen. Die folgende Abbil-

dung verdeutlicht beispielhaft eine relative Preis-Leistungsanalyse (vgl. Kap. 2.2.).

Abbildung 11: Preis-Leistungsposition

In Anlehnung an KGSt 2002, 69.

Die Preisposition verdeutlicht, wie teuer eine Dienstleistung im Vergleich zu ande-

ren Anbietern ist (wie hoch ist der Verrechnungspreis je Stunde für das Produkt IT-

Support?). Dagegen wird aus der Leistungsposition ersichtlich, wie sich aus Kun-

densicht die Leistung im Vergleich darstellt (welche Service-Level werden beim

IT-Support angeboten?).

Das Beispiel aus voranstehender Tabelle kann wie folgt interpretiert werden.

Das eigene Geschäftsfeld des kommunalen Dienstleisters hat keine optimale Preis-

Leistungsposition.Wettbewerber bzw.Vergleichspartner sind entweder bei gleicher

Leistung billiger (Konkurrent 2) oder bei gleichem Preis besser (Konkurrent 1). Die

Marktposition ist deshalb gefährdet und es besteht dringender Handlungsbedarf.
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In diesem Fall sind zwei Marktstrategien möglich, damit der interne Dienstleister

Wettbewerbsvorteile erlangt: Einerseits ist es denkbar, die Kosten und damit die

Preise zu senken, ohne die Leistungsqualität einzuschränken (Option 1). Anderer-

seits kann versucht werden, bessere Leistungen und besseren Service zu gleichen

Kosten und Preisen aufzubauen (Option 2) (vgl. KGSt 2002).

Die gewonnenen Daten bilden die Grundlage für die Identifizierung von Mög-

lichkeiten der Kostenbeeinflussung: die so genannten Kostentreiber innerhalb des

Produktionsprozesses. Anschließend geht es darum, den Prozess der Kostensteue-

rung zu koordinieren. Kostenoptimierung kann nicht auf der Basis der gewonne-

nen Daten verordnet werden. Controlling ist mehr als die Anwendung eines Re-

chenschiebers. Der Controller muss sich hierfür als Moderator und Ratgeber von

produkt- und prozessverantwortlichen Mitarbeitern engagieren (vgl. Horváth 2002).

Nur so können die Kosteninformationen umgesetzt werden in reale Kostenopti-

mierungen und damit in eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Dienst-

leisters. Bei der Optimierung der Kostenstruktur darf der Dienstleister aber nicht ste-

hen bleiben.Er muss die Analyse mit einem Vergleich der Inhalte von Dienstleistungs-

angeboten verbinden, um so das Dienstleistungspaket mit dem aus lokaler Sicht

besten Preis-Leistungsverhältnis zu ermitteln. Ein Beispiel dafür bietet das Vorge-

hen der Stadt Ludwigsburg.

Preisbildung und Preisvergleiche 
in Ludwigsburg

Markus Blocher12

Im Jahr 1998 beschloss der Gemeinderat der Stadt Ludwigsburg die Grün-
dung eines optimierten Regiebetriebs »Technische Dienste Ludwigsburg« (TDL).
Der neue Betrieb umfasst rund 150 Stellen und ein Haushaltsvolumen rund 8
Mio. Euro. Mit Beschlussfassung wurden der neuen Betriebsleitung im Rahmen
einer 5-Jahresfrist folgende Zielsetzungen vorgegeben: Ausgabeneinsparung
in Höhe von 10% des Haushaltsvolumens, Einführung des Auftraggeber/-neh-
mer-Prinzips sowie die Einführung der Kosten- und Leistungsrechnung ein-
schließlich eines Berichtswesens. Im Zuge der Optimierung von Arbeitspro-
zessen wurden daraufhin in zahlreichen Fällen Kostenvergleiche zwischen
Fremd- und Eigenerstellung durchgeführt.

Kostenvergleichsbeispiel 1: Floristik
Mit Gründung der TDL wurde dem Betrieb eine städtische Mitarbeiterin  zu-
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gewiesen, die Floristikleistungen gegenüber städtischen Ämtern und Dezer-
naten erbrachte. Die Kosten der Floristikleistungen wurden daraufhin auf
Vollkostenbasis erfasst und den auftraggebenden Ämtern intern verrechnet.
Es zeigte sich sehr bald, dass die Floristin nicht voll ausgelastet werden konnte.
Hierauf wurde das Beschäftigungsmaß der Mitarbeiterin von 38,5 auf 25
Wochenstunden reduziert. Als besonders problematisch stellte sich heraus, dass
die Floristin nicht mehr auf die Leistungen der städtischen Gärtnerei (z.B.
Pflanzenlieferungen, Vertretung, u.a.) zurückgreifen konnte, da diese im Jahr
1998 aus Kostengründen geschlossen worden war. Die geringe Absatzmenge
innerhalb der Stadtverwaltung (aus rechtlichen Gründen dürfen keine
Leistungen an Externe erbracht werden) ermöglichten der Floristin keine
Rabatteinkäufe. Der Vergleich der Vollkosten der städtischen Floristik mit den
Preisen der Blumenläden (einschl. MwSt) zeigte deutlich, dass trotz Opti-
mierungsbemühungen (z.B.Reduktion des Stundenaufkommens,Verkleinerung
der  Werkstattflächen) der Einkauf von externen Floristikprodukten vorteilhafter
war.Die Eigenerstellung wurde darauf hin zum Ende des Jahres 2001 eingestellt.

Kostenvergleichsbeispiel 2: Stadteigenes Müllentsorgungsfahrzeug
Abweichend vom Anschlusszwang des Landkreises können Gewerbetrei-bende
im Landkreis Ludwigsburg in Einzelfällen Müll selbst oder durch beauftragte
Dritte zu den Abfallentsorgungsanlagen des Landkreises bringen. Die TDL ver-
fügten 1998 über ein Müllentsorgungsfahrzeug, das Selbstentsorgungslei-
stungen für städtischen »hausmüllähnlichen Gewerbeabfall« erbrachte. Die Ko-
stenrechnung auf Vollkostenbasis ergab ein Brutto-Einsparungspotenzial von
rund 100.000 Euro pro Jahr ohne Berücksichtigung der Kosten einer alternati-
ven Müllentsorgung. Die Einsparung ergab sich aus der Nichtwiederbesetzung
der Fahrerstelle und dem Wegfall der Fahrzeugkosten. Zusätzlich konnte der
Beifahrer freigesetzt und anderweitig eingeplant werden.

Es wurde ein Kosten-/Preisvergleich für die Müllentsorgung durchgeführt,
wobei alternativ die Entsorgung durch den Landkreis, Private oder die Fort-
führung durch die Stadtverwaltung erwogen wurde. Im Zuge dieses Kosten-
/Preisvergleichs wurden auch die Arbeitsabläufe optimiert, was zu einer vier-
ten Alternative, der Abfuhr des Mülls durch anderweitige städtische
Nutzfahrzeuge führte.

Im Ergebnis wurde die bisherige Müllentsorgung (bei 33 Objekten) durch
das städtische Müllentsorgungsfahrzeug seitens der TDL aufgegeben. 21 Ob-
jekte wurden durch das städtische Hauptamt bei der öffentlichen Abfallent-
sorgung angemeldet. Weitere 12 Objekte werden seitdem von vorhandenen
städtischen Absetzmuldenfahrzeugen der TDL bedient.Von einer Vergabe von
Leistungen an Private sah das Hauptamt ab, da die vorgelegten Angebote nicht   
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Der Vergleich der eigenen Kostenstrukturen mit anderen Anbietern, beispielsweise

mit Hilfe von Markttests, steht vor verschiedenen Problemen, die zum Teil in recht-

lichen Restriktionen begründet liegen. So sind Kostenvergleiche immer mit Verfah-

rensproblemen konfrontiert. Die Kostenerfassung und -zurechnung zu einzelnen

Produkten sowie der Zuschnitt der einzelnen Dienstleistung selbst können von Kom-

mune zu Kommune sowie zum privaten Anbieter stark variieren und einen Kos ten-

vergleich erschweren. Zudem dürfte es sich oftmals als schwierig erweisen, belast-

bare Zahlen von privaten Anbietern zu erhalten. Diese werden kaum Interesse daran

haben, ihre Kalkulationen für die Optimierung der Kostenstrukturen des kommu-

nalen Dienstleisters offen zu legen.

Wie in Kapitel 1 bereits ausführlich erläutert, behindert das deutsche Vergabe-

recht darüber hinaus alternative Formen der Dienstleistungsproduktion (vgl. Hille,

Klein und Rösler 2001;Wegener 2002a). Dadurch besitzen Dienstleister kaum Mög-

lichkeiten, ihre Kostenstrukturen mit denen privater Konkurrenten zu vergleichen.

Die Wettbewerbsfähigkeit der Kosten erfordert aber zwingend Kenntnisse über die

Preise der Konkurrenten. Somit behindert das deutsche Vergaberecht kommunale

Dienstleister darin, ihre Wettbewerbsfähigkeit unter Beweis zu stellen.

günstiger waren als die Alternativen. Eine Nachkalkulation der tatsächlichen
Einsparungen ist nicht erfolgt.

Kostenvergleichsbeispiel 1: Floristik
Mit Gründung der TDL wurde dem Betrieb eine städtische Mitarbeiterin zuge-
wiesen, die Floristikleistungen gegenüber städtischen Ämtern und Dezerna-
ten erbrachte. Die Kosten der Floristikleistungen wurden daraufhin auf Voll-Ko-
stenvergleichsbeispiel 3: städtische Betriebstankstelle

Die Betriebstankstelle wurde nach Betriebsgründung der TDL einem Ko-
stenvergleich unterzogen.

Der Kostenvergleich zwischen Eigen- und Fremdbetankung zeigte keine Prä-
ferenz für eine Nutzungsform.Die Stadt konnte aus dem Direktbezug von Diesel-
kraftstoff Preisvorteile erzielen. Die Tankstelle war jedoch nicht mehr auf dem ak-
tuellen Stand der Vorschriften,weshalb dringend Investitionen notwendig wurden,
die diese Kostenvorteile wieder neutralisierten. Schließlich entschied sich die Be-
triebsleitung zur Schließung,da sich (a) eine Fremdtankstelle nur wenige hundert
Meter vom Betriebsstandort entfernt befand, (b) sich das Risiko künftiger Vor-
schriftenentwicklungen nicht kalkulieren ließ und (c) der Platz der Betriebstank-
stelle auf diese Weise für an-dere Nutzungen wieder zur Verfügung stand.Die Ent-
scheidung für die Fremdbetankung im Jahr 2000 hat sich als richtig erwiesen.Die
Fremdbetankung und Tankdatenübertragung funktionieren reibungslos.
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4 . 3 . 4 . Z u s a m m e n f a s s u n g

Die Vermarktlichung der kommunalen Dienstleistungsproduktion stellt die

Produzenten vor neue Herausforderungen.Verwaltungsreform und desolate Kom-

munalhaushalte führen dazu, dass traditionelle Produktionsstrukturen und In-

strumente nicht mehr ausreichend funktionieren. Dienstleister müssen heute in

der Lage sein, ihre eigenen Kostenstrukturen zu kennen und kontinuierlich zu

optimieren sowie ihren Kunden die Inanspruchnahme von Leistungen in Rech-

nung zu stellen. Dazu haben kommunale Dienstleister damit begonnen, ihre Pro-

dukte und Dienstleistungen mit Hilfe einer Kostenrechnung zu bepreisen. Die

Preisbildung von Dienstleistern ist mit einigen »typischen« Problemen konfron-

tiert. So werden häufig nur Teile der Kosten angesetzt, d.h. kalkulatorische Ko-

sten und andere Gemeinkosten werden bisher oft nur teilweise oder noch gar

nicht angesetzt. Damit verzichten Dienstleistungsproduzenten darauf, durch kri-

tische Diskussion mit Auftraggebern und Produzenten von Vor- und Teilleistun-

gen die Kostenstrukturen zu verbessern und die eigene Wettbewerbsfähigkeit

zu verbessern. Zudem erzwingt Wettbewerb eine Vergleichbarkeit der Kosten-

rechnung, denn Gebote der Dienstleister müssen in ihrer Struktur und Kosten-

zuordnung denen privater Konkurrenten vergleichbar sein.

Die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleistungsproduzenten erfordert dar-

über hinaus die Möglichkeit, autonom über die Verwendung von Ressourcen zu

entscheiden. In den Modernisierungsbestrebungen der letzten Jahre haben deut-

sche Kommunen mit verschiedenen Budgetierungsverfahren experimentiert,

wobei vielerorts die kameralen Strukturen zugunsten einer hohen Autonomie

der dezentralen Einheiten aufgebrochen wurden. Allerdings stoßen die Refor-

men auf verschiedene Umsetzungsprobleme (z.B. Autonomie über Personal-

kosten, Gemeinkosten), so dass eine vollständige Ressourcenautonomie nur durch

wenige deutsche Kommunen erreicht wurde. Wettbewerb erfordert die voll-

ständige Refinanzierung interner Dienstleistungsproduzenten über Aufträge.

Dafür ist den Fachbereichen die Entscheidungsbefugnis über Ressourcen zu

geben, um diejenigen Leistungen von den Serviceeinheiten einkaufen zu kön-

nen, die für die eigene Dienstleistungserstellung notwendig sind. Zudem ist die

Ressourcenautonomie und damit die Fähigkeit, die eigenen Kostenstrukturen zu

beeinflussen, Voraussetzung dafür, dass Dienstleister ihre Produkte und Dienst-

leistungen bepreisen können. Es gilt diesen begonnenen Weg der Schaffung von

Ressourcenautonomie und der Preisbildung in den nächsten Jahren konsequent

fortzusetzen.
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4 . 4 . S t r a t e g i e n  d e r  G e s c h ä f t s f e l d e r w e i t e r u n g  

u n d  E x p a n s i o n

Christoph Andersen, Marcus Beck und Stephan Selle

Kommunale Dienstleister werden nur dann im Wettbewerb erfolgreich agieren kön-

nen, wenn die Nachfrager von Dienstleistungen mit den von ihnen zu erwerben-

den Leistungen oder Produkten einen positiven Mehrwert verbinden (vgl. Ander-

sen und Reichard 2003). Eine Dienstleistung wird subjektiv wahrgenommen. Dazu

gehören:

Qualität,

Preis,

Innovationsaspekte,

Flexibilität der Erstellung und

die zeitliche Dimension.

Gelingt es einem internen Dienstleister, die Wahrnehmung seiner Produkte durch

den Nutzer im Hinblick auf die von diesen als relevant erachteten Aspekte zu ver-

ändern, dann wandelt sich auch die Position am Markt. Bei der aktiven Positio-

nierung geht es darum, Nutzerwünsche zu identifizieren und für diese innovati-

ve Produkte und Dienstleistungen zu generieren, um sich so frühzeitig die

Grundlagen für eine spätere, vorteilhafte Position zu sichern (vgl. KGSt 2002; Mül-

ler-Stewens und Lechner 2001).

Bei der Marktpositionierung geht es um die Klärung der Frage, welche Kun-

denwünsche berücksichtigt werden sollen. Kommunale Dienstleister müssen in

ihren Geschäftsfeldern eine spezifische Kompetenz aufbauen und weiterent-

wickeln. Darüber hinaus ist zu klären, ob ein Dienstleister den Kundennutzen nur

in bereits bestehenden Marktsegmenten verbessern oder sich auch neue Markt-

segmente erschließen möchte.Wird die Fragestellung mit der Option kombiniert,

dies entweder mit alten oder neuen Produkten oder Dienstleistungen durchzu-

führen, so lassen sich vier Marktstrategien unterscheiden (vgl. Kotler und Bliemel

1999; Ramme 2000).
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Marktentwicklung
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Abbildung 12: Marktfelder und Marktstrategien

nach Ansoff 1957

Die Darstellung ist sehr einfach und schließt bestimmte Strategien, auf die noch ein-

gegangen werden wird (z.B. Produkt- und Marktrückbau), nicht mit ein. Die Mög-

lichkeit der Erweiterung und Durchdringung sollte um die Option der Reduktion

von Produkt- und Marktspektrum erweitert werden (vgl. Müller-Stewens und Lech-

ner 2001). Der Rückbau von teuren und kaum nachgefragten Produkten und Leis-

tungen ist nicht nur in der Privatwirtschaft von Relevanz, sondern bestimmt auch

die Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Dienstleistungsproduzenten.

Die Marktstrategien können als eine hilfreiche Orientierung dienen, die im Fol-

genden näher beschrieben werden sollen. Der erste Abschnitt beschäftigt sich mit

der Notwendigkeit einer modernen Leistungstiefenpolitik jenseits normativ ver-

engter Ordnungsvorstellungen und mit der Fähigkeit von Dienstleistern, neue Pro-

dukte und Dienstleistungen in alte und neue Märkte einzubringen. Der zweite Ab-

schnitt beschäftigt sich mit Strategien der Expansion von Dienstleistungsprodu-

zenten. Die Situation der kommunalen Dienstleister ist mit »zwischen Wachstum

und Neugeschäft« am Besten zu beschreiben.

4 . 4 . 1 . S t r a t e g i e n  z w i s c h e n  A u f g a b e n k r i t i k  

u n d  A u s w e i t u n g  d e s  P r o d u k t a n g e b o t s

Welche strategische Möglichkeiten haben kommunaler Dienstleister bei der Ent-

scheidung über Reduzierung und Erweiterung des Produktangebotes? Dabei ste-

hen folgende Fragen im Vordergrund:

Werden die angebotenen Leistungen nachgefragt oder muss die Leistung

modifiziert werden?

Werden die angebotenen Dienstleistungen überhaupt noch gebraucht?

Ein funktionierender Wettbewerb zwingt einen Anbieter von Dienstleistungen

zur Auseinandersetzung mit dem eigenen Angebot, da das Anbieten von nicht nach-

gefragten Leistungen die Gefahr der Abwanderung von Nutzern beinhaltet und den

Fortbestand des Dienstleisters gefährdet.
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Die Wettbewerbsfähigkeit eines internen Dienstleisters steigt langfristig, wenn

ein Dienstleistungsanbieter die bestehenden Kundenbedürfnisse decken und da-

rüber hinaus auch mögliche neue wecken kann.

Weiterhin ermöglichen Produktinnovationen eine Abgrenzung von potenziel-

len Konkurrenten und schaffen Einzigartigkeitsmerkmale. Diese Einzigartigkeit muss

nicht zwangsläufig durch ein neues Produkt entstehen, sondern kann sich ebenfalls

in besonderen Annexleistungen zeigen:

besondere Serviceleistungen,

eine schnelle Anpassung von Leistungen bei veränderten Kundenwünschen,

kompetente, serviceorientierte und flexible Mitarbeiter,

Identitätsgestaltung mit daraus resultierender erhöhter Kundenbindung.

Nach der Definition von Ramme »umfasst die Produktinnovation die Entwicklung

und Einführung neuer Produkte und zählt zu den zentralen Gegenständen der Pro-

duktpolitik. Innovationen sind nicht nur für Unternehmen von Bedeutung, sie sind

auch für ganze Volkswirtschaften eine Bedingung für das langfristige Überleben im

Wettbewerb« (Ramme 2000, 133).

Produktinnovationen lassen sich zunächst in reaktive und proaktive Varianten

unterteilen.Reaktive Produktinnovationen sind gekennzeichnet durch hohen Außen-

druck, in dessen Folge neue Produkte entstehen. Diese Form der Produktinnovati-

on ist dominierend im öffentlichen Sektor. Proaktive Produktinnovationen werden

dagegen durch die Dienstleister selbst auf Grund gewonnener, auf Datenerhebun-

gen basierender Informationen initiiert. Diese Form setzt allerdings eine entspre-

chende Autonomie bezüglich der vorhandenen Ressourcen voraus, damit strategi-

sche Entscheidungen über zukünftig angebotene Leistungen von den dezentralen

Serviceeinheiten getroffen werden können.

Im Bereich der immateriellen Dienstleistungen, die in der Kommunalverwaltung

im Vordergrund stehen, liegt ein hohes Potenzial interner Dienstleister, ihr Know-

how zu verbessern und gezielt einzusetzen, um gegenüber externen Anbietern ihre

Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Dazu gehören:

Erfahrungen,

Vertrauensbildung,

die Ausbildung eines Images und

Interaktionsfähigkeit mit dem Kunden (wozu Maßnahmen der Personal-

entwicklung beitragen können).

Diese Fähigkeiten müssen bei einem internen Dienstleister aus Eigeninteresse ge-

fördert werden, um eine gesteigerte Wettbewerbsfähigkeit zu erlangen. Auch ko-

operierende Serviceeinheiten innerhalb einer Kommune können zu Produktinno-
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Kunden-
stamm,
Neukunden

Neukunden beschränkt auf
Grund von Gemeinde-
ordnugen;
Kundenstamm entfällt 
eventuell bei Aufhebung 
des Kontrahierungszwangs;
rechtliche Restriktionen bei
Werbung; interne Werbung 
ist aber möglich;

Kundenakquisition 
uneingeschränkt möglich;
Bei Kontrahierungszwang
kein Zugang zu öffentlichen
Aufträgen;

Kriterien Interner Dienstleister Privater Dienstleister

vationen führen. Im Bereich der kommunalen Druckereien sei die Möglichkeit der

Entwicklung eines Druck- und Logistikzentrums unter Verknüpfung der Dienstleis-

tungsbereiche Druckerei und Post genannt. Ebenso entstehen bei der Schaffung

einer elektronischen Distribution von Briefen, der Nutzung digitaler Vorlagen mit

minimiertem Papieraufwand sowie der Erreichung neuer Kunden über Intranet und

Internet Innovationspotenziale. Darüber hinaus sind Verwaltungskooperationen im

Druckbereich zur besseren Kapazitätsauslastung zukunftsfähig (vgl. ausführlicher

Kapitel 5.4.2).

Um die Nutzerbedürfnisse zu ermitteln, muss ein interner Dienstleister Markt-

forschung betreiben, die eine Grundvoraussetzung für die Entwicklung von Pro-

duktinnovationen ist. Auch eine Verwaltung bietet bei begrenzten rechtlichen Rah-

menbedingungen einen »Markt« mit vielen unerschlossenen Potenzialen (Vgl.hierzu

ausführlich Kapitel 2).

Marktforschung kann sich verschiedene Ziele setzen:

Modifizierung bestehender Produkte,

Erschließung möglicher Potenziale und neuer Produktangebote zur Existenz-

sicherung des Dienstleisters oder

Erschließung potentieller neuer Kundenfelder.

Dazu müssen die Möglichkeiten kommunaler Dienstleister im Vergleich zu privaten

Anbietern erfasst und bewertet werden. Eine erschöpfende Bewertung der Möglich-

keiten kommunaler Dienstleister ist auf Grund der unterschiedlichen Rahmenbedin-

gungen nicht möglich. Nachfolgend sollen dennoch einige Kriterien zum Vergleich

zwischen öffentlichen und privaten Dienstleistungsanbietern aufgezeigt werden:

Abbildung 13: Unterschiede und Gemeinsamkeiten kommunaler 
und privater Dienstleister
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Produkte,
Leistungen

Service-
leistungen

Finanzen

Überschüsse/
Defizite

Kapazität

Bestandsrisiko

Eingeschränktes Produkt-
angebot, dadurch
eingeschränkte Potenziale 
zur Geschäftsfeldausweitung;

Zunehmende Bedeutung 
bei Abschaffung des 
Kontrahierungszwangs;
neue Wahrnehmung des 
Servicegedankens durch 
Dezentralisierung von 
Ressourcen;
Entwicklung des Prinzips 
Leistung und Gegenleistung;
verwaltungsbezogener 
Wissensvorsprung gegenüber
privaten Anbietern;

Budgetzuweisung;
Ziel der Überschussübertra-
gung bzw. Kostendeckung 
als Minimalvoraussetzung;

Übertragung von Defiziten;
bei Überschüssen Abhängig-
keit von der kommunalen
Gesamtsituation;

Ziel der Kapazitätsauslastung;
Auslastung ist abhängig von
der zu erfüllenden Aufgabe;
Einbezug einer kommunalen
Gesamtstrategie;

Bei Kontrahierungszwang
kein Bestandsrisiko;
sonst mittelfristig ja bei 
existierenden Alternativen;
irrationales Bestandsrisiko 
auf Grund von politischen
Privatisierungspräferenzen;

Vielfältige Produktpalette;
Kernkompetenzen;

Kundenorientierung als
Grundvoraussetzung, aber mit
dem Ziel der Kundenbindung
und unter Berücksichtigung
der Gewinnerzielung;

Erwirtschaftung von 
Überschüssen als 
Antriebsmotor für die 
Annahme von Aufträgen;

Ziel der Kapazitätsauslastung;
bei fehlender Kapazitätsausla-
stung Verluste mit möglicher
Insolvenz als Folge;

Wettbewerbsanforderung des
technischen Fortschritts;
Bestandsrisiko bei veralteten
Geräten;
bei Defiziten Bestandsrisiko

Kriterien Interner Dienstleister Privater Dienstleister

125



Preise Schwierige Ermittlung;
Nutzung von KLR,
Hilfsgrößen wie Markt-
vergleiche nötig,
ansonsten auch Selbstkosten-
preise plus kalkuliertem Ge-
winn.

Preise richten sich nach den
Selbstkosten, außerdem Ori-
entierung an Marktpreisen.

Kriterien Interner Dienstleister Privater Dienstleister

Ausgangspunkt der Marktforschung sollte nicht nur ein Informationsdefizit sein.

Vielmehr geht es um einen Informationsvorsprung gegenüber anderen Konkur-

renten, um Nutzerwünsche besser erfüllen zu können.

Marktforschung kann sich diverser Instrumente bedienen, um entscheidungs-

relevante Informationen bereitzustellen. Ein modellhafter Prozess der Marktfor-

schung umfasst folgende Punkte (Berekoven, et al. 1996, 36):

Erkennung und Definition des Informationsbedarfes;

Bestimmung der Informationsquellen;

Bestimmung des Marktforschungdesigns (Festlegen der Erhebungsmethoden

und der Zielgruppen;

Gestaltung des Erhebungsrahmens;

Erhebung der Informationen;

Aufbereitung und Auswertung der Informationen;

Einrichtung einer geeigneten Berichterstattung;

h.) Vergleich der gelieferten Informationen mit dem Informationsbedarf.

Wichtig ist in diesem Prozessmodell die Rückkopplung zum gesuchten Informati-

onsbedarf. Die aus dem Prozess gewonnenen Informationen sollten unter qualita-

tiven und ökonomischen Gesichtspunkten bewertet werden (Berekoven, Eckert und

Ellenrieder 1996, 26).

Der Prozess der Marktforschung kann sich der Instrumente der so genannten

internen und/oder externen Marktforschung bedienen:

Die interne Marktforschung spielt für einen internen Dienstleister die dominie-

rende Rolle, wenn es um vom Nutzer gewünschte Produkte und Leistungen

geht. Benötigte Informationen aus diesem Bereich sind vor allem kosten- und

kundenorientierte Daten. Erstere können inzwischen aus der weithin vorhan-

denen Kosten- und Leistungsrechnung gewonnen werden. Die Steuerungsin-
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formationen über Kosten, die ein Dienstleister zur Ausrichtung seiner Leistungs-

strategie benötigt, muss er aber selbst gewinnen.

Die externe Marktforschung dient der aktuellen Vergleichbarkeit eines kommun-

alen Dienstleisters mit privaten Anbietern ähnlicher Dienstleistungen. Wichtig

ist dieser Blick hinsichtlich der Informationen zu aktuellen technischen Inno-

vationen. Aus den Erkenntnissen von Nutzerwünschen und den Informationen

des Marktes entstehen dann im Idealfall strategische Entscheidungen der

kommunalen Dienstleister zu Produktinnovationen oder Aufgabenredu-

zierungen.

An Hand der Daten der externen Marktforschung kann zudem näherungsweise ein

Vergleichspreis ermittelt werden, um die kommunale Produktion hinsichtlich ihrer

Leistungsfähigkeit einschätzen zu können. Dieser Vergleich von Leistungswerten

bietet erhebliche Potenziale zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit interner

Dienstleister und wurde bereits im KGSt-Bericht 12/2000 an Hand von Markttests

und Markttestverfahren näher thematisiert (KGSt 2000, 38). Das Markttestverfahren

verwendet verschiedene Instrumente der Marktforschung. Nachfolgend wird für in-

terne Dienstleister eine Auswahl relevanter Instrumente dargestellt, die eine Stei-

gerung der Wettbewerbsfähigkeit bewirken können.

Die systematische Einteilung betriebswirtschaftlicher Instrumente der Markt-

forschung erfolgt im Hinblick auf primäre und sekundäre Datenerhebung sowie

eine Abwägung des jeweiligen Nutzens und der Vor- und Nachteile für interne kom-

munale Dienstleister.

Die primäre Datenerhebung erfolgt durch den Dienstleister selbst. An erster

Stelle sind regelmäßige Kundenbefragungen zu nennen, die folgende Themen be-

inhalten und für die Auswertung berücksichtigen sollten:

Zufriedenheit mit der Leistung,

Qualität der Leistung,

Wartezeiten bei der Durchführung,

Interaktion zwischen Kunden und Mitarbeitern und

Wünsche der Kunden in Bezug auf Service und Änderungswünsche.

Die Ergebnisse von Kundenbefragungen dienen auch als Kontrollnachweis für die Qua-

litätssicherung gegenüber der Verwaltungsführung und den politischen Akteuren.

Die Befragungen können unterschiedlich durchgeführt werden.Als gängigste Form

ist der standardisierte Fragebogen zu nennen, aufwändiger ist die telefonische Befra-

gung. Da die Evaluation der Nutzerwünsche insgesamt viel Zeit in Anspruch nimmt

(Planung, Qualifizierung der Durchführenden, Auswertung, Ableitung von Entschei-

dungen), ist einerseits entsprechende kaufmännische Kompetenz notwendig,um aus
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den gewonnenen Daten strategische Entscheidungen abzuleiten, andererseits auch

eine dezentrale Entscheidungskompetenz für Änderungen des Produktportfolios.

Bei der sekundären Datenerhebung werden Vergleiche mit anderen Verwal-

tungseinheiten generiert. Die Nutzung von Vergleichsringen und Kennzahlensys-

temen wie dem KiK-Projekt der Bertelsmann-Stiftung oder IKO der KGSt spielt eine

immer wichtigere Rolle, um öffentliche Leistungen interkommunal vergleichen zu

können. Die Nutzung von Daten aus allgemeinen Erhebungen wie den genannten

Leistungsvergleichen und dem Benchmarking ist deshalb weiter zu fördern. Bei der

Frage nach Produktinnovationen müssen aber individuelle Wege gegangen wer-

den, da die kommunalen Rahmenbedingungen (Größe der Kommune, Verortung

des Dienstleisters in einer Kommune, technischer Stand) sehr unterschiedlich sind.

Weiterhin sollte der interne Dienstleister einen strategischen Überblick über die

Attraktivität seiner Produkte haben. Dies kann mit Hilfe einer Portfolioanalyse ge-

schehen (vgl. Kotler und Bliemel 1999, 102ff; Ramme 2000, 252). Mit Hilfe dieses In-

strumentes kann der Dienstleistungsanbieter seine eigene Position in einer mögli-

chen Wettbewerbssituation einschätzen.

In Deutschland findet gegenwärtig praktisch keine Diskussion über mögliche

Ausweitungsstrategien kommunaler Dienstleistungen statt. Die strategische Opti-

on, innovative Produkte und Leistungen anzubieten, steht den meisten kommuna-

len Leistungserbringern nicht zur Verfügung, weil sie oft keine Befugnisse zur Ver-

änderung ihrer Leistungen haben. Ein weiterer wichtiger Grund ist zudem die

unveränderte Fortführung bisheriger Dienstleistungen unter weit gehender Mis-

sachtung der Nutzerwünsche. Da bei den kommunalen Dienstleistungen weiterhin

oft Abnahmeverpflichtungen der Fachbereiche bestehen, gibt es für die Dienstlei-

ster keinen Anreiz, Nutzerwünsche einzubeziehen und sich Produktinnovationen

zu überlegen. Es fehlt daher ein wichtiges Antriebsmoment, um eigene Leistungen

zu optimieren. Allerdings gibt es bereits genügend Ansätze in den Kommunen, die

Rahmenbedingungen für die internen Dienstleister zu verändern, um Wettbe-

werbsbedingungen zu schaffen. Erst wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, kön-

nen sich Produktinnovationen für die internen Dienstleister rentieren. Sie sind dann

sogar essenziell, da nur Produkte und Dienstleistungen, die sich den Bedürfnissen

der Nutzer anpassen, nachgefragt werden.

Der Trend in der kommunalen Praxis geht in Richtung eines Abbaus von Servi-

celeistungen, ohne eine fundierte Aufgabenkritik zu betreiben.Vielmehr spielen oft

ideologische Gründe eine Rolle. Es ist darüber hinaus zu beobachten, dass Dienst-

leister inzwischen verstärkt in der Pflicht sind, ihre Leistungsfähigkeit nachzuwei-

sen. Dies ist auch berechtigt, sollte jedoch nicht ausschließlich auf Basis der aktuel-
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len Finanzdaten erfolgen. Die Forderung nach einer Betrachtung von »go away«-

Kosten und Folgekosten wurde bereits in Kapitel 3.2. gestellt. Es ist situationsbe-

dingt zu prüfen, wo Produktinnovationen wie neue zusammengelegte Leistungen

Synergieeffekte bringen und die Wettbewerbsposition eines kommunalen Dienst-

leistungsanbieters stärken können. Besteht eine Nachfrage nicht mehr oder könn-

te die Dienstleistung in einer moderneren Form erbracht werden, so sollte diese

Leistung nicht mehr fortgeführt werden. In der kommunalen Praxis gibt es einen

Trend hin zur Bildung von Servicepools, in der Personalressourcen gebündelt und

allgemeine Leistungen abgedeckt werden. Dies kann auch als eine Form der Inno-

vation verstanden werden, sofern sich dahinter nicht nur ein schleichender Perso-

nal- und Leistungsabbau verbirgt. Die folgenden Fälle sollen dokumentieren, worin

die Chancen von Aufgabenkritik mit einhergehender Reduktion einer Leistung be-

stehen und wo die Potenziale für eine Erneuerung bestehender Leistungen liegen.

Im vorstehenden Fall bietet die Integration technischer Innovationen viele Mög-

lichkeiten für interne Serviceeinheiten.

Produktinnovationen durch Public Private Par tnership? 
Das Modell  ID Bremen

Christoph Andersen

Die Freie Hansestadt Bremen hat einen Erfolg versprechenden Weg der
Neuorientierung ihrer Informationstechnik beschritten. Der kommunale Ei-
genbetrieb »Informations- und Datentechnik Bremen« ging 1994 aus dem Re-
chenzentrum der Bremer Verwaltung hervor. Die Landesaufgaben wurden dem
Eigenbetrieb im Wege der Auftragsverwaltung übertragen. 1997 wurde mit der
ID Bremen GmbH eine private Gesellschaft gegründet, die dem Sondervermö-
gen des Eigenbetriebes zugeordnet wurde. Sie ermöglichte einen Vertrieb über
die Grenzen Bremens hinaus. Am 01.01.2000 gingen 49,9 Prozent der Anteile
sowie die unternehmerische Führung an der ID Bremen GmbH an die T-Sys-
tems. Durch die Kooperation ist es gelungen, neue Produkte (z.B. moderner Da-
tenservice, Implementierung und Integration von modernen Netzwerken und
Netzwerkkomponenten in Kunden-Systemumgebungen, SAP) in die Landes-
verwaltung zu bringen und das Unternehmen zugleich am Markt als Spezialist
für IT-Lösungen für den öffentlichen Sektor zu positionieren. Die Zusammen-
arbeit mit einer Vielzahl von Behörden des Landes und der Stadtgemeinde Bre-
men sowie verschiedenen Kommunen (z.B. Hannover, Celle, Dortmund) in den
Tätigkeitsfeldern Beratung, Softwareentwicklung und Betrieb von IT-Lösungen
zeugen von beachtlichen Innovationsleistungen.
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Im Gegensatz dazu können Produktinnovationen auch andere Ursachen haben,

wie ein Blick auf den Grünbereich in Düsseldorf zeigt:

Grünpflege bei eingeschränkten Ressourcen? 
Das Beispiel Düsseldor f

Robert Kösling

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung werden erheblich weniger Mittel
in den Jahren 2003 (nominal ca. 16% weniger als in 2002) und 2004 (nominal
ca. 25% weniger als in 2002) für den Bereich Unterhaltung im Verwaltungs-
haushalt der Stadt Düsseldorf angesetzt. Die Abteilung Unterhaltung des Gar-
ten-, Friedhofs- und Forstamts erarbeitete 2003 ein Konzept, das unter der Ziel-
setzung des weitest gehenden Erhalts des positiven Erscheinungsbildes die
Möglichkeiten zur Kostenreduzierung in der Grünpflege darstellt. Das öffent-
lich diskutierte Konzept, das auch den Bezirksvertretungen präsentiert wurde,
setzt neben einer örtlichen Schwerpunktsetzung (z.B. Spielplätze) auf Vegeta-
tionsumwandlungen und die Reorganisation von Arbeitsabläufen. Die Kos-
tensenkungen und die Optimierung der Arbeitsorganisation liefern einen positi-
ven Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit des Dienstleisters, da die durch-
schnittlichen Pflegekosten in vielen Bereichen gesenkt werden können.

Die Möglichkeiten zur Kostenreduzierung decken ein weites Spektrum der
Grünflächenunterhaltung ab. So werden für den Bereich Rasen/Wiesen ver-
stärkte Rasenmulchschnitte (Schnittgut verbleibt auf der Fläche) vorgeschla-
gen, die zu Einsparungen bei der Schnittgutsammlung, dem Transport und der
Kompostierung führen. Straßenbegleitgrün kann als naturbelassene Fläche an-
gelegt werden, wodurch Mähdurchgänge reduziert und höhere Blumenantei-
le erreicht werden. Durch eine einheitlichere Anzahl an Rasenschnitten im Ver-
kehrsgrün können rationellere Arbeitsabläufe geplant und durchgeführt werden.
Im Bereich der Gehölze und Bodendecker/Hecken werden funktionsgestörte
Gehölzflächen (z.B. durch Verkrautung oder Vermüllung) in Rasen oder Wiesen
umgewandelt. Die Pflegekosten lassen sich auch weiter senken, indem Pflanz-
abstände bei Neuanlagen berücksichtigt werden und somit ein Freischneiden
entlang der Wege entfällt. Auch der Verzicht von Bodendeckern auf Baum-
scheiben und deren Ersetzung durch Wiese oder Krautschicht führt zu einem
niedrigeren Pflegeaufkommen. Weitere Beispiele sind die Nutzung von Blu-
menzwiebelverwilderung oder die Ersetzung von Sand oder Fallschutzplatten
durch einen Fallschutz aus Kies  bei Spielplätzen.

Das Konzept liefert eine Fülle umsetzbarer und sinnvoller Anregungen zur
Veränderung der kommunalen Grünflächenlandschaft und ihrer effizienteren 
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Ein weiteres Erfolgsbeispiel findet sich in der Druckerei der Stadt Köln:

Trotz dieser z.T. positiven Erfahrungen findet das Thema Produktinnovation vor dem

Hintergrund der kollektiven kommunalen Finanzengpässe in der Praxis keine ausrei-

chende Beachtung.Kommt es dennoch zu Produktinnovationen,dann durch Reaktio-

nen auf gewandelte Rahmenbedingungen wie zum Beispiel Gesetzesänderungen.

Ausgehend von diesen Beispielen kann aber eine Entwicklung im Bereich der

öffentlichen Dienstleistungserstellung aufgezeigt werden. Es gibt Tendenzen zu leis-

Strategische Neuausrichtung der ver waltungsinternen 
Druckerei Köln

Dieter Huland

Der Servicebetrieb Druckerei in Köln hat die Zusammenführung bzw. Fusi-
on mit der ehemaligen Druckerei des Vermessungs- und Katasteramtes und
der Druckerei des Sitzungsdienstes abgeschlossen. Jetzt ist eine weitere Kon-
zentration der städtischen Druckkapazitäten in konkreter Planung. Damit soll
gleichzeitig eine strategische Neuausrichtung in die Wege geleitet werden.

Es bestehen Überlegungen zu einer forcierten Einführung eines Systems
für die Online-Übermittlung von Druckvorlagen aus der gesamten Verwaltung.
Gleichzeitig soll damit eine Zusammenführung mit den Druckkapazitäten des
Rechenzentrums erfolgen. Ziel ist es, den kompletten hochvolumigen Druck-
output an einer Stelle zu konzentrieren. Hiermit lassen sich durch Größenvor-
teile und eine optimierte Auslastung Kostenvorteile bei gleichzeitiger Gewin-
nung neuer verwaltungsinterner Kundengruppen (z.B.Abwicklung von Mailings,
Print-on-Demand-Lösungen) realisieren.

Bedingt durch die räumliche Nähe zum städtischen Postservice können
durch die Realisierung der Neuausrichtung weitere Synergieeffekte für den Ver-
trieb/Versand der Leistungen erwartet werden. Im Ergebnis wird so das Pro-
duktportfolio der Druckerei und des Postservice besser aufeinander abgestimmt,
um schließlich dem Kunden Lösungen aus einer Hand (komplette Abwicklung
vom Druck bis zum Versand) anbieten zu können.

Bewirtschaftung durch das Gartenamt. Es zeigt aber auch, dass in vielen
Fällen eine weitere Reduzierung der Unterhaltsmittel eine qualitative Verän-
derung bei Bepflanzung,Vielfalt, Ökologie und gartenbaulichem Handwerk (z.B.
Formhecken) forciert. Dies ist jedoch eine politische Entscheidung.
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tungsfähigeren Verbünden in verschiedenen Dienstleistungsbereichen, um Größen-

vorteile zu nutzen und um eine effizientere Erstellung zu ermöglichen. Zudem kann

eine Konzentration auf Kernleistungen festgestellt werden. Immerhin werden be-

reits Wirtschaftlichkeitsüberlegungen vor der Leistungserstellung getätigt.Trotz der

relativ konstanten Form der öffentlichen Dienstleistungserstellung können Pro-

duktinnovationen über die Ausweitung von Serviceleistungen wie Beratung oder

Betreuung erfolgen, die in eine Kundenbindungsstrategie (vgl. Kap. 4.1.) integriert

werden sollten. Dies sind Fortschritte, aber es können noch viele Potenziale bei der

Dienstleistungserstellung erschlossen werden.

Aus den vorangegangenen Ausführungen zu Produktinnovationen lassen sich

einige Empfehlungen ableiten:

Es sollte unter Einsatz von Leistungsvergleichen und Benchmarking eine

Verpflichtung zur Selbsteinschätzung der Dienstleister über den aktuellen Stand

der Marktverhältnisse geben.

Über Marktabfragen, die so genannten Markttests, sind relevante Informationen

über die aktuelle Nachfrage und den aktuellen Stand der Technik zu erforschen,

um den Wissensstand an die private Dienstleistungsbranche anzupassen.

Die interne Marktforschung ist wichtig,um Kenntnis über aktuelle Nutzerwünsche

zu erlangen. Es sollten daher vom Dienstleister selbst durchzuführende,

produktbezogene Nutzerbefragungen stattfinden.

Zudem sollte sich ein interner Dienstleister regelmäßig über die wirtschaftlichen

und technischen Trends am Branchenmarkt informieren.Hier bieten Vergleichsringe

sinnvolle Einrichtungen für kommunale Dienstleister.

Die gewonnenen Daten aus beiden Bereichen der Marktforschung müssen ge-

meinsam genutzt werden, um auf diese Weise strategische Entscheidungen der in-

ternen Dienstleister auf eine breite Informationsbasis zu stellen. Eine solche Posi-

tionierung steigert die Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister und stellt die

Voraussetzung für eine mögliche Geschäftsfelderweiterung dar, die zu zukunfts-

fähigen Kooperationen führen kann.

Für die Datenerhebungen, Auswertungen und dezentralen strategischen Ent-

scheidungen wird eine hohe betriebswirtschaftliche Kompetenz benötigt, die durch

entsprechende Personalentwicklungsmaßnahmen oder durch eine qualifizierte Be-

setzung der Leitung des Dienstleisters durch den Eigentümer zu sichern ist.
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4 . 4 . 2 . S t r a t e g i e n  z u r  N a c h f r a g e s t e i g e r u n g  z w i s c h e n  

M a r k t e n t w i c k l u n g  u n d  D i v e r s i f i k a t i o n

Die Auflösung der zentralen Dienste als Folge der eingeleiteten Dezentralisierung

der Fach- und Ressourcenverantwortung sowie der Reorganisation nach Produk-

ten hat vielerorts zu einer massiven Vermarktlichung der internen Dienstleister ge-

führt. Die Dienstleister müssen sich heute intern über Aufträge refinanzieren und

bei den Fachbereichen macht die Produktorientierung die Kosten der kommuna-

len Dienstleistungsproduktion transparenter (vgl. Wegener 2002a). Die In-Wettbe-

werbssetzung kommunaler Dienstleistungsproduzenten hat aber nichts an deren

traditioneller Kundenstruktur geändert: meist verfügen interne Dienstleister nur

über einen Hauptkunden. Die Stadtverwaltung zeichnet meist für 95–100% der Um-

sätze verantwortlich (vgl. Andersen, Beck, Kösling und Selle 2003).

Der Dienstleister läuft so Gefahr, von der strategischen Politik- und Geschäfts-

entwicklung des Hauptkunden abhängig zu werden, da die Fachbereiche dann stra-

tegisch und finanziell das Produkt- und Leistungsangebot und damit letztlich die

Zukunft des internen Dienstleisters bestimmen. In Folge dessen kann sich die In-

novationsfähigkeit reduzieren, weil wenig Anreiz zum Vorantreiben von Produktin-

novationen besteht, wenn sich der Dienstleister nur im Fahrwasser der Stadtver-

waltung entwickeln kann.

Die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleistungsproduzenten

setzt somit die Pluralisierung der Nachfragestruktur voraus. Dienstleister müssen,

um im Wettbewerb bestehen zu können, mehr als einen Kunden besitzen. Dies kann

durch zwei unterschiedliche Marktstrategien gestaltet werden: es gibt die Mög-

lichkeit, bestehende Produkte auf neuen Märkten anzubieten (Marktentwicklung)

oder mit innovativen Produkten neue Märkten zu erschließen (Diversifikation). Beide

Strategien setzen auf das Wachstum des Dienstleisters, allerdings differieren die

Arten erheblich voneinander.Strategien der Marktentwicklung setzen auf das Wachs-

tum der Kerntätigkeiten, dagegen handelt es sich bei Diversifikationsstrategien um

ein Wachstum jenseits der ursprünglichen Wertschöpfungskette; weshalb hier der

Begriff des Neugeschäfts verwendet wird. Dienstleister bewegen sich mit Markt-

strategien, die die Pluralisierung der Nachfragerstrukturen zum Ziel haben, somit

zwischen Marktentwicklung und Diversifikation.

Strategie der Marktent wicklung

Kommunale Dienstleister betätigen sich in Deutschland nicht auf dem ge-

samten kommunalen Markt, sondern nur auf dem internen Markt ihrer Kreis-, Stadt-
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oder Gemeindeverwaltung (vgl. Zielinski 1997). Daher liegt es nahe, mit den be-

stehenden Produkten und Dienstleistungen eine Verbreiterung der Marktab-

deckung anzustreben. Dies ist der Gedanke der Strategie der Marktentwicklung,

der ein Erschließen von Zusatzmärkten (z.B. über einen neuen Verwendungszweck)

oder neuen Teilmärkten (z.B. über Produktdifferenzierung) umfasst (vgl. Bea und

Haas 1995; Ramme 2000).

Hierfür lassen sich in den Kommunen einige Beispiele finden. So kann bei-

spielsweise ein kommunaler Anbieter für IT-Leistungen eine Ausdehnung in noch

nicht bediente Marktsegmente vornehmen. Er könnte seine Dienstleistungen (z.B.

PC-Installation) nicht nur der Stadtverwaltung, sondern auch Schulen, Bibliothe-

ken oder anderen lokalen Institutionen (z.B. Vereinen und Sozialeinrichtungen)

anbieten. Darüber hinaus kann der IT-Dienstleister aber auch den Zuschnitt sei-

ner Schulungen (z.B. für Anwendungen oder PCs) durch Produktdifferenzierung

(z.B. Inhalte und Zeitrahmen) so verändern, dass weitere Zielgruppen (z.B. Lehrer

oder Kindergärtnerinnen) dieses Produkt nachfragen. Oft sind nur sehr geringfü-

gige Veränderungen (z.B. Ausstattung, zeitliche Flexibilität) an der angebotenen

Leistung notwendig, um diese Erweiterung vornehmen zu können. Es ist somit für

kommunale Dienstleister der einfachste und schnellste Weg, neue Kunden zu ge-

winnen und so den Umsatz zu erhöhen. Ein gutes Beispiel liefert das Projekt »Schu-

len ans Netz« aus Dortmund:

Projekt »Schulen ans Netz« in Dortmund

Christoph Andersen

Mit dem Projekt »Schulen ans Netz« verfolgt das Dortmunder Systemhaus

das Ziel, für Dortmunder Schulen eine jeweils schulspezifisch abgestimmte IT-

Infrastruktur bereitzustellen. Hierzu zählt neben der Bereitstellung von PCs und

Internetzugängen auch das Vorhalten unterrichtsspezifischer Betriebssysteme

bzw. Anwendungsinstallationen auf den eingesetzten PC-Clients. Darüber hin-

aus ist die IT-Unterstützung auf der Basis konkreter Vereinbarungen mit den

Schulen zentralisiert worden, um so die Reduzierung von IT-Vor-Ort-Support

durch ein standardisiertes Vorgehen bei Einrichtung, Betrieb und Administra-

tion sicherzustellen. Durch die detaillierte Festlegung, Abstimmung und for-

male Vereinbarung (Schule – Schulverwaltung – Dortmunder Systemhaus) von

Serviceprozessen soll ein Höchstmaß an Zuverlässigkeit und Kundenzufrie-

denheit erreicht werden.
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Strategie der Diversifikation

Ein weiteres Feld der Marktstrategie ist die Diversifikation: Der Eintritt in neue

Märkte mit neuen Produkten (vgl.Bea und Haas 1995; Ramme 2000).Was dabei unter

»neu« zu verstehen ist, lässt sich nicht verbindlich festlegen, sondern ist je nach

Dienstleistung oder Geschäft im Einzelfall zu bestimmen. Hilfreich ist es, dabei auf

in der privatwirtschaftlichen Praxis übliche Kriterien wie z.B. Produkte, Marktseg-

ment,Technologie, Nutzen, Geografie zurückzugreifen, an Hand derer Geschäftsfel-

der gewöhnlich abgegrenzt werden.Verändern sich mindestens zwei Kriterien we-

sentlich und sind diese für ein bestimmtes Geschäft von hoher Relevanz, dann kann

von einem neuen Geschäftsfeld gesprochen werden. Wird eine solche Unterschei-

dung nicht vorgenommen, dann sind die Grenzen zwischen einer Erweiterung im

Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit einerseits und einer Diversifikation an-

dererseits kaum noch zu ziehen. In der Privatwirtschaft können sich Unternehmen

prinzipiell entlang der drei Diversifikationsrichtungen horizontal, vertikal und late-

ral bewegen (vgl. Bea und Haas 1995; Kotler und Bliemel 1999; Ramme 2000). Für

kommunale Dienstleister ist vor allem die horizontale und vertikale Diversifikation

von Interesse. Die laterale Diversifikation, bei der das Unternehmen in gänzlich neue

Geschäftsfelder eintritt, die kaum Gemeinsamkeiten mit den ursprünglichen haben,

ist zwar in der Privatwirtschaft zu beobachten, hat aber auf Grund der spezifischen

Leistungstiefe der Kommune, des aus solchen neuen Feldern resultierenden ge-

samtunternehmerischen Risikos und der Finanzierungsprobleme für öffentliche Ein-

richtungen keine praktische Relevanz.

Die naheliegendste Option für kommunale Dienstleistungsproduzenten ist die ho-

rizontale Diversifikation. Dabei besetzt der Anbieter ein Geschäftsfeld, das in weiten

Bereichen Gemeinsamkeiten mit dem bestehenden aufweist (vgl.Porter 1999b;Ramme

2000). Von Bedeutung ist hier vor allem die Variation des Leistungsprogramms oder

die geografische Ausdehnung (vgl. Reichard 2001). So kann ein kommunaler Dienst-

leister (z.B. städtische Druckerei, Baubetriebshof) seine Leistungen auch für Nachbar-

kommunen anbieten. Die Vorteile dieser Lösung liegen in der Nutzung von Syner-

giemöglichkeiten (z.B.Einkauf,Produktion.Darüber hinaus besteht für den Dienstleister

ein relativ geringes Geschäftsrisiko auf Grund der Nähe der Tätigkeit zum Kerngeschäft.

Horizontale Diversifikation des Kerngeschäftes kann somit für kommunale Dienstlei-

ster ein schneller und relativ einfacher Weg zur Gewinnung von Neukunden sein.

Bei der vertikalen Diversifikation dehnt ein Dienstleister seine Aktivitäten auf Be-

reiche aus, die der bisherigen Wertschöpfungskette vor- oder nachgelagert sind (vgl.

Porter 1999b; Ramme 2000). So kann ein kommunaler IT- Dienstleister sein Kernge-

schäft im Bereich der technischen Infrastruktur und der Anwendungsentwicklung
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durch Organisations- und Strategieberatungen ergänzen.Er kann auch über den Auf-

bau eines eigenen Vertriebes versuchen, einen direkteren Zugang zu den Kunden zu

erhalten, um so seine IT-Leistungen besser vermarkten zu können. Letztlich geht es

darum, durch die Erstellung von Zusatzleistungen die eigene Wertschöpfungskette

zu unterstützen und im Vergleich zu konkurrierenden Anbietern zu verbessern.

Für die Durchführung der Diversifikation stehen verschiedene Vorgehenswei-

sen zur Verfügung:

die interne Entwicklung,

die Akquise und

die Kooperation (vgl. Müller-Stewens und Lechner 2001; Porter 1999a).

Die Akquise dient in der Privatwirtschaft dazu, schnell in neue Geschäftsfelder vor-

stoßen zu können, dürfte für öffentliche Einrichtung aber kaum eine Rolle spielen.

Von interner Entwicklung kann gesprochen werden, wenn der Impuls zur Er-

schließung eines neuen Geschäftsfeldes vom kommunalen Dienstleister ausgeht

(vgl. Müller-Stewens und Lechner 2001; Porter 1999a). Die Vorteile dieses Vorgehens

liegen darin, dass der Dienstleister innerhalb der Grenzen der Organisation verbleibt

und – anders als bei Kooperationen – nicht mit der Notwendigkeit konfrontiert ist,

mit fremden Strukturen und Kulturen umzugehen.Darüber hinaus werden die Fähig-

keiten des Dienstleisters bei der internen Entwicklung verbessert, da der Dienstleis-

ter sich neues Wissen und Fertigkeiten aneignen kann, was ihm wiederum neue An-

wendungsmöglichkeiten und Produktinnovationen eröffnet.Die interne Entwicklung

empfiehlt sich daher besonders, wenn eine Diversifikation entlang der Kernwert-

schöpfungskette des Dienstleisters angedacht ist, so beispielsweise durch das er-

gänzende Angebot von Beratungsleistungen. Problematisch ist allerdings, dass in-

terne Entwicklungen grundsätzlich einen langen Zeitraum benötigen, was zur Folge

haben kann, dass ein Dienstleister zu spät in ein Geschäftsfeld vorstößt (vgl. Müller-

Stewens und Lechner 2001). Verschärft werden könnte dies durch die in der Regel

hohe Binnenfokussierung öffentlicher Organisationen, die den Entwicklungspro-

zess weiter verlangsamt.

Eine weitere Form der Diversifikation stellen Kooperationen dar (z.B. Public-Pri-

vate- oder Public-Public-Partnerships). Sie bieten gegenüber der internen Entwick-

lung eine Reihe von Vorteilen (vgl. Müller-Stewens und Lechner 2001; Porter 1999b;

Wegener 2003b). Kooperationen eignen sich insbesondere dann, wenn neue Kom-

petenzen erschlossen werden können, die ansonsten nicht oder nur unter erhebli-

chem Aufwand gewonnen werden könnten.Die Geschwindigkeit, mit der ein Dienst-

leister in ein neues Geschäftsfeld eintreten kann, nimmt deutlich zu. Darüber hinaus

ist mit einer Kooperation aus Sicht des kommunalen Dienstleisters die Vorstellung
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verbunden, externe Ressourcen – wie Fachwissen, Finanzen oder Personal – für die

Dienstleistungsproduktion zu gewinnen. In Leipzig war ein – in dieser Hinsicht teil-

weise erfolgreiches – Vorgehen zu finden

In Gütersloh wurde unter dem Druck der Haushaltskonsolidierung eine Koopera-

tion zwischen dem Fachbereich Grünflächen und ortsansässigen Sportvereinen rea

lisiert:

Kooperation und Produktinnovationen durch 
Public-Private-Par tnership? Das Modell  Leipziger Computer-
und Systemhaus

Christoph Andersen

Die Stadt Leipzig hat im Jahr 2000 den Bereich Informationstechnologie
durch den Einbezug des privaten Partners IBM Global Services weiterentwickelt.
Die partnerschaftliche Zusammenarbeit wurde in einem Gemeinschaftsunter-
nehmen in der Rechtsform der GmbH realisiert. Zu diesem Zweck wurde
zunächst der städtische IuK-Bereich ausgegliedert und zum 01.01.2001 durch
den Einstieg der IBM teilprivatisiert. Es entstand das Leipziger Computer- und
Systemhaus (LeCoS) mit dem Ziel, externe Ressourcen (Finanzen, Fachwissen,
Personal) für die eigene Dienstleistungsproduktion zu gewinnen. So sollten mit
den finanziellen Ressourcen und dem Fachwissen der IBM nachfragespezifi-
sche Ressourcen (z.B. moderne Serverfarmen und Clientsysteme, User Help
Desk) in der Stadt aufgebaut werden. Dies ist teilweise auch gelungen. Die
GmbH wurde jedoch im Juli 2002 wieder vollständig von der Stadt Leipzig über-
nommen und scheiterte damit als öffentlich-privates Kooperationsprojekt. Der
Ausstieg der IBM ging darauf zurück, dass trotz einiger Erfolge wichtige tech-
nologische Lösungen für die Verwaltung nicht zufriedenstellend realisiert wer-
den konnten, da die Komplexität der Anforderungen und Prozesse unterschätzt
worden war und die Administration eine intensivere Beratung und Serviceleis-
tung einforderte als erwartet. Zudem konnte der private Partner angesichts
wachsenden Kostendrucks bestimmte Rationalisierungsmaßnahmen nicht
durchführen, da z.B. die Leistungserbringung vor Ort vertraglich festgelegt war.
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Der mit solchen Organisationslösungen verbundene Kapital- und Wissenstrans-

fer kann insbesondere zur Durchführung längerfristiger und kapitalintensiver Pro-

jekte genutzt werden. Als Beispiel sei hier die Modernisierung einer gesamtstäd-

tischen IT-Infrastruktur genannt, die mit Verwaltung und Schulen durchaus

5000-10000 Rechner ausmachen kann. Darüber hinaus ist es möglich, durch in-

novative Geschäftsprozesse die fachlichen Kompetenzen und Ressourcen unter-

schiedlicher Partner so zu kombinieren, dass daraus neue Dienstleistungen und

Produkte entstehen, die problemorientierter ausgerichtet sind (vgl. Schumacher

1998; Wegener 2002b).Weiterhin können Kooperationen bei bestimmten Dienst-

leistungen, wie z.B. Rechenzentrumsleistungen oder Einkauf von Hardware, dazu

beitragen, die eigene Produktion durch die Realisierung von Größenvorteilen ef-

fizienter und kostengünstiger zu gestalten (vgl. Andersen und Reichard 2003; Por-

ter 1999b). Ein Beispiel für eine Kooperation im kommunalen IT-Bereich ist die

Aufgabenverlagerung durch Kooperation? 
Das Beispiel Gütersloh

Bernd Winkler

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung 2003 mussten in Gütersloh für das
Produkt Sportanlagen erhebliche Mittel eingespart werden. Die Zielvorgabe
lag bei 100.000 Euro, die Produktverantwortung beim Fachbereich Sport. Die
Leistungsziele für die Unterhaltung der Sportanlagen werden in Abstimmung
mit dem Fachbereich Sport im Rahmen der Budgetierung festgelegt. Der ver-
einbarte Standard (Pflegeklasse 2, mittlerer Pflegezustand) umfasst ein klar um-
grenztes Leistungsspektrum auf der Basis der Leistungs- und Kostenrechnung.
Ziel war es, den Pflegestandard zu halten. Um dieses Ziel zu erreichen, mussten
Leistungen, die der Fachbereich Grünflächen erbringt, auf Dritte übertragen
werden. Nach einer detaillierten Auswertung auf der Objektebene konnten be-
stimmte Tätigkeiten, die keine hohen fachlichen Ansprüche beinhalten (Reini-
gung, Rasentreten, Mähen von Kleinflächen usw.) identifiziert werden. Auf der
Grundlage dieses Aufgabenspektrums wurden Gespräche mit den Vereinen
dahin gehend geführt, ob die Vereine diese Leistungen übernehmen könnten.
In Anbetracht der Haushaltslage der Stadt konnten die Vereine in einer offe-
nen Diskussion überzeugt werden, diese Aufgaben durchzuführen. Insgesamt
konnte die Zielvorgabe auf diese Weise erreicht werden. Die erzielte Einsparung
im Fachbereich Sport muss im Fachbereich Grünflächen kompensiert werden.
Konkret bedeutete dies, dass Personal abgebaut werden musste. Dies war zu
diesem Zeitpunkt im Rahmen von Verrentung sozialverträglich möglich.
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Komm-IT, ein Gemeinschaftsunternehmen der Anstalt für kommunale Datenver-

arbeitung Bayern (AKDB) und der Datenzentrale Schleswig Holstein. Die Komm-

IT wurde als GmbH gegründet und verfolgt das Ziel, die Produkte der Mutterbe-

triebe, vor allem Fachanwendungen (Produktlinie »OK-Software«), im kommunalen

Markt zu vertreiben.

Kooperationen können letztlich auch zur Fusion der beteiligten Partner führen,

wobei im öffentlichen Sektor vor allem die bessere Bewältigung finanzieller, techno-

logischer und managementbezogener Herausforderungen (z.B. Investitionsstau, bes-

serer Kundensupport) im Vordergrund stehen dürfte (vgl.Andersen und Reichard 2003).

Kooperationen sind jedoch auch mit einer Reihe von Problemen konfrontiert

(vgl. Müller-Stewens und Lechner 2001;Wegener 2003b). Als problematisch können

sich die vertraglichen Arrangements erweisen. Während die privaten Partner bes-

ser planen und kalkulieren können, je konstanter Laufzeit, Leistungsumfang und

Leistungsqualität sind, spielt gerade die Möglichkeit der Veränderung für die poli-

tischen Entscheidungsträger und die öffentliche Verwaltung eine entscheidende

Rolle. Da die Partner rechtlich und wirtschaftlich selbstständig bleiben, kann sich

institutioneller Eigensinn direkt auf die Kooperation auswirken und so deren Hand-

lungsfähigkeit schwächen. Anfänglich vorhandene hohe Zielkompatibilität der Part-

ner kann durch strukturelle, politische und kulturelle Unterschiede geschwächt wer-

den und die Funktionsfähigkeit von Kooperationen wesentlich beeinträchtigen.

Letztlich kann eine Kooperation auch dazu führen, dass sich die Abhängigkeit von

einem Partner erhöht und damit das Risiko steigt, im Falle eines Scheiterns der Ko-

operation mit schwer wiegenden Problemen konfrontiert zu sein. In einem Ge-

schäftsfeld fehlt dann plötzlich das Fachwissen oder bestimmte Leistungen können

nicht mehr produziert werden.

Trotz dieser Probleme kommt Kooperationen generell eine hohe Bedeutung zu.

Um den Schwierigkeiten begegnen zu können, erfordern Kooperationen einen

hohen Steuerungsaufwand. Grundlegende Veränderungen des Produktzuschnitts

oder der Leistungserstellung müssen vom kommunalen Dienstleister formuliert und

zwischen den Partnern abgestimmt werden, was häufig zu langwierigen Verhand-

lungen führt. Im Gegensatz zur internen Entwicklung, bei der Hierarchie als Koor-

dinierungsmechanismus wirkt und damit auch Kontrolle ausgeübt werden kann,

sind es bei Partnerschaften die gemeinsamen Interessen und das Vertrauen der Part-

ner in den Nutzen und die Machbarkeit der Beziehung. Insbesondere steht der kom-

munale Dienstleister vor der Problematik, langfristig einen einseitigen Abfluss von

Know-how zu verhindern, auf Grund dessen der private Partner einseitig Vorteile

ziehen kann.
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Insgesamt wirken sich Kooperationen, interkommunale Zusammenarbeiten und ein

gewisses Maß an Wettbewerb zwischen verschiedenen Kommunen (»cross-border-

competition«) vorteilhaft auf die öffentliche Dienstleistungsproduktion aus (vgl.We-

gener 2003d). Der bestehende enge Rechtsrahmen sollte vor diesem Hintergrund

gelockert werden (vgl. zu den rechtlichen Restriktionen ausführlich Kap. 2).

Die In-Wettbewerbssetzung lokaler Dienstleistungsproduzenten im Rahmen

administrativer Modernisierungsstrategien erzwingt die Pluralisierung der Nach-

fragerstrukturen. Kommunale Dienstleister müssen, um sich im Wettbewerb zu be-

haupten zu können, mehr als einen Kunden haben. Sonst gerät der Dienstleister in

die Abhängigkeit von strategischen Politik- und Geschäftsentwicklungen des Haupt-

kunden Stadt.Wettbewerb erzwingt die (Neu-)Positionierung des Dienstleisters am

Markt.Vereinzelt bemühen sich Dienstleister darum, ihr bestehendes Produktport-

folio zu überprüfen und weiterzuentwickeln und damit neue Marktsegmente zu er-

schließen. Weiter gehende Entwicklungen bei der Nutzung von Wettbewerb wer-

den durch eine unübersichtliche Rechtssituation sowie restriktive Normauslegungen

behindert.

4 . 4 . 3 . Z u s a m m e n f a s s u n g

Die Erstellung interner Dienstleistungen durch kommunale Produzenten ist heute

keine Selbstverständlichkeit mehr. Die Präferenz für eine öffentliche Erstellung ge-

genüber einer privaten Produktionslösung muss immer wieder begründet werden

und mündet letztlich in der Forderung der Wettbewerbsfähigkeit des kommunalen

Anbieters. Neben der Optimierung von Produkten, Prozessen und Kosten sind Ge-

schäftsfeldstrategien die wesentliche Stellschraube für interne Dienstleister zur Stei-

gerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit.

In Deutschland sind derzeit kaum Strategien zu beobachten, mittels derer Dienst-

leister in ihren Geschäftsfeldern systematisch Kompetenzen aufbauen oder wei-

terentwickeln. Dominantes Handlungsmuster ist der ideologisch motivierte Rück-

bau der öffentlichen Dienstleistungsproduktion. Wettbewerb wird dabei

gleichgesetzt mit der Verlagerung der Produktion interner Leistungen (z.B. Gebäu-

dereinigung, Druckerei) in den Verantwortungsbereich der Privatwirtschaft. Die Leis-

tungen werden dem Markt ausgesetzt, ohne dass die Vorteile von Wettbewerb ge-

nutzt werden. Produktinnovationen werden selten systematisch forciert, sondern

sind regelmäßig die Folge eines administrativen Anpassungsmechanismus an ge-

setzliche Änderungen. Daneben sind zaghafte Bemühungen zu erkennen, durch

Kommerzialisierungsstrategien neue Kunden zu akquirieren, um die Auslastung ei-
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gener Kapazitäten oder die Finanzstrukturen zu verbessern. Diese Bemühungen

werden jedoch durch das Gemeindewirtschaftsrecht sowie durch ordnungspoliti-

sche Zielvorstellungen von Kommunalpolitikern und Teilen der Öffentlichkeit be-

hindert, die Konkurrenz zwischen öffentlichen und privaten Anbietern als nicht wün-

schenswert betrachten.
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5 . W I R K U N G E N

Das Forschungsprojekt »Konkurrieren statt Privatisieren« untersuchte am Beispiel ver-

schiedener Dienstleister, inwieweit und wie Kommunen ihre Leistungsproduzenten

wettbewerbsfähig machen. Keine der Dienstleistungen befindet sich in einem offen-

siven Wettbewerb mit privaten Dienstleistungsanbietern,dennoch ist der Wettbewerb

spürbar, da interne Leistungen auch über »den Markt« bezogen werden könnten.

Das Kapitel »Wirkungen« untersucht, inwieweit in den Bereichen

Qualität

Kosten

Beschäftigung

in den drei Dienstleistungsbereichen13

Grünflächen

Informations- und Kommunikationstechnologie

Druckereileistungen

durch die Vorbereitung der Wettbewerbseinführung und Anpassung Auswirkun-

gen festzustellen waren.Der Bereich der Gebäudereinigung konnte hier nicht berück-

sichtigt werden, da nahezu alle Kommunen ab der Größenklasse 3 ihre Leistungen

bereits privatisiert haben oder eine Auslagerung planen.

5 . 1 . W I R K U N G E N  I N  D E N  B E R E I C H E N  Q U A L I T Ä T, KO S T E N  

U N D  B E S C H Ä F T I G U N G

5 . 1 . 1 . We t t b e w e r b  u n d  Q u a l i t ä t

Marcus Beck und Stephan Selle

Einzelne Qualitätselemente wirken an verschiedenen Stellen auf die Wettbewerbs-

fähigkeit von internen Servicebereichen. Die Effekte lassen sich an Hand der Kriterien
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Kundenintegration,

Steuerung (Controlling, Anreize),

Leistungsdefinition,

Standardisierung (Zertifizierung),

Prozessorganisation,

Kompetenz der Mitarbeiter und

Innovationsfähigkeit

aufzeigen. Der Nachweis eines kausalen Zusammenhangs zwischen der Einführung

von Wettbewerbselementen und Qualitätsveränderungen im öffentlichen Sektor

ist mit einigen methodischen Schwierigkeiten verbunden. Insbesondere ist ein Qua-

litätsvergleich von internen Dienstleistungen im zeitlichen Ablauf schwierig, weil es

vor der Einführung von wettbewerbsorientierten Instrumenten wie z.B.

Kundenbefragungen,

Berichtswesen (Controlling),

Standardisierungen (Zertifizierungen) oder 

Zielvereinbarungen einschließlich Anreizen und Sanktionen 

keine aussagekräftigen Vergleichsdaten gab. Erst die Etablierung von Modernisie-

rungselementen führte zu einer Schaffung der Grundlagen (Kostentransparenz, Pro-

duktbildung, Zuordnung von Kosten zu Produkten), die auch die Einbeziehung von

Qualitätsaspekten beinhalteten.

Aus den Fallstudien der untersuchten Dienstleistungsbereiche lassen sich eini-

ge Aussagen ableiten, die die Bedeutung der Berücksichtigung von Qualitätsa-

spekten bei kommunalen Dienstleistungsstrategien hinsichtlich ihrer Wettbe-

werbsfähigkeit unterstreichen. So gibt es in den untersuchten Kommunen

dienstleistungsübergreifend Ansätze einer stärkeren Kundenorientierung, in eini-

gen wenigen Fällen auch Ansätze einer Nutzerintegration (wie zum Beispiel in Köln).

Im Dienstleistungsbereich Grün erfolgt etwa eine verstärkte Einbeziehung der Bür-

ger durch von Bürgern und Verwaltung gemeinsam entwickelte Grünprojekte oder

eine Partizipation über Prioritätenlisten.

Vermehrt ist eine Einbindung von Nutzern durch Internet und Intranet in den

Bereichen IT, Grün und Druckerei anzutreffen, um eine breite Partizipation zu sichern

oder die Kommunikation mit den Nutzern zu erleichtern. Die Nutzung von techni-

schen Neuerungen durch die Dienstleister bringt allerdings noch keine Qualitäts-

steigerung und keine Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen An-

bietern mit sich. Vielmehr müssen die sich daraus ergebenden organisatorischen

Gestaltungspotenziale genutzt werden, denn erst eine aktive Integration von Nut-

zern wirkt sich positiv auf die Qualität einer Dienstleistung aus.
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Die empirischen Untersuchungen zeigen allerdings trotz der positiven Beispie-

le insgesamt keine strategische Einbeziehung der Nutzer. Kundenbefragungen

finden häufig in unregelmäßigen Abständen statt oder bleiben ohne Konse-

quenzen.

Die Steuerungsinformationen (Datenlage, Berichtswesen, Controlling) der in-

ternen Dienstleister haben als Instrumente der Qualitätssicherung Einfluss auf die

Wettbewerbsfähigkeit. In den untersuchten Kommunen befinden sich dezentrale

Informationssysteme und Berichtswesen im Aufbau. Die Ausprägungen reichen

dabei von Auftragserfassungen bis hin zum dezentralen Controlling zur Unterstüt-

zung von Entscheidungen. Allerdings gibt es Defizite in der Datenversorgung. So

kann im Bereich Druckerei zwar ein Auftragsrückgang wahrgenommen, aber auf

Grund fehlender Informationen über gesamtkommunale Vorgänge keine Aussage

dazu getroffen werden, wohin die Aufträge anschließend vergeben werden. Damit

liefern die Daten keine Erkenntnisse für ein zu veränderndes Verhalten (wie zum

Beispiel in Hameln).

Ein Problem ist der weiterhin bestehende Kontrahierungszwang, der kaum einen

Anreiz bietet, Qualitätsverbesserungen anzustreben. Das bedeutet nicht, dass die

erstellten Leistungen generell unzureichend sind (im Bereich Druckerei konnte im

Gegenteil eine hohe Kundenzufriedenheit festgestellt werden). Höhere Wettbe-

werbseffekte können aber ohne Kontrahierungszwang erzielt werden. Im Bereich

der Gebäudereinigung gibt es in einer untersuchten Kommune (Bielefeld) die Mög-

lichkeit, Qualitätsvergleiche über einen Parallelbetrieb (befristete externe Vergaben)

anzustellen. Diese Möglichkeit wurde aber in der Praxis auf Grund der mangelnden

Kompetenz der Auftraggeber, Leistungen zu beschreiben, nicht genutzt. Der kom-

munale Reinigungsdienstleister spezifizierte daher seine zu erbringenden Leistun-

gen selbst. Dies bietet bei Schlechtleistungen und Beschwerden keine Sanktions-

möglichkeiten. Aus diesem Grund sollte zumindest ein Einspruchsrecht vorhanden

sein, das Verhandlungen über die Qualität der Leistungen ermöglicht. Dabei muss

die Politik (Wettbewerb um was?) und die Nutzer der internen Dienstleistungen

(Qualität und Standards) den Rahmen für die Qualitätserfordernisse der Leistungen

setzen. Dies war in den untersuchten Kommunen nicht der Fall, ein Rahmen wurde

allenfalls über Budgetvorgaben gesetzt.

Ein wichtiger Aspekt der Qualitätssicherung ist die Standardisierung von Dienst-

leistungen. Prioritäten werden im kommunalen Bereich bei der Standardisierung

und Kontrolle von messbaren Leistungen gesetzt. So wurden bei der Gebäuderei-

nigung z.B. DIN-Normen zur Schulreinigung erlassen. Dies ermöglicht eine wirksa-

mere Kontrolle der Leistungserbringung. In den untersuchten Kommunen zeigen
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sich durch die Einführung von Qualitätskontrollsystemen nicht nur Möglichkeiten

zur Mängelbeseitigung, sondern zugleich motivierende Wirkungen bei den Mitar-

beitern, da zufriedenstellende Leistungserstellungen wahrgenommen werden (zum

Beispiel in Köln).

In Dortmund wurden im Bereich IT die Prozesse nach DIN EN ISO 9001 zertifi-

ziert. So konnten Schwachstellen aufgedeckt und beseitigt werden. Es ist geplant,

dieses Verfahren kontinuierlich fortzuführen. Durch die Konzentration auf die Pro-

zesse des Systemhauses ist dieses besser in der Lage, sich an den Interessen der

Kunden auszurichten. Dies ist ein Schritt hin zu mehr Prozesstransparenz. Die Be-

trachtung der Prozessebene ist aber weiterhin defizitär. Die Formulierung theoreti-

scher Standards reicht allein nicht zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit aus; es

muss auch eine praktische Umsetzung erfolgen.

Die Fallbeispiele zeigen, dass die Bedeutung kaufmännischer Kompetenz mitt-

lerweile anerkannt ist. So wurden im Bereich Druckerei Stellen für die kaufmän-

nische Leitung geschaffen, um den neuen Anforderungen Rechnung zu tragen

(Abschaffung des Kontrahierungszwangs und dadurch bedingte Notwendigkeit

eigenständigen wirtschaftlichen Handelns). Im IT-Bereich ergeben sich Proble-

me beim Personalmanagement. Hier kann es durch die Tarifstrukturen zu Schwie-

rigkeiten kommen, qualifiziertes Personal (SAP-Berater, Entwickler) zu rekrutie-

ren bzw. zu halten.

Im Bereich der Gebäudereinigung sind negative Auswirkungen auf die Qualität

zu beobachten, wenn keine Qualitätsstandards formuliert werden. In diesen Fällen

beschränkt sich der Wettbewerb auf die Faktoren Personalkosten und Arbeitsaufwand.

Betrachtet man Qualität vor dem Hintergrund knapper Kassen, so sind wett-

bewerbsfähige Produkte und Leistungen nur durch die konsequente Nutzung

technischer Innovationen oder Steigerung der Produktivität möglich. Hier bie-

ten neue Kommunikationswege wie Intranet oder Internet vielfältige Möglich-

keiten einer qualitativ hochwertigen Leistungserstellung und auch Einsparpo-

tenziale (z.B. Post per Mail), die allerdings häufig mit Investitionen verbunden

sind. In Düsseldorf wird ein Grüninformationssystem (GRIS), eine Software mit

Flächen- und Pflegedatenbanken, zur Qualitätssicherung genutzt. In dieses Sys-

tem mussten zunächst aber entsprechende Investitionen fließen. Vor allem im

Dienstleistungsbereich IT sind Investitionen unabdingbar; aber auch im Bereich

Druckerei werden inzwischen hauptsächlich Geräte mit kurzer Laufzeit geleast,

um dem technischen Fortschritt und der Investitionsnotwendigkeit gerecht zu

werden. Hohe Investitionen sind von den Kommunen in der gegenwärtigen Fi-

nanzsituation meist nicht allein zu finanzieren. Um entsprechendes Know-how
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in den Dienstleistungsbereichen dennoch nicht durch vorschnelle Privatisierun-

gen aus kommunaler Hand zu geben, kann als weiterer Qualitätsbaustein für eine

erhöhte Wettbewerbsfähigkeit die Kooperation genutzt werden. Es gilt, durch

(z.B. interkommunale) Kooperationsstrategien und Bündelungen von Leistungen

zu einer funktionierenden Qualitäts- und Leistungssicherung zu gelangen. Dies

kann die Produktivität einer internen Serviceleistung, z.B. durch bessere Kapa-

zitätsauslastungen, erhöhen. So gibt es in einigen Städten Überlegungen, Druck-

und Logistikzentren durch die Integration der Serviceleistung Post in den Be-

reich Druckerei zu bilden (wie zum Beispiel in #). Aber auch Kooperationen mit

der Privatwirtschaft dienen der Qualitätssicherung ohne Verlust des eigenen

Know-hows. So besteht die Möglichkeit der Gründung von Public-Private-Part-

nerships. Dies ist etwa in Bremen geschehen, wo es ein Gemeinschaftsunter-

nehmen der Stadt Bremen und der T-Systems gibt, das IT-Dienstleistungen für

die Stadt gemeinsam erbringt. Dies soll die eigene IT-Kompetenz sichern und

durch Nutzung des privaten Know-hows der Qualitätssicherung dienen.

Insgesamt lässt sich aus den Untersuchungen der Kommunen ableiten, dass

kommunale Dienstleister durchaus qualitativ hochwertige Produkte erstellen.

Die Einbeziehung einer Qualitätssicherungsstrategie unter Berücksichtigung der

Prozessebene findet in der Praxis allerdings noch nicht statt. Zwar sind die vor-

gestellten Elemente (vor allem die Standardisierung und die Steuerungsinfor-

mationen) bei vielen untersuchten Fällen vorzufinden und es setzt auch ein Um-

denken hinsichtlich einer stärkeren Fokussierung auf den Kunden ein, aber die

erzielten Ergebnisse könnten besser genutzt werden. Unter (noch nicht vorhan-

denen) marktlichen Konkurrenzbedingungen werden qualitative Aspekte für die

Wettbewerbsfähigkeit interner Dienstleister entscheidend sein. Die Positionie-

rung im Wettbewerb wird erfolgreich sein, wenn eine strategische Qualitätssi-

cherung implementiert ist. Dies beginnt bei einer Nutzerintegration, die zu ge-

wünschten Leistungen führt und wird fortgeführt durch Standardisierungen, die

aber auch auf der Arbeitsebene umgesetzt werden müssen. Eine begleitende

Steuerung über Daten und Informationen ist für den Dienstleister wichtig, um

Abweichungen oder Finanzprobleme rechtzeitig erkennen zu können. Entschei-

dend für Qualität ist darüber hinaus die Qualifikation der Mitarbeiter sowie die

Nutzung von Innovationspotenzialen. Eine gute strategische Positionierung wird

vor allem aber von zukünftigen Kooperationsstrategien und den damit ver-

knüpften Anreizen abhängen.
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5 . 1 . 2 . We t t b e w e r b  u n d  K o s t e n

Christoph Andersen

Die Feststellung von Kostenveränderungen infolge von Wettbewerbsstrategien ist

mit methodischen Schwierigkeiten verbunden. Ein Vergleich der Kosten vor und

nach der Einführung von Wettbewerbselementen ist nur bedingt möglich, weil es

früher durch die fehlende Trennung von Auftraggeber und Auftragnehmer keine

vergleichbaren vertraglichen Vereinbarungen zwischen den bestellenden und aus-

führenden Einheiten gab. So sind durch die Nutzung des Instruments Wettbewerb

in allen hier untersuchten Kommunen Leistungen erstmalig näher beschrieben wor-

den. Zugleich sind häufig beim Zuschnitt der Dienstleistungen einige Veränderun-

gen vorgenommen worden, oder es sind sogar gänzlich neue Produktpakete (z.B.

Hotlines oder Facility-Management) hinzugekommen. All dies erschwert einen »vor-

her – nachher« Kostenvergleich erheblich.

Ein weiterer Problempunkt ist die häufig völlig unzureichende Datenlage. Vor

der In-Wettbewerbsetzung von Dienstleistern gibt es durch die fehlende Kosten-

rechnung keine exakte Kostenzuordnung. Aber auch die im Zuge der Verwal-

tungsmodernisierung eingeführten Kostenrechnungen haben die Datenlage nicht

umfassend verbessert. So sind Kostenerfassungen und -zuordnungen heute mit ei-

nigen »typischen« Problemen konfrontiert. Bei der Kalkulation von Kostenpreisen

werden häufig nur Teilkosten verwendet, die sich aus den Personal- und Sachko-

sten zusammensetzen. Kalkulatorische Kosten und Gemeinkosten (z.B. Kosten po-

litischer Führung, Kosten der Demokratie) werden bisher nur teilweise oder noch

gar nicht angesetzt. Nicht nur die kritische Kontrolle der Kostenstrukturen, sondern

auch systematische Kostenvergleiche werden durch diese unterschiedlichen Hand-

habungen bei der Kostenerfassung erheblich erschwert.Trotz dieser methodischen

Schwierigkeiten lassen sich aus den untersuchten Fällen einige generelle Schluss-

folgerungen über die Effekte von Wettbewerbsstrategien auf die Kostensituation

ziehen.

Strategien der In-Wettbewerbsetzung haben in den Fachämtern der unter-

suchten Kommunen zu einer deutlichen Verbesserung des Kostenbewusstseins bei

der Nutzung interner Serviceleistungen geführt. Interne Leistungen sind heute für

die Mitarbeiter keine »freien Güter« mehr, die kostenlos unbegrenzt zur Verfügung

stehen. Da die Leistungen (z.B. Kopierauftrag, Gebäudemiete, Neuanschaffung eines

PCs oder Druckers) nun eingekauft und teilweise über die dezentralen Budgets be-

zahlt werden müssen, wird die Nutzung in den Fachbereichen gezielter geplant.
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Wettbewerbsstrategien haben darüber hinaus sämtlichen Dienstleistern ermög-

licht, aus dem System der Kameralistik auszubrechen. Früher haben Finanzkrisen

und Haushaltsengpässe zu pauschalen Mittelkürzungen bei den Ämtern geführt,

also auch zu Reduzierungen im Budget für interne Leistungen. Die Folge dieser pau-

schalen Mittelkürzungen waren häufig Qualitätsverluste, da beispielsweise keine

Anpassung an technologische Standards (etwa im Soft- und Hardwarebereich, bei

Rasenmähern oder Reinigungsmaschinen) durchgeführt werden konnten oder nicht

genügend Personal für die Leistungserbringung (z.B. in der Gebäudereinigung) zur

Verfügung stand.

Verständlicherweise resultieren hieraus erhebliche Unzufriedenheiten der Nut-

zer. Besonders drastisch ist die Situation im IT-Bereich. Massive Qualitätsmängel

haben in der Folge zu einer sinkenden Nachfrage nach zentralen Leistungen und

letztlich zur schleichenden Dezentralisierung durch Aufbau eigener IT-Stellen in den

Ämtern geführt. Die Umstellung auf eine vertraglich geregelte Entgeltfinanzierung

von internen Leistungen sorgt dagegen für eine höhere Priorisierung von Service-

leistungen in den Fachbereichen und damit letztlich für eine stärkere Kontinuität

der kommunalen Investitionen, da die bestellenden Facheinheiten ansonsten un-

mittelbare Auswirkungen von Kürzungen in ihrer Verwaltungsarbeit spüren.

Darüber hinaus verweisen die hier untersuchten Fälle zum Teil auch auf reale

Kosteneinsparungen (wie zum Beispiel in Dortmund und Köln). Hintergrund dafür

ist eine Verbesserung der Kostenstrukturen durch die Nutzung von Wettbewerbs-

elementen, obgleich kein einziger Dienstleister von sich behauptet, billiger als ein

konkurrierender privater Anbieter zu sein. Die Effizienzgewinne sind insofern nur

teilweise Folge der wettbewerblichen Ausrichtung der Dienstleistungsproduktion.

Dies kann dort beobachtet werden, wo Kommunen auf Grund vertiefender Prozes-

sanalysen und Bemühungen zur Integration von Nutzerbedürfnissen Kosteneins-

parungen realisieren konnten.

Die Einsparungen durch Rationalisierungen sind schwer von den Effekten der

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu trennen. Über den Abbau von Personal

und die Realisierung von Einsparungen wird generell versucht, den auf den kom-

munalen Haushalten lastenden finanziellen Druck zu minimieren. Besonders be-

troffen davon ist der Bereich der operativ-manuellen Tätigkeiten. Beispielsweise

wird die Gebäudereinigung aus Kostengründen nur noch in wenigen der unter-

suchten Kommunen in Eigenregie betrieben. Die Vergabe von Gebäudereini-

gungsleistungen an private Anbieter ist mittlerweile häufig kommunale Realität ge-

worden. Ein ähnlicher, wenn auch nicht ganz so drastischer Befund zeigt sich im

Bereich Grünflächen. Neben den vergabelastigen Bereichen Planung und Bau wird
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zunehmend der Bereich Pflege/Unterhaltung aus Kostengründen in ein Konkur-

renzverhältnis mit privaten Anbietern gestellt (wie zum Beispiel in Düsseldorf ).

Etwas anders gestaltet sich das Bild in der kommunalen Informationstechnolo-

gie. Grundsätzlich kann ein beschleunigter Einsatz von elektronischen Technologi-

en in der Kommunalverwaltung beobachtet werden, der insbesondere durch eGo-

vernment massiv forciert wird. Damit verändert sich der Stellenwert von IT in der

Kommune erheblich, allerdings sind die Kostenvorteile auch hier generell nicht sys-

tematisch erfasst worden.

Die Privatisierungen im Bereich operativ-manueller Tätigkeiten zeigen, dass

diese Leistungen durch die öffentliche Hand – besonders durch das Tarifgefälle zur

Privatwirtschaft – nur schwer wettbewerbsfähig produziert werden können, wenn

die Personalkosten als »Inhalt« des Wettbewerbs definiert werden.

Allerdings zeigen die Erfahrungen sowohl aus der Privatindustrie als auch aus

den Fallstudien, dass Kostenaspekte allein nicht über die Wettbewerbsfähigkeit einer

Leistung entscheiden.Wären Kosten, allen voran die Personalkosten, der einzig ent-

scheidende Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens, dann würde

kaum noch ein Unternehmen, z.B. der Automobil- und IT-Industrie, in Deutschland

produzieren. Ausschlag gebend für die Wettbewerbsfähigkeit ist nicht der Kosten-

aspekt allein, sondern die Produktivität der Dienstleistungserstellung. Über die Neu-

organisation der Produktions- und Wertschöpfungskette im öffentlichen Sektor

kann somit analog zur Neuorganisation der Produktion in der Industrie die Pro-

duktivität der kommunalen Leistungserstellung erhöht werden. Bislang sind aber

in kaum einer untersuchten Kommune systematische Anstrengungen in dieser Rich-

tung zu erkennen. Kaum eine Kommune nutzt die Möglichkeit, über die Restruktu-

rierung der Arbeitsorganisation und der Leistungsketten zu einer Produktivitäts-

steigerung und einer Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit zu gelangen.

Besonders wenig Anstöße sind im Bereich der operativ-manuellen Leistungserstel-

lung zu finden. Da diese nicht zum »Kerngeschäft« gehören, gelten sie als »natürli-

che« Privatisierungskandidaten, so dass Restrukturierungsüberlegungen als nicht

notwendig erachtet werden. Durch den Verzicht auf alternative Lösungsstrategien

besteht letztlich keine reale Alternative zur Privatisierung. – ein bitterer Befund.
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5 . 1 . 3 . We t t b e w e r b  u n d  B e s c h ä f t i g u n g

Christoph Andersen, Marcus Beck, Stephan Selle

Wettbewerbsfähigkeit und Arbeit

Bislang sind keine größeren Veränderungen der Wettbewerbsorientierung auf

die Arbeitsorganisation und die Arbeitszeiten in den untersuchten Dienstleis-

tungsbereichen zu erkennen. Die Arbeitszeiten richten sich nach wie vor nach der

Regelarbeitszeit, eine Flexibilisierung ist nur bedingt möglich.

Ein wesentlicher Aspekt der Kundenorientierung ist die Erreichbarkeit der Dienst-

leister und die Geschwindigkeit der Bearbeitung von Bestellungen. Verschiedene

Verwaltungen haben hier bereits deutliche Verbesserungen erreichen können, wie

beispielsweise der Bereich Druckerei in Hameln oder in Köln, aber auch IT-Dienst-

leister in den untersuchten Städten. Längere »Öffnungszeiten« bedürfen einer An-

passung der Arbeitszeiten, die ganz wesentlich die Zufriedenheit der Kunden posi-

tiv beeinflussen.

Die unterschiedlich qualifizierten Mitarbeiter werden in allen untersuchten Be-

reichen weitaus flexibler eingesetzt, als dies in der Tradition der rigiden Arbeitstei-

lung im öffentlichen Sektor zu erwarten gewesen wäre. In allen drei Bereichen wer-

den Mitarbeiter an verschiedenen Stellen des Produktionsprozesses eingesetzt und

gleichen so unterschiedliche Auftragslagen und Kundenbedarfe aus. Hier drückt

sich – zumindest in Ansätzen – der Wandel von einer angebotsorientierten Struk-

tur zu einer nachfrageorientierten Struktur aus.

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung

Die Vorbereitungen der kommunalen Dienstleistungsproduzenten zeigen bisher

keine spezifischen Wirkungen auf die Beschäftigung, die sich unmittelbar und direkt

auf die Maßnahmen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit zurückführen lassen.

In allen Bereichen ist auf Grund der Sparzwänge, die eher den strukturellen

Schwächen der Gemeindefinanzierung in Deutschland geschuldet sind, ein Be-

schäftigungsrückgang zu verzeichnen. Davon betroffen sind aber vor allem die

Dienstleistungsbereiche, die im Zuge der pauschalen Einsparungen oder im Zuge

von Privatisierungen Beschäftigung abgebaut haben. Insbesondere sind Arbeits-

plätze weggefallen, die eher geringe Qualifikationen erfordern.

Die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit erzwingt eine Reorganisation der Ar-

beit und damit auch eine Erweiterung der Qualifikationen der Mitarbeiter, insbe-

sondere eine Flexibilisierung des Einsatzes von Mitarbeitern.
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5 . 2 . W i r k u n g e n  a u f  d i e  u n t e r s u c h t e n  

D i e n s t l e i s t u n g s b e r e i c h e

Nach der querschnittsbezogenen Darstellung der Auswirkungen von Wettbe-

werbselementen auf Qualität, Kosten und Beschäftigung werden in diesem Ab-

schnitt die Wirkungen in den untersuchten Dienstleistungsbereichen Druckerei-,

Grün- und IT-Bereich beschrieben.

5 . 2 . 1 . W i r k u n g e n  i m  B e r e i c h  d e r  D r u c k e r e i

Marcus Beck und Stephan Selle

In dem Forschungsprojekt wurden die Druckereien der Städte Hameln (Nieder-

sachsen) und Köln (Nordrhein-Westfalen) untersucht.

Qualität

Die Anforderungen an die Qualität haben sich durch die Dezentralisierung der

Ressourcenverantwortung stark verändert. Die Dienststellen der untersuchten Ver-

waltungen sehen sich durchaus als »Kunden« und verlangen Qualität. Dies hat die

»anreizende« Folge, dass bei Schlechtleistungen keine Abnahme der Leistungen er-

folgt und folglich schlechte Qualität zu Lasten der Budgets der Druckereien geht.

Allerdings ist der Fokus der Mitarbeiter und der Führung der Dienstleister auf

Kostensenkungsstrategien gerichtet. Qualitätsvergleiche oder Stärken-Schwächen-

Analysen zur Identifizierung »kostenneutraler« Instrumente und Methoden im Be-

reich der Qualität fanden in den untersuchten Druckereien nicht statt.

Im Gegensatz dazu konnten im Rahmen des Qualitätsmanagements und der

Qualitätssicherung neue Sicherungsmechanismen durch aktive Kundenintegration

identifiziert werden. Nutzerwünsche werden vor oder während der Erstellung der

Leistungen berücksichtigt, die Nutzer-/Kundenzufriedenheit durch Befragungen

evaluiert und bei gegebenem Anlass durch qualitätssteigernde Maßnahmen (z.B.

flexible Veränderungen am Produkt oder Vorhaltung von Vorlagen zur schnelleren

Erstellung) verbessert.

Grundsätzlich ist im Ergebnis der Untersuchung die Lage der Druckereien dif-

ferenziert zu betrachten. Einige Schritte hin zum wettbewerbsfähigen Marktteil-

nehmer wurden eingeleitet. Die untersuchten Druckereien haben zum Teil schon

erhebliche Veränderungen durch vollkommene Dezentralisierung oder doppi-

sches Rechnungswesen vorzuweisen. In den Untersuchungen ließ sich jedoch
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beobachten, dass der Motor der Veränderung nur unter einer politischen und

verwaltungsinternen Führung auf Touren kommt, die es versteht, durch Anreize

und Sanktionen, Strategie und gelebte Verantwortungsübertragung die Mitar-

beiter zur Einführung und Umsetzung von neuen Instrumenten und Prozessen

zu motivieren.

Kosten

Bei der Gestaltung der Kosten kann eine wettbewerbsbedingte Notwendigkeit

zur Verbesserung der Kostentransparenz und der Möglichkeit der Kostenzuordnung

festgestellt werden. Die Dezentralisierung der Ressourcenverantwortung erfolgte

in den untersuchten Druckereien unvollständig. So wurden zwar Sachkosten de-

zentralisiert und Sammelnachweise aufgehoben, die Personalkosten werden jedoch

weiterhin zentral budgetiert. Bei der entwickelten Kostenrechnung stand die Defi-

nition der Preise auf Grundlage aller anteiligen Kosten für Personal, Sachmittel und

Gemein- sowie Betriebskosten im Mittelpunkt. Dies bildet die Grundlage für die in-

terne Verrechnung von Leistungen und ist auf Grund der ganzheitlichen Betrach-

tung und Gestaltung der Leistungsbeziehungen eine der wichtigen Stellschrauben

zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit. Durch das im Zuge des Reformprozesses

initiierte Ausstellen von Rechnungen an den Leistungsempfänger wurden das Wirt-

schaftlichkeitsdenken der Mitarbeiter erhöht und die Art und Höhe der Kosten für

Leistungsersteller wie auch –empfänger transparenter und verständlicher.

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu bemängeln, dass die Rechnungen nur

in den seltensten Fällen der monetären Verrechnung oder einer geldwerten Leis-

tung zuzuordnen sind. Häufig werden die Rechnungen nur pro forma ausgestellt

und haben keine Auswirkungen auf das Budget.

Darüber hinaus verhindert das Fehlen einer internen Leistungsverrechnung,

dass Kosten den verursachenden Stellen zugerechnet werden. Die vorhandenen,

auf die Produkte umzulegenden Kosten sollten auf Druckereirelevanz überprüft und

nach Art der Kostenentstehung eingeordnet werden. Auf diese Weise könnten

Kostenstrukturen differenziert betrachtet und relevante und irrelevante Kostenträ-

ger identifiziert werden. Dies würde die Transparenz über die Entstehung der Ko-

sten erhöhen. Die Definition der für die Druckerei relevanten Kosten und deren al-

leinige Umlage auf die Produkte der Dienstleistungen hätte eine Erhöhung der

Wettbewerbsfähigkeit mit privaten Anbietern zur Folge.
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Beschäftigung

Die Beschäftigungssituation in den Druckereien hat sich bedingt durch die kom-

munale Finanzsituation verschlechtert, nicht jedoch durch die Maßnahmen zur För-

derung der Wettbewerbsfähigkeit.

Dennoch liegt ein effizienter Personaleinsatz im Fokus der Reformbemühun-

gen. In den untersuchten Druckereien ist zum Beispiel die Ausweitung der Aufga-

ben- und Verantwortungsbereiche aufgefallen. Die Anforderungen an die Qualifi-

kation der Mitarbeiter haben sich vor dem Hintergrund der Entwicklung der

Wettbewerbsfähigkeit ebenfalls verändert. Allein die technische Entwicklung der

Druckgeräteindustrie erfordert geschulte Mitarbeiter. Um den reformbedingten Ver-

änderungen des Rechnungswesens und der Annäherung des Geschäftsablaufes an

privatwirtschaftliche Vorbilder Rechnung zu tragen, wurde in einem Fall eine kauf-

männische Fachkraft eingestellt. Die Wettbewerbsfähigkeit der Druckereien kann

darüber hinaus durch die Führung über transparente Ziele, Personalentwicklung,

die Flexibilisierung der Arbeitszeiten sowie das Instrument der kriteriengestützten,

leistungsorientierten Bezahlung positiv beeinflusst werden.

5 . 2 . 2 . W i r k u n g e n  i m  B e r e i c h  » Ö f f e n t l i c h e s  G r ü n «

Robert Kösling

Der Grünbereich in deutschen Kommunen ist durch eine hohe Heterogenität der

Organisationslösungen geprägt.

Untersucht wurden in dem Forschungsprojekt die Grünbereiche der Städte Düs-

seldorf, Essen und Stuttgart.

Qualität 

In den untersuchten Kommunen lässt sich ein Bewusstseinswandel in den Be-

reichen Qualitätsmessung und Qualitätssicherung feststellen. Die Definition von

Pflegestandards mit unterschiedlichen Pflegestufen führte auf Grund der Ein-

sparungszwänge zunächst zu einer Reduzierung der geleisteten Standards. Schwie-

rigkeiten ergaben sich bei Verknüpfung der Standards mit den Flächen und den

hinterlegten Leistungsverzeichnissen. Die eingeleiteten Reduzierungen führten zum

bekannten Gießkannenprinzip, d.h. der Verringerung aller Tätigkeiten ohne Bezug

auf die Anforderungen an diese Fläche.

In einzelnen Leistungsbereichen werden nunmehr bisher einheitliche Qua-

litätsstandards zunehmend zu Gunsten beteiligungsorientierter Verfahren aufge-
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hoben. Damit geht eine verstärkte Kunden-/Nutzerorientierung bei der Leistungs-

definition, Leistungserstellung und Leistungsbewertung einher. Diese Entwicklung

geht über bekannte Beteiligungsmöglichkeiten im Planungsbereich hinaus, da z.B.

auch Unterhaltungsleistungen kooperativ in einem vorher individuell ausgehan-

delten Qualitätsrahmen bewerkstelligt werden.

In den untersuchten Kommunen werden als erster Schritt Überlegungen zur

Ausgestaltung von Qualitätskennzahlen (vorwiegend über Zahlen des Beschwer-

demanagements) zur Qualitätsmessung angestellt (wie zum Beispiel in Düsseldorf ).

Die Entwicklung von Pflegestandards war eine Grundbedingung für die Klassi-

fizierung und die gewünschte Qualität der Pflege von Grünflächen.Die Dienstleister

müssen in Zukunft stärker die Kosten-Qualität-Relationen auch gegenüber dem Rat

verdeutlichen und konsequent mit denen konkurrierender Anbieter vergleichen.

Kosten

Der stetig ansteigende Kostendruck hat in den Grünbereichen zu einem verstärkten

Kostenbewusstsein geführt. In den untersuchten Kommunen ist der Aufbau einer in-

ternen Kosten- und Leistungsrechnung und eines Controllings weit vorangeschritten

(wie beispielweise in Düsseldorf).Problematisch bleiben die verursachergerechte Zu-

ordnung der Kosten, die Flexibilitätsforderung (z.B. bei der Produktbildung), die zeit-

nahe Bepreisung und die Verknüpfung zum Budget. Den pauschalen Vorgaben zur

Kostenreduzierung konnte insofern bisher wenig entgegen gesetzt werden. Dabei

lässt sich ein erhöhter Anspruch der Kostensicherheit der Kunden und der Politik be-

obachten. Die Einführung des Kontraktmanagements hat in einzelnen Leistungsbe-

reichen zu ersten Preisverhandlungen geführt. Lösungen mit variablen Pflegestufen

mit längeren Bewirtschaftungszeiträumen jenseits der reinen Mengenfunktion sind

bisher nur selten realisiert worden (wie beispielsweise in Stuttgart).

Beschäftigung

Die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Grünbereichs bewirkt keinen Stel-

lenabbau im Arbeiterbereich. Der Stellenabbau erfolgte ausschließlich auf Grund

von Einsparungsvorgaben im Personalbereich. Eine strategische Personalentwick-

lung findet nicht im erforderlichen Umfang statt.

Es ist ein Verlust an Qualifikation und zielgenauer Qualifizierung feststellbar. In

den Themenbereichen Tarife und Arbeitszeiten sind höchst unterschiedliche Flexi-

bilisierungsgrade anzutreffen. Ungelöst bleibt noch die Frage nach dem verstärk-

ten Einsatz alternativer Beschäftigungsformen (saisonale Kräfte, ABM, Arbeit statt

Sozialhilfe, Gemeinnützige Arbeit etc.).
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5 . 2 . 3 . W i r k u n g e n  i m  B e r e i c h  v o n  I T - D i e n s t l e i s t u n g e n  

Christoph Andersen

Untersucht wurde in dem Projekt die Städte Dortmund, Hagen, Kreis Ludwigslust,

Leipzig und Bremen.

Qualität 

In allen untersuchten Kommunen sind erste Schritte unternommen worden, um

die Nutzerbewertungen und Nutzerpräferenzen zum zentralen Bezugspunkt der

Dienstleistungsproduktion zu machen. Um die Bedarfe, Erwartungen und Ein-

schätzungen der Nutzer in Erfahrung zu bringen, setzen IT-Dienstleister zunehmend

expertenzentrierte und standardisierte Marktforschungsinstrumente ein. Insbe-

sondere kann der Einsatz von Nutzerbefragungen, Beschwerde- und Vorschlags-

wesen und Problem-Management-Verfahren beobachtet werden.

In der Praxis stoßen die eingesetzten Verfahren zur Nutzerintegration allerdings

deutlich an ihre Grenzen. Häufig dienen die Instrumente ausschließlich dazu, nach

außen Kundenorientierung zu dokumentieren. Es werden zwar vielfältige Daten ge-

sammelt, die dann aber kaum Einfluss auf die konkrete Gestaltung der Dienstlei-

stungsproduktion haben. Darüber hinaus konzentrieren sich die bestehenden Ver-

fahren noch zu häufig auf leicht zu beobachtende Merkmale von Qualität (z.B. die

Anzahl der Beschwerden). Elemente der Verbesserung von Struktur- und Prozes-

squalität werden überall noch zu wenig beachtet.

Die Wirksamkeit von Verfahren zur Qualitätsverbesserung ist häufig durch die

weit verbreitete Abnahmepflicht von verwaltungsinternen Leistungen durch die

Nutzer eingeschränkt. Feedback-Verfahren verlieren an Relevanz, wenn der Nutzer

durch den Kontrahierungszwang zur Abnahme von Dienstleistungen verpflichtet

ist und nicht die Möglichkeit hat, den Anbieter zu wechseln.

Tendenziell kann aber in den meisten Kommunen festgestellt werden, dass

sich die Bewertung der erstellten Leistungen durch die Nutzer verbessert hat,

weil es gelungen ist, eine neue technische Infrastruktur und Anwenderunter-

stützung (z.B. User Help Desk) in der Verwaltung aufzubauen. Produktinnovatio-

nen wurden dabei in einigen Fällen durch die Einbeziehung von privaten Part-

nern realisiert (wie zum Beispiel im Kreis Ludwiglust mit T-Com und T-Systems,

in Leipzig zusammen mit IBM, in Bremen zusammen mit T-Systems). Die Nutzung

von Wettbewerbselementen hat in allen Kommunen zu einer intensiveren Dis-

kussion über die Standards (z.B. Service-Level, Infrastrukturausstattung) und die
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Prozesse (z.B. Auftragsmanagement, Benutzerunterstützung) der IT-Dienstleis-

tungsproduktion geführt.

Kosten

In allen untersuchten Kommunen berichten die Fachämter von einer deutlichen

Verbesserung des Kostenbewusstseins im Umgang mit der IT. Die Leistung IT ist

heute für die Mitarbeiter kein »freies Gut« mehr.

Zum Teil verweisen die untersuchten Kommunen auf reale Kosteneinsparun-

gen und begründen dies mit der Verbesserung der Kostenstrukturen durch die Nut-

zung von Wettbewerbselementen (wie zum Beispiel in Dortmund und im Kreis Lud-

wigslust). Die Effizienzgewinne sind aber nur teilweise Folge der wettbewerblichen

Ausrichtung der Dienstleistungsproduktion. Die Dienstleister konnten von den seit

Jahren sinkenden Preisen für Hardware profitieren, was z.B. billigere PC-Mieten er-

möglichte, oder »gewöhnliche« Rationalisierungsstrategien wie die Konsolidierung

von Servern und die Zentralisierung des Einkaufs.

Kritisch zu hinterfragen ist, ob die von einigen untersuchten Kommunen ein-

gesetzten marktlichen Strategien überhaupt die erhofften Kostensenkungen im IT-

Bereich realisieren können (wie zum Beispiel in Leipzig und im Kreis Ludwigslust).

Marktliche Komplettlösungen erzwingen, dass der private Dienstleister insgesamt

deutlich produktiver sein muss als die (konkurrierende) kommunale IT-Einrichtung,

da die Verwaltung im Falle der Abführung der Mehrwertsteuer keinen Vorsteuer-

abzug gelten machen kann. Darüber hinaus wirken im IT-Bereich die Tarifunter-

schiede zwischen öffentlichem Sektor und IT-Industrie (z.B. System-Administrator,

SAP-Berater, Hotline-Mitarbeiter) zu Ungunsten des privaten Anbieters. Erfahrun-

gen zeigen zwar, dass Outsourcing-Dienstleister bestimmte Dienstleistungen (z.B.

Rechenzentrumsleistungen) deutlich billiger (bis zu 80%) anbieten können. Der Out-

sourcing-Dienstleister kann vor allem im Bereich der Server und der Infrastruktur

Größenvorteile gegenüber den internen Dienstleistern realisieren. Der Aufwand für

die Analyse von Releases, Service-Packs und Produkten, für die Beurteilung ihrer

Kompatibilität, und für den Test von Konfigurationen usw. ist enorm. Dieser Aufwand

fällt unabhängig davon an, ob die Produkte auf einem, auf 40 oder auf 1000 Servern

installiert werden sollen. Die Installation selbst ist dagegen vielfach Routine und

verursacht nur geringe Kosten. Das Verhältnis von fixen zu variablen Kosten muss

für einen externen Anbieter, der eine große Zahl von Installationen betreut, erheb-

lich günstiger ausfallen. Keine Einsparungen sind dagegen bei den Leistungen Be-

nutzerbetreuung und Endgeräte zu erwarten. Hier kann ein externer Anbieter kaum

Größenvorteile erzielen, was vor allem mit dem relativ hohen Grad an Routinevor-
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gängen zusammenhängt. Auch das vergleichsweise niedrige Gehaltsniveau im IT-

Bereich des öffentlichen Dienstes macht die Eigenproduktion hier attraktiv.Für Kom-

plettlösungen bewegen sich private IT-Dienstleister in einer Spanne von minde-

stens 15-20% Mehrkosten gegenüber konkurrierenden kommunalen Einrichtungen.

Darauf deutet auch hin, dass die untersuchten Dienstleister (mit marktlicher Orga-

nisationslösung) eine Reduzierung der Gewinnerwartungen vorgenommen haben,

um so konkurrenzfähig zu sein. Zugleich zeigt das Scheitern eines marktlichen Pro-

jektes, dass private Anbieter bei reduzierten Gewinnaussichten schnell das Interes-

se an der Beziehung verlieren, was in diesem Fall das Ende der Geschäftsbeziehun-

gen zur Folge hatte (wie zum Beispiel in Leipzig).

Darüber hinaus setzt sich in den Kommunen langsam die Erkenntnis durch, dass

der IT-Bereich auf Grund der strategischen Relevanz für die Abwicklung von Ge-

schäftsprozessen kein nennenswertes Einsparpotenzial bietet. Zukünftig wird es

sogar eher zu Mehrkosten im IT-Bereich kommen, um für die elektronische Abbil-

dung von Dienstleistungen und Prozessen die notwendige Infrastruktur zu schaf-

fen. Die Ausweitung der Produktportfolios und IT-Budgets in allen Kommunen (z.B.

für Beratungsleistungen, Anwendungsbetreuung, Neues Kommunales Finanzma-

nagement) deutet auf diese Entwicklung hin. Deutliche Einsparpotenziale dürften

dagegen zukünftig eher im Bereich der Geschäftprozesse zu realisieren sein. »Nicht

an der IT, sondern mit der IT sparen«, so formuliert der Geschäftsführer eines der un-

tersuchten Dienstleister den zukünftigen Trend.

Beschäftigung

Plakativ formuliert führen Wettbewerbsstrategien in der IT-Dienstleistungspro-

duktion eher zu deutlichen Verbesserungen für den einzelnen Mitarbeiter. Im Ver-

gleich zu operativ-manuellen Dienstleistungen, etwa im Bereich Grünflächen, wo

durch die Einführung von Wettbewerb deutliche Verschlechterungen für Beschäf-

tigte zu erwarten sind, kann in keiner untersuchten Kommune eine Tendenz in Rich-

tung Verschlechterung der Arbeits- und Entlohnungsstrukturen ausgemacht wer-

den. Das ist aber nur teilweise überraschend. Im Gegensatz zu klassischen

Blue-collar-Tätigkeiten leidet die Wettbewerbsfähigkeit von kommunalen IT-Leis-

tungen nicht unter zu hoher Bezahlung, sondern eher an der zu geringen Entloh-

nung der Beschäftigten. Kommunale IT-Dienstleister haben deshalb große Schwie-

rigkeiten, geeignetes Fachpersonal (z.B. SAP-Berater, System- und Netzadminis-

tratoren) zu BAT-Konditionen zu finden.

Positive Beschäftigungseffekte können vor allem beim Beschäftigungsvolumen,

aber auch bei der Qualifikation und der Bezahlung der Mitarbeiter beobachtet wer-
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den. In den betrachteten Kommunen ist es teilweise zur erheblichen Aufstockung

des Personals gekommen. Die Zunahme ist vor allem die Folge betrieblicher Ge-

schäftsstrategien, die durch das Anbieten neuer Produkte und Dienstleistungen

sowie durch die Akquise neuer Kunden im kommunalen Sektor die eigene Wett-

bewerbsfähigkeit steigern sollen. Selbst bei einer Reduzierung kommunaler Be-

schäftigung durch Outsourcingstrategien bleibt bei einer vollständigen Verlage-

rung der Beschäftigung in den Privatsektor das Beschäftigungsvolumen insgesamt

konstant.

Weiterhin haben sich für die Mitarbeiter durch Maßnahmen der Personalent-

wicklung, insbesondere durch Qualifizierung und Tätigkeitsanreicherung (job en-

richment), individuelle Verbesserungen ergeben. Diese positiven Veränderungen

kamen zum Tragen, wenn die umfangreichen Qualifizierungsmöglichkeiten eines

privaten Partners genutzt wurden. Teilweise ist es auch zur Verbesserung der Ein-

kommenssituation gekommen,entweder weil die Tarifstrukturen des privaten Dienst-

leisters zur Anwendung kamen, oder weil durch eine höhere Stellenbewertung die

Möglichkeiten von BAT und Dienstrecht besser ausgeschöpft wurden.

Es sind bisweilen aber auch deutliche Verschlechterungen zu verzeichnen, wenn

– bei gleichem Gehalt – die Anzahl der Überstunden vieler Mitarbeiter drastisch zu-

genommen hat. Zudem kann die hohe Auslastung zu erheblicher Mehrarbeit der

Mitarbeitern führen. Einzelne Mitarbeiter der untersuchten Dienstleister berichten

von Stresserscheinungen. Bisher waren jedoch in keiner der untersuchten Kommu-

nen Abwanderungen auf Grund der gestiegenen Arbeitsbelastung zu verzeichnen.
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6 . S I N D  KO M M U N A L E  
D I E N S T L E I S T E R  F Ü R
D E N  W E T T B E W E R B  
G E R Ü S T E T ?

Christoph Andersen, Marcus Beck,

Stephan Selle

Am Ende des Buches stellt sich die Frage, inwieweit Kommunen für den Wettbe-

werb gerüstet sind. Das Forschungsprojekt untersuchte, inwieweit sich die politi-

sche Führung einer Kommune und die betrieblichen Leiter der kommunalen Dienst-

leister auf mögliche Wettbewerbssituationen in der Zukunft vorbereiten. Ziel muss

dabei nicht sein, tatsächlich in den Wettbewerb mit privaten Anbietern zu treten,

aber zumindest nachweisen zu können, dass die eigene interne Produktion von

Dienstleistungen sowohl in Qualität, als auch im Preis mindestens gleichwertig ist

mit den Angeboten konkurrierender Unternehmen am Markt.

Die Bilanz aus den Fällen ist eher ernüchternd.Es gibt in den meisten Kommunen

innovative Ansätze an verschiedenen Punkten, aber es ist in allen Kommunen kein

konsistenter Ansatz zu erkennen, der von Politik und Betrieb gleichermaßen unter-

stützt wird.Vielfach sind schon die Ausgangsbedingungen nach wie vor mangelhaft.

Die Politik in den untersuchten Kommunen hat keine Strategie für die kommu-

nale Dienstleistungsproduktion, so dass interne kommunale Dienstleistungsanbie-

ter stets unter Ungewissheit über ihre eigene Zukunft agieren und deswegen auch

selbst keine offensive Strategie entwickeln.

Die Wettbewerbsfähigkeit der internen Dienstleister ist aber oft gegeben, wie

die Beispiele aus dem IT-Bereich zeigen, aber auch im Bereich der Druckerei. Bei letz-

terem auch dann, obwohl die Personalkosten höher sind, aber durch die enge Kun-

denbindung und der damit reduzierten Transaktionskosten die Kundenzufrieden-

heit außerordentlich hoch ist. Der Bereich Grün ist – trotz einiger durchaus

wegweisender Innovationen in der Organisation und insbesondere der Arbeitsor-

ganisation – im Vergleich zu den anderen untersuchten Bereichen am wenigsten

für den Wettbewerb vorbereitet. Die Gründe hierfür liegen in der schwierigen Ver-

mittlung der Qualität an den Auftraggeber (professionelle Qualitätsstandards ver-

sus Auftraggeberstandards versus Nutzerstandards) und in dem durch mangelnde

nicht-monetäre Kriterien forcierten Wettbewerb um Personalkosten.
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8 . G L O S S A R

Einige Begriffe sind beschrieben worden in Anlehnung an das Verwaltungslexikon

von: Bals, Hansjürgen; Hack, Hans (2000): Verwaltungsreform: Warum und Wie. Leit-

faden und Lexikon, Bd. 1 der Reihe »Die neue Kommunalverwaltung« hrsg. von Bals,

Hansjürgen, Hack, Hans und Reichard, Christoph, München: Verlag Jehle Rehm.

Budgetierung

Budgetierung bezeichnet im neuen Finanzmanagementsystem das Verfahren

der Haushaltsplanaufstellung und -bewirtschaftung. Bei der Aufstellung des Haus-

haltsplans werden den Fachbereichen im Rahmen des insgesamt für das Planjahr

erwarteten Ressourcenaufkommens Budgets vorgegeben, innerhalb derer sie weit-

gehend selbstständig ihre Einzelansätze und das Leistungsprogramm festlegen kön-

nen.Bei der Bewirtschaftung der Budgets und der Erfüllung des Leistungsprogramms

wird den Organisationseinheiten eine möglichst umfassende und weitgehende Ver-

antwortung und Flexibilität eingeräumt.

Anreiz- und Sanktionsmechanismen

Für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit benötigt der kommunale Auf-

traggeber wirksame Möglichkeiten der Steuerung des Auftragnehmers. Dies ist

durch Anreiz- und Sanktionsmechanismen zu erreichen, die zu Veränderungen der

Kostenstrukturen führen. Es gibt verschiedene Möglichkeiten von Anreiz- und Sank-

tionsmechanismen, die der Gewährleistung von qualitativ gewünschten Leistun-

gen des Auftraggebers dienen. Dazu zählen z.B.: Ziel- und Leistungsvereinbarungen

in Verbindung mit der dezentralen Ressourcenautonomie (z.B. Bezahlungssysteme,

Flexibilisierung der Mittelverwendung), organisationsübergreifende Regelungen

(z.B. Abnahmeverpflichtung bzw. Befreiung von dieser), ein zentrales Controlling.

Ausweitung

Ausweitung hat zwei unterschiedliche Ausprägungen: die sachliche und die

räumliche Ausweitung. Die sachliche Ausweitung der Kommunalwirtschaft meint

die Erweiterung der Geschäftstätigkeit der Kommunen insgesamt, und insbeson-

dere den Markteintritt in Marktsegmente, in der bislang nur die Privatwirtschaft tätig

war. Die räumliche Ausweitung bezeichnet die Erlaubnis für Gemeinden und ihre

Einrichtungen, auch auf dem Gebiet anderer Gemeinden tätig zu werden.
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Controlling

Controlling ist ein System der Führungsunterstützung, das der Zielformulierung,

Entscheidungsfindung und Entscheidungskontrolle des Verwaltungsmanagements

durch Informationsversorgung, -bearbeitung und -auswertung dient. Durch Con-

trolling wird versucht, die Führungsfunktionen Planung, Organisation, Personal und

Kontrolle funktional miteinander zu verknüpfen. Geht es um die Gesamtsteuerung

einer Organisation im Bereich der Ziel- und Aufgabenentwicklung und Erfolgskon-

trolle, wird von strategischem Controlling gesprochen. Geht es dagegen um den

Aufbau eines effizienten Rechnungswesens und die Binnensteuerung einzelner Or-

ganisationseinheiten, spricht man von operativem Controlling.

Deckungsfähigkeit von Haushaltstiteln, gegenseitige

Die gegenseitige Deckungsfähigkeit von Haushaltstiteln war ein wichtiger Schritt

in der Flexibilisierung des kameralen Rechnungswesen. Die Planungsansätze, die

nicht ausgeschöpft sind, können so mit Planungsansätzen, deren Mittel bereits voll-

ständig abgeflossen sind, gegenseitig gedeckt werden. In der Regel ist die gegen-

seitige Deckungsfähigkeit beschränkt, beispielsweise können Personalkosten nicht

mit Sachkosten gedeckt werden.

Dezentrale Ressourcenautonomie/-verant wor tung

Dezentrale Ressourcenverantwortung umfasst die Freiheit der Verwendung von

Mitteln innerhalb eines festgelegten Budgets. Neben den Finanzen müssen auch

die Ressourcen Personal (Rekrutierung, Qualifizierung, Entlohnung), Organisation

(Organisationsform, Arbeits- und Geschäftsprozesse), Betriebsmittel, Investitions-

güter, Immobilien und Informationen berücksichtigt werden. Das Verfügungsrecht

über die Ressourcen soll nach der Idee der Dezentralisierung der Fach- und Res-

sourcenverantwortung beim verantwortlichen Leiter einer Geschäftseinheit liegen.

Die Neuordnung soll ermöglichen, dass dezentrale Einheiten eigenverantwortlicher,

flexibler, zeitgerechter und problemorientierter handeln können, ohne für jede be-

triebliche Detailentscheidung die Zustimmung der administrativen oder politischen

Führung einholen zu müssen.

Dezentralisierung

Vgl. dezentrale Ressourcenautonomie
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DIN ISO 9000

DIN ISO 9000 ist ein Zertifizierungsverfahren zur Sicherung betrieblicher Qua-

lität. Ansatz der DIN ISO 9000ff. ist die systematische Festlegung und Dokumenta-

tion von Standards und Kriterien für Qualitätssysteme in einem Qualitätshandbuch.

Dabei ist das vorrangige Ziel der Unternehmen, gegenüber den Kunden die Festle-

gung von Qualitätsstandards sowie deren rationelle Erfüllung in Form dieser Do-

kumentation nachzuweisen.

Evaluation

Evaluation ist eine sozialwissenschaftliche Methode, mittels derer erhoben wer-

den kann, ob, wie und warum Ziele erreicht oder verfehlt wurden. Gegenstand der

Evaluation können Mengen, Zeiten, Qualitäten und Geldverbrauch sein. Klare Para-

meter gibt es für Mengen, Zeit und Finanzen; Qualitäten (z. B. Kunden- oder Mitar-

beiterzufriedenheit, Sicherheit) sind hingegen nur über Indikatoren oder (subjekti-

ve) Einschätzungen feststellbar. Für letztere ist der Aufwand erheblich höher

(Befragungen, Abgleich unterschiedlicher Sichten). Oft fehlen methodische Erfah-

rungen und Konzepte. Die Gefahr, nur einfach Feststellbares zu evaluieren, ist für die

Kommunalverwaltung enorm. Zielorientierung erfordert aber trotz dieser Schwie-

rigkeiten den Einbezug »weicher« Faktoren. Dies kann nur in einem Lernprozess ge-

schehen, der am Anfang unbefriedigend und fehlerbehaftet sein kann: Es kommt

hier nicht auf Perfektionismus an, sondern auf verantwortliche und auf hohem In-

formationsniveau vorgenommene Einschätzungen und Beurteilungen der Verwal-

tungsführung.

Gemeinkosten

Als Gemeinkosten werden solche Kosten bezeichnet, die sich nur bedingt ein-

zelnen betrieblichen Leistungen zuordnen lassen (z.B.Kosten der politischen Führung,

Kosten der Demokratie).

Geschäftsfeld

Kommunale Dienstleister, die sich im Wettbewerb behaupten sollen, müssen

die Möglichkeit haben, ihre angestammten Geschäftsaktivitäten, die sich auf die

Mutterkommune beschränken, zu überwinden. Dazu gehört beispielsweise Aufträ-

ge von Dritten hereinzunehmen, um zu einer guten Auslastung der Kapazitäten zu

kommen, z. B. indem sich der Baubetriebshof einer kreisangehörigen Gemeinde an

einer Ausschreibung des Kreises für die Pflege der Außenanlagen bei einer in der

Gemeinde gelegenen Kreisschule beteiligt.
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Go-Away-Kosten

Als Go-Away-Kosten werden die Kosten bezeichnet, die bei einem Wechsel der

Produktionsform (in der Regel von der öffentlichen Produktion zu einer alternati-

ven Erstellungsform) tatsächlich wegfallen. Diese Kosten müssen mit den Kosten,

die beim Auftraggeber verbleiben, in Beziehung gesetzt werden, um die tatsächli-

che Einsparung festzustellen zu können.

Insourcing

Im Gegensatz zum Outsourcing werden ausgelagerte Tätigkeiten wieder in die

Verwaltung integriert oder neue Geschäftfelder eröffnet.

Interne Dienstleister

Interne Dienstleister sind Organisationseinheiten, die Vorleistungen für andere

Fachbereiche oder Einrichtungen der Verwaltung erbringen (z.B. Druckerei, Infor-

mationstechnologie, Personalverwaltung). Sie arbeiten auf der Basis von Dauer- oder

Einzelaufträgen. Ihre Leistungen sind von den Auftraggebern zu bezahlen, wenn

dies unter finanzwirtschaftlichen oder unter Steuerungsaspekten sinnvoll erscheint.

Wenn sich die Wirtschaft zunehmend so genannter Shared-Service-Center bedient,

so meint sie damit Interne Dienstleister.

Joint Venture 

Zwei oder mehr Kommunen können für die Leistungserstellung (z.B. Soft-

warevermarktung) ein gemeinsames Unternehmen gründen. Diese Form der Zu-

sammenarbeit wird als Joint Venture bezeichnet.

Kameralistik/Doppik 

Die Kameralistik ist das traditionelle Haushalts- und Rechnungswesen der öf-

fentlichen Verwaltung in Deutschland. Sie erfasst die Ansätze des Haushaltsplans

und deren eventuelle Änderungen im laufenden Haushaltsjahr auf einem der Bud-

getstruktur folgenden Kontensystem (Haushaltssoll), verbucht die im Rahmen der

Haushaltsansätze erfolgten Aufträge, sodann die Zahlungsanordnungen (Anord-

nungssoll) und die tatsächlich erfolgten Zahlungen (Kassen-Ist), stellt Soll-Ist-Ver-

gleiche zwischen diesen an (Haushaltsüberwachung) und ermittelt danach die Jah-

resabschlüsse. Diese Form der Kameralistik wird auch als erweiterte Verwaltungs-

kameralistik bezeichnet und von der früheren einfachen Kameralistik (nur Ist-Bu-

chungen) unterschieden. Von der kaufmännischen doppelten Buchführung unter-

scheidet sich die gehobene Verwaltungskameralistik vor allem in zwei Punkten: Ei-
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nerseits kennt sie keine doppelte Verbuchung und keinen zwangsweisen Verbund

mit den Vermögenskonten. Andererseits ist sie im Prinzip auf die Erfassung von Ein-

nahmen und Ausgaben (streng genommen Einzahlungen und Auszahlungen) hin

konzipiert und hat systematische Schwierigkeiten mit der Verarbeitung nichtaus-

gabe- bzw. nichteinnahmegleicher Aufwendungen und Erträge.

Kontrahierungszwang 

Der Kontrahierungszwang (auch: Anschluss- und Benutzungszwang oder Ab-

nahmeverpflichtung) regelt, dass Facheinheiten für eine bestimmte Zeit nur bei in-

ternen Dienstleistern Leistungen/Produkte abfragen, nicht aber bei Externen ein-

kaufen dürfen. Damit wird eine direkte Konkurrenz für die internen Dienstleister

zunächst ausgeschlossen. Dennoch gilt es, in der Zeit der Abnahmeverpflichtung

die Ziele, Kosten und Qualitäten der Dienstleistungsanbieter explizit zu ermitteln

und den internen Kunden transparent zu machen.

Kontraktmanagement 

Wesentliche Forderung der Verwaltungsmodernisierung ist die Trennung der

Auftraggeber- und Auftragnehmerfunktionen. Die aus der Aufteilung resultieren-

den Leistungsbeziehungen werden durch Zielbeziehungen konkretisiert und fixiert.

Zentrales Ziel des Kontraktmanagements ist es hierbei, eine verwaltungsintern ver-

bindliche Zielabsprache zu treffen, die dem Auftraggeber dazu dient, den Auftra-

gnehmer ergebnisorientiert zu steuern. Kontrakte beinhalten Leistungszusagen hin-

sichtlich Mengen, Qualität und Wirkungen auf der Grundlage von Ressourcen-

bereitstellungen. Kontraktmanagement ist somit ein Instrument, mit dem die Kom-

munen ihre vom Inputdenken beherrschte Arbeit auf Ziele, Ergebnisse (Output) und

gesellschaftliche Wirkungen (Outcome) ausdehnen. Als neues Steuerungs- und

Führungsprinzip dient es der Steigerung der Effektivität und der Effizienz des Ver-

waltungshandelns und soll zu einer Erhöhung der Transparenz für die erbrachten

Leistungen und die entstandenen Kosten beitragen.

Kooperation

Die klassische Dichotomie von Markt und Hierarchie ist eine unzureichende Dif-

ferenzierung. Beobachtungen praktischer Politik in den siebziger Jahren führten zur

Entdeckung verschiedener Spielarten der horizontalen und vertikalen Koordinati-

on (»kooperative Staatstätigkeit«). Als Ergebnis werden Formen der Kooperation

zwischen Organisationen als weiterer spezifischer Mechanismus der Koordination

angesehen. Zu den Kennzeichen kooperativer Beziehungen zählen der offene Zeit-
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horizont, die Offenheit der Kommunikation sowie die Prinzipien der spontanen So-

lidarität und des Vertrauens. Kooperationen versorgen die an den Märkten und in

Organisationen (»Hierarchie«) Handelnden mit der Ressource Vertrauen, womit diese

vor Überregulierung und Übervorteilung geschützt werden.

Kundenbefragung 

Kundenbefragungen werden durchgeführt, um von den Leistungsabnehmern

Informationen zu den verschiedenen Aspekten zu erhalten: Zufriedenheit mit der

Leistung, Qualität der Leistung, Wartezeiten bei der Durchführung, Interaktion zwi-

schen Kunden und Mitarbeitern und Wünsche der Kunden in Bezug auf Service und

Änderungswünsche. Die Ergebnisse von Kundenbefragungen dienen als Kontroll-

instrument für die Qualitätssicherung.

Leitbild 

Die Formulierung von Visionen (vgl. Vision) mündet in einem kommunalem

Leitbild.

Markt

Über die Besonderheiten des Marktes wird in der Literatur nur spärlich Auskunft

gegeben. In der neoklassischen Ökonomik scheint der Markt vor allem gekenn-

zeichnet zu sein durch atomistische Konkurrenz, strikt nutzenorientierte Akteurs-

motive, rational kalkulierte Wahlentscheidungen, vollständige Verträge sowie die

Bedingung des jederzeit freien Zu- und Austritts. Diskutiert werden auch Tausch-

handlungen unter Marktbedingungen als Interessenskonflikt zwischen Anbietern

und Nachfragern. Darüber hinaus wurden von den Sozialwissenschaften detailliert

Themen des Marktversagens sowie Voraussetzungen, Risiken und Grenzen von

Markthandeln herausgearbeitet. Unter Markt kann die Ermöglichung einer wech-

selseitig vorteilhaften Beziehung verstanden werden, die Akteure angesichts ungün-

stiger Alternativen freiwillig eingehen. Prägendes Merkmal des Marktes ist also das

Wirken des Koordinationsmechanismus von Angebot und Nachfrage.

New Public Management/Neues Steuerungsmodell  

Seit Anfang der 90er Jahre wird unter dem Sammelbegriff New Public Mana-

gement (NPM) international eine Vielzahl von Reformstrategien für die Moderni-

sierung der öffentlichen Verwaltung diskutiert.Die deutsche Variante des NPM wurde

Anfang der1990er Jahre von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-

tungsvereinfachung (KGSt) entwickelt und verbreitet sich seitdem unter dem Namen
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Neues Steuerungsmodell (NSM). Das wesentliche Ziel des NSM ist die Stärkung der

Managementorientierung in öffentlichen Organisationen. Durch ein Umdenken in

Richtung Dezentralisierung, Ergebnisverantwortung, Einsatz von Managementin-

strumenten (z.B. Controlling, Kosten- und Leistungsrechnung, Budgetierung, Kon-

traktmanagement, Personalmanagement), Wettbewerb sowie Bürger- und Kunde-

norientierung sollen diverse Modernisierungslücken bürokratischer Organisationen

geschlossen werden. Hierdurch sollen die Effektivität, Effizienz und Qualität der öf-

fentlichen Dienstleistungsproduktion erhöht werden.

Nutzer

Erklärtes Ziel der Verwaltungsmodernisierung der letzten Jahre ist es, die Kun-

denorientierung der Leistungserstellung und den Nutzen der Angebote für Kun-

den und die lokale Gemeinschaft zu erhöhen. Der Einsatz neuer Managementkon-

zepte, in diesem Zusammenhang insbesondere die Trennung der Auftraggeber-

und Auftragnehmerfunktionen sowie die Mitarbeiterbeteiligung (»empowerment«)

bewirken den Wandel des klassischen, passiven Anwenders hin zum aktiven, kon-

sumierenden Nutzer von Dienstleistungen.Dabei ist der Begriff Nutzer von abstrakter

Natur und losgelöst vom einzelnen Mitarbeiter zu sehen. Die Nutzer von kommu-

nalen Leistungen können sowohl einzelne Verwaltungsmitarbeiter und Führungs-

kräfte als auch Teams, Fachbereiche oder sogar andere lokale Institutionen (z.B.Ver-

eine) sein. Der Wandel in Richtung kundenorientierter Dienstleistungsorganisation

bewirkt, dass die Nutzer für die Beauftragung des Dienstleisters mit der Produktion

von verschiedenen Dienstleistungen verantwortlich sind.

Outsourcing 

Unter Outsourcing kann die Auslagerung von innerbetrieblich erfüllten Aufga-

ben an rechtlich selbstständige Dienstleistungsunternehmen verstanden werden.

Dies geschieht, um Kosten- und Qualitätsverbesserungen für die Verwaltung zu er-

reichen. Bei der Auslagerung von Dienstleistungen übernimmt ein externer Anbie-

ter bestimmte administrative Funktionen, beispielsweise den Betrieb und das Ma-

nagement der Computer- und Kommunikationssysteme und des Rechenzentrums,

der Reinigung von Verwaltungsgebäuden und Schulen sowie die Pflege kommu-

naler Grünflächen.

Politiklernen

Für die Entwicklung von Visionen ist es von Bedeutung, wie die kommunale Po-

litik Wissen aus verschiedenen Politikfeldern und Sektoren erlangen kann, und wie
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die verantwortlichen kommunalen Akteure über die Dienstleistungsproduktion ler-

nen und dieses Wissen in die Zielformulierung einfließen lassen können. Es können

zwei unterschiedliche Perspektiven der Informationsbeschaffung unterschieden

werden: die der (klassischen) betrieblichen und die der nicht-betrieblichen Infor-

mationsflüsse. Betriebliche Informationen stammen vom jeweiligen Dienstleister

(z.B. Kostendaten); nicht-betriebliche Informationen dagegen aus dem Umfeld der

Dienstleistungsproduktion (z.B. Marktdaten).

Preisbildung

Unter Preisbildung versteht man die Methode, mit der ein Dienstleister die Prei-

se für seine Dienstleistungen kalkuliert. Grundsätzlich können verschiedene For-

men der Preiskalkulation unterschieden werden: Kostenpreise,Verhandlungspreise

und Marktpreise.

Preisvergleich

Der entscheidende Ansatzpunkt für die Wettbewerbsfähigkeit ist die Fähigkeit

des kommunalen Dienstleisters, die eigenen Kostenstrukturen mit denen konkur-

rierender Anbieter zu vergleichen, um so ein Änderungspotenzial erkennen zu kön-

nen. Für den Vergleich werden entweder die eigenen Kostenpreise mit den Markt-

preisen von (potenziellen) Wettbewerbern und/oder im Rahmen von inter-

kommunalen Vergleichen mit den Kostenpreisen anderer interner Dienstleister ver-

glichen.

Produkt

Der Produktbegriff ist ausgesprochen positiv besetzt, bedeutet doch produzie-

ren im sprachlichen Gebrauch des Alltags soviel wie »viel hervorbringen, ergiebig,

fruchtbar oder schöpferisch sein". Als Produkt im Sinne des KGSt-Konzeptes wird

alles bezeichnet, was Ergebnis eines Leistungsprozesses ist und die betreffende Or-

ganisationseinheit verlässt. Dazu gehören auch verwaltungsinterne Leistungen. Das

Produkt ist die zentrale Maßeinheit und Steuerungsgröße im NSM. Es soll als Lei-

stungseinheit in der Kostenrechnung dienen, also als Kostenträger für alle Kosten,

die im Zusammenhang mit der Erstellung dieser Leistung angefallen sind, und zu-

gleich als Leistungseinheit für Budgetierungsprozesse. Als Steuerungsgröße soll das

Produkt zudem die Basis für die dezentrale Steuerung einzelner Fachbereiche bil-

den und zur Rahmensteuerung der Kommune durch Politik und Verwaltung bei-

tragen. Über die Steuerung der einzelnen Verwaltung hinaus soll das Produkt auch

die Maßgröße für interkommunale Vergleiche abgeben.
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Produzent

Eine der Hauptforderungen der Verwaltungsreform ist die Trennung von stra-

tegischer Leistungsplanung und -beauftragung (Auftraggeber) und operativer Lei-

stungserstellung (Auftragnehmer). Planung und Produktion sollen entkoppelt wer-

den. Zum Auftragnehmerbereich zählen verschiedene interne und externe Fach-

und Servicedienste der Kommune. Die Leistungserstellung wird in Auftrag gege-

ben, indem Rat und Verwaltungsführung Leistungsziele und damit verknüpfte Bud-

gets an die Vergabeabteilung vorgeben und diese zur Erreichung der Ziele Kon-

trakte mit verschiedenen internen und externen Anbietern (z.B. Privatwirtschaft,

Bürger, Public-Private-Partnership) abschließen. Die als Auftragnehmer fungieren-

den Verwaltungseinheiten einschließlich der verselbstständigten Einrichtungen er-

stellen diese Leistungen eigenverantwortlich: sie sind Produzenten für Dienstlei-

stungen im öffentlichen Interesse.

Prozessmanagement

Prozessmanagements beinhaltet die planerischen, organisatorischen und kon-

trollierenden Maßnahmen zur zielorientierten Steuerung der Leistungserstellung

hinsichtlich der Zielkriterien wie z.B. Qualität, Zeit, Kosten oder Kundenzufrieden-

heit. Prozessmanagement kann zu fachbereichsübergreifenden Prozessen und zur

Integration unterschiedlicher, bisher oft strukturbezogener Optimierungskonzep-

te führen.

Qualitätsmanagement

Wenn sich interne Dienstleister auf Grund des steigenden Wettbewerbsdrucks

um die Aufträge der internen Abnehmer bemühen müssen, ist eine Orientierung

am Kunden und dessen Qualitätsvorstellungen für die Erlangung von Wettbe-

werbsfähigkeit zwingend. Qualitätsmanagement wird hier als Gesamtführungsauf-

gabe verstanden, der die Qualitätspolitik unter Berücksichtigung der Kunden, der

Mitarbeiter und der Erstellungsprozesse festlegt und verwirklicht und sich somit

nicht auf die oberste Leitungsebene beschränkt, sondern sämtliche Hierarchiestu-

fen und alle Mitarbeiter des Systems betrifft.

Ser viceeinheit

Eine Serviceeinheit erstellt Vorleistungen für anderen Verwaltungseinheiten

(siehe auch interner Dienstleister).
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Strategisches Management

Unter strategischem Management kann die Entwicklung strategischer Prioritä-

ten und Handlungsleitlinien verstanden werden. Hierdurch wird die Politik befähigt,

die Vielzahl unterschiedlicher Dienstleistungsproduzenten im Sinne der Kommune

und ihrer Ziele zur lokalen Problemlösung heranzuziehen.

Total Quality Management ( TQM)

Das Total Quality Management betont im Gegensatz zur DIN ISO 9000ff. (vgl.

DIN ISO 9000) zum einen, dass sich Qualität nur am Markt beziehungsweise am Kun-

den ausrichten lässt. Zum anderen unterstreicht dieses Qualitätskonzept die Ver-

pflichtung eines jeden Mitarbeiters auf allen Ebenen, in allen Abteilungen und für

alle Prozesse bei der Qualitätssicherung. Berücksichtigt man die Besonderheit des

öffentlichen Sektors, zielt TQM auf die fundamentale Verbesserung der von den Kun-

den definierten Qualität. Dies geschieht durch Kostensenkung bei der Erbringung

der Dienstleistung und durch eine bessere Nutzung menschlicher, technischer und

organisatorischer Ressourcen. Es ist gerade im Zusammenhang der Steigerung der

Wettbewerbsfähigkeit hervorzuheben, dass TQM auf den drei sich ergänzenden

Säulen Mitarbeiterorientierung, Prozessorientierung und Kundenorientierung ba-

siert und so ein ganzheitliches Leitbild oder auch eine Unternehmens- bzw. Ver-

waltungsstrategie für die Verbesserung und Erneuerung der Organisation darstellt.

Vergabe

Vgl. Outsourcing

Vermarktlichung

Vermarktlichung beschreibt die Verlagerung der Produktionsverantwortung aus

bürokratischen Strukturen (z.B. Ämter, Dezernate) heraus in Richtung Markt (z.B. Ei-

genbetriebe, GmbHs, PPP) sowie die (gleichzeitige) Ergänzung der bürokratischen

Strukturen um marktähnliche Instrumente.

Verselbstständigung

Verselbstständigung von Dienstleistern ist ein häufig genutztes Vorgehen der

Verwaltungmodernisierung. Es können verschiedene Ausprägungen unterschieden

werden. Organisatorisch sind Ausgliederungen in Regie- und Eigenbetriebe sowie

Rechtsformwandlungen in kommunale Eigenbetriebe und GmbHs denkbar. Zudem

wird durch den Einbau marktähnlicher Instrumente (z.B. Budgetierung) in die Pro-

duktion die Verselbstständigung vorangetrieben. Verselbstständigung meint also

180



die Verlagerung der Produktionsverantwortung aus bürokratischen Strukturen in

Richtung Markt.

Vision

Unter einer Vision versteht man die idealtypische Beschreibung des von der

Kommune angestrebten Zustands. Damit ist die Vision ein Dokument, das die lang-

fristigen Ziele der Entwicklung des Gemeinwesens zusammenfasst. Sie darf sich

nicht darauf beschränken, lediglich die administrativen Ziele zusammenzutragen

oder sich auf parteipolitische Zielvorstellungen zu reduzieren. Charakteristisch für

eine Vision ist zweierlei: Einerseits wird die Zukunft des Gemeinwesens beschrie-

ben, wobei es unerheblich ist, ob dieser Zustand erst in den nächsten Jahren er-

reicht werden kann. Andererseits ist eine Vision durch die Bestimmung von The-

menschwerpunkten geprägt, es ist also klar erkennbar, welche Aspekte im

Vordergrund stehen und welche eher von nachrangiger Bedeutung sind.

Wettbewerb

Der Gedanke des Wettbewerbs spielt in der Verwaltungsreform im Rahmen des

NSM oder NPM eine wichtige Rolle. Er soll mithelfen, die im Steuerungssystem an-

gelegten Instrumente und Anreizsysteme »unter Strom zu setzen«. Zunächst geht

es darum, soviel wie möglich und sinnvoll echten Wettbewerb zu organisieren. Dafür

kommen in erster Linie die internen Dienstleister sowie sonstige Hilfsbetriebe und

vor allem die Regiebetriebe (z. B. die Abfallwirtschaft) in Betracht, die marktgängi-

ge oder marktübliche Leistungen erbringen. Voraussetzung ist die Trennung der

Auftraggeberfunktion (z. B. des Bauamtes) von der Auftragnehmerfunktion (z. B. des

Baubetriebshofs). Der Auftraggeber ist für die Organisation des Wettbewerbs ver-

antwortlich. In der Endstufe – meist nach einer Anpassungszeit von 3 bis 5 Jahren

– soll sich der interne Auftragnehmer im Wettbewerb mit privaten (und ggf. ande-

ren öffentlichen) Konkurrenten bewähren. Unbeschadet einzelner noch ungeklär-

ter Rechtsfragen ist Wettbewerb der vorgenannten Art, bei dem sich eigene Orga-

nisationseinheiten an Ausschreibungen beteiligen, wichtig für das bessere

Funktionieren des neuen Managementkonzepts.

Wettbewerbsfähigkeit 

Der Begriff Wettbewerbsfähigkeit ist vom Begriff (Markt-)wettbewerb abzu-

grenzen (vgl. Wettbewerb). Prägendes Merkmal von Marktwettbewerb ist der Ko-

ordinationsmechanismus von Angebot und Nachfrage. Marktwettbewerb bedeu-

tet für Dienstleister eine ständige Anstrengung um eine effiziente Produktion und
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attraktive Leistungen in Auseinandersetzung mit anderen privaten oder öffentli-

chen Leistungsanbietern. Wettbewerbsfähigkeit beschreibt dagegen die systema-

tische Verbesserung der Dienstleistungsproduktion bezogen auf Kosten, Qualität

und Beschäftigung. In der Erzielung von Wettbewerbsfähigkeit liegt die Vorausset-

zung für eine spätere erfolgreiche Teilnahme öffentlicher Dienstleister am Markt-

wettbewerb.

Wirkungen

Das neue Verwaltungsmanagement richtet den Blick zunächst auf die Produk-

te: sie sind das unmittelbare Ergebnis der Verwaltungstätigkeit (der Output).Tatsäch-

lich kommt es aber auf die Wirkung an (Impact). Darunter werden die Auswirkun-

gen der Verwaltungsproduktion gemessen an den politischen Zielen verstanden.

Während beispielsweise das städtische Netzwerk das Produkt ist, wäre die monat-

liche Verfügbarkeit (Stabilität des Netzes) ein Indikator für die Wirkung. Wegen der

Bedeutung der Wirkung wird das neue Verwaltungsmanagement in der Schweiz

und teilweise auch in Österreich als Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV)

bezeichnet.
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